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EDITORIAL/074: Friedhof in spe (SB)





Wochendruckausgabe 74 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
17.02.2018
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Friedhof in spe

Er wird und wurde wiederholt dem ehemaligen SPD-Vorsitzenden und
Bundeskanzler von 1969 bis 1974, Willy Brandt, zugesprochen, jener
indessen berühmte Satz: "Von deutschem Boden darf nie wieder Krieg
ausgehen."

Abgesehen von bereits vielen Jahren praktizierter Beteiligungen oder
Initiativen an diversen Angriffs- bzw. Überfallskriegen, welche die
Bundesrepublik Deutschland bereits auf ihrem Konto sammeln sollte, hat
die noch amtierende Regierung über ihre Verteidigungsministerin
Ursula von der Leyen auch die jüngste Chance eines Sicherheitstreffens
diverser Staaten Europas auf Nato-Ebene nicht ungenutzt gelassen, die
Frage nach einer eigenständig getragenen europäischen Verteidigung und
ihrem notwendigen Rüstungsaufbau gegen die mutmaßliche Gefahr einer
russischen Bedrohung vor dem Hintergrund vermeintlich eklatanter
Unterlegenheit an Technik, Waffen und Soldaten positiv und durch den
Vorschlag, eine in Deutschland angesiedelte Kommandozentrale "für
schnelle Truppen- und Materialtransporte" aufzubauen (dpa),
vorauseilend zu beantworten.

Eilfertig, diensteifrig und von denkbar fremdesten Interessen
geleitet, hat von der Leyen auf diesem Wege Mitteleuropa, und das
heißt insbesondere die Bundesrepublik Deutschland, zum Schlachtfeld
der Zukunft bestellt.

Sargnagel- und atomkopffrei wird doch nach langen weltbürokratischen
Mißlichkeiten endlich jener nennenswerte Federstrich getan, der sich
in allen seinen Folgen ausschließlich dazu eignet, großen, wartenden
Mehrheiten hierzulande das Licht auszublasen und eben diesen
möglicherweise eine fortgesetzte Beteiligung an der vollständigen
Zerrüttung und Zerstörung der irdischen Existenz zu ersparen.

Ihre Schattenblick-Redaktion


16. Februar 2018
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INFOPOOL / UMWELT / TICKER





ATOM/144: Strahlende Wege - Streckenwachen bundesweit ... (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) - 24. Februar 2018

Aktionstag gegen Urantransporte



(Bonn / Hamburg, 15.02.2018) Am 24. Februar 2018 findet ein bundesweiter
Strecken-Aktionstag gegen Urantransporte statt.
Anti-Atomkraft-Initiativen rufen zur Teilnahme an Mahnwachen auf, mit
denen auf die Gefahren der zahlreichen Urantransporte hingewiesen werden
soll. Gleichzeitig richten sich die Protestaktionen generell gegen die
Nutzung der Atomenergie. Der Bundesverband Bürgerinitiativen
Umweltschutz (BBU) weist darauf hin, dass erste konkrete Aktionen in
Norddeutschland, Nordrhein-Westfalen und in Rheinland-Pfalz angekündigt
wurden. 

http://urantransport.de/aktionstage/streckenaktionstag-2018

In dem Aufruf zur Teilnahme an den Protestaktionen heißt es: "Wir wollen
auf den Transport von Uranerzkonzentrat (auch bekannt als "Yellow Cake")
aufmerksam machen, das regelmäßig im Hamburger Hafen verladen wird und
dann per Bahn bis Narbonne im Süden Frankreichs fährt, inklusive
radioaktiver Strahlung und entsprechender Gefährdung. Uranerzkonzentrat
ist eine Art gelbes Pulver, das aus den Uranminen kommt und in Narbonne
in Uranhexafluorid (sehr giftiges Zeug) umgewandelt wird, damit es in
Gronau z.B. für Brennelemente angereichert werden kann."

Das Uranerzkonzentrat fährt über den Schienenweg von Hamburg über
Bremen, Osnabrück, Münster, Hagen, Köln, Bonn, Koblenz und Trier, danach
über Metz und Woippy bis Narbonne. Die Anti-Atomkraft-Initiativen rufen
zum Protest entlang dieser Transportstrecke auf.

Udo Buchholz vom BBU-Vorstand betont, dass sich der Aktionstag gegen
viele Gefahren der Atomindustrie richtet. "Der Schwerpunkt der Proteste
richtet sich gegen konkrete Transporte von Uranerzkonzentrat. Die
Proteste richten sich aber auch gegen alle Uran- und Atomtransporte,
sowie gegen Atomkraftwerke und Uranfabriken. Und der Protest richtet
sich auch gegen den Uranabbau, der in vielen Ländern erfolgt und der die
Rohstoffe der Atomindustrie liefert."

Urantransporte erfolgen auch mit LKW - Hilfskräfte werden vorab nicht
informiert

Der BBU weist darauf hin, dass Urantransporte nicht nur mit der
Bahnerfolgen, sondern auch mit LKW. Oft fahren die Transporte unerkannt
durch Wohngebiete; Hilfskräfte wie Feuerwehren oder das THW werden im
Vorfeld nicht über derartige Transporte informiert und wären im
Ernstfall selber den Gefahren radioaktiver Strahlung ausgesetzt.

Wer nicht im Nahbereich der Bahnstrecke Hamburg - Narbonne wohnt, kann
am 24. Februar auch in anderen Orten, unabhängig vom Streckenverlauf
Mahnwachen, Kundgebungen oder Infostände gegen Uran- und sonstige
Atomtransporte organisieren. Wo es zeitlich besser passt, können
Mahnwachen auch am 23.2. oder am 25.2. durchgeführt werden. Zur
bundesweiten Vernetzung ist es sinnvoll, die "Bundesweite Vernetzung
gegen Urantransporte" über geplante Aktivitäten zu informieren, damit
sie gemeinsam beworben werden können. Kontakt: kontakt@urantransport.de

Weitere Informationen über die Gefahren der Urantransporte, über den
Aktionstag am 24.2.2018 sowie über konkrete Aktionen unter:

http://urantransport.de

Informationen zum Thema Uranabbau:

http://www.wise-uranium.org

http://www.menschenrechte3000.de

Der BBU ist der Dachverband zahlreicher Bürgerinitiativen,
Umweltverbände und Einzelmitglieder. Er wurde 1972 gegründet und hat
seinen Sitz in Bonn. Weitere Umweltgruppen, Aktionsbündnisse und
engagierte Privatpersonen sind aufgerufen, dem BBU beizutreten um die
themenübergreifende Vernetzung der Umweltschutzbewegung zu verstärken.
Der BBU engagiert sich u. a. für menschen- und umweltfreundliche
Verkehrskonzepte, für den sofortigen und weltweiten Atomausstieg, gegen
die gefährliche CO2-Endlagerung, gegen Fracking und für
umweltfreundliche Energiequellen.

 * 

Quelle:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Telefon: 0228/21 40 32, Fax: 0228/21 40 33

Internet: www.bbu-online.de
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / AMNESTY INTERNATIONAL





MELDUNG/270: Zu den Urteilen gegen sechs Journalisten in der Türkei


Amnesty International - Pressemitteilung vom 16. Februar 2018

Urteile gegen Ahmet Altan, Mehmet Altan und Nazli Ilicak zeigen erneut,
dass die unabhängige Presse in der Türkei Opfer von Willkür und Repression
bleibt



Sechs Angeklagte, unter ihnen die drei Journalisten, sind am Freitag in der
Türkei zu lebenslangen Haftstrafen verurteilt worden. Dazu äußert sich
Markus N. Beeko, Generalsekretär von Amnesty International in Deutschland:

BERLIN, 16.02.2018 - "Heute, am Tag der Freilassung von Deniz Yücel, sind
die Journalisten Nazli Ilicak und die Brüder Ahmet und Mehmet Altan von
einem türkischen Gericht zu lebenslangen Haftstrafen unter verschärften
Bedingungen verurteilt worden. Diese Urteile verhöhnen rechtstaatliche
Prinzipien und die Europäische Menschenrechtskonvention. Erst vor wenigen
Wochen hatte das türkische Verfassungsgericht die Haft von Mehmet Altan für
verfassungswidrig erklärt, untergeordnete Gerichte haben diese Entscheidung
aber missachtet."

"Die heutige Freilassung von Deniz Yücel ist ein positives Zeichen, doch
die Urteile gegen die Journalisten am selben Tag erinnern auf dramatische
Weise daran, dass es in der Türkei keine Presse- und Meinungsfreiheit mehr
gibt. Die mehr als 100 weiteren inhaftierten Journalisten zeigen: Wer offen
und kritisch berichtet, ist der Willkür der türkischen Behörden ausgesetzt
und kann in keinster Weise auf faire Verfahren vertrauen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 16. Februar 2018

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Kampagnen und Kommunikation

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

E-Mail: presse@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / BEDROHTE VÖLKER





NAHOST/301: Israel - Gericht durchkreuzt Pläne zur Abschiebung von Afrikanern


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 18. Februar 2018

Wachsende Proteste gegen Netanyahus Umgang mit Flüchtlingsfrage

In Ruanda lebende Eritreer warnen Landsleute vor Abschiebung nach
Ostafrika 



Göttingen, den 18. Februar 2018 - Die Gesellschaft für bedrohte Völker
(GfbV) hat vor einer Abschiebung von 38.000 afrikanischen Flüchtlingen aus
Israel nach Ruanda gewarnt. "Es gibt weder Sicherheit noch Perspektive für
abgeschobene Flüchtende in Ruanda. Das zeigen die Beispiele Dutzender
Eritreer, die nach ihrer Ausreise aus Israel ohne Ausweispapiere und
finanzielle Mittel schutzlos der Willkür von Behörden und der
ortsansässigen Bevölkerung in Ruanda ausgeliefert sind", erklärte der
GfbV-Direktor Ulrich Delius am Sonntag in Göttingen. Die
Menschenrechtsorganisation äußerte die Hoffnung, dass aufgrund eines
jüngsten Gerichtsurteils vielleicht doch viele der 27.500 eritreischen
Flüchtlinge in Israel bleiben können. Die israelische Regierung will am 1.
April 2018 mit Abschiebungen afrikanischer Flüchtlinge beginnen, stößt
damit in der Öffentlichkeit jedoch auf wachsenden Protest.

In einer wegweisenden Entscheidung hat ein Berufungsgericht in Jerusalem am
letzten Donnerstag einem Eritreer Asyl gewährt, der vor dem unbegrenzten
Militärdienst in seiner Heimat geflohen ist. Der Eritreer hatte dagegen
geklagt, dass die Einwanderungsbehörden die Flucht vor dem Militärdienst
nicht als Asylgrund anerkannt hatten. "Dem Urteil kommt große Bedeutung zu,
da die meisten Eritreer vor dem oft zehn oder fünfzehn Jahre dauernden
zwangsweisen Einsatz als Armeeangehörige fliehen. Die Vereinten Nationen
werten den unbegrenzten Militärdienst in Eritrea als Verbrechen gegen die
Menschlichkeit. Nun können plötzlich 27.500 eritreische Flüchtlinge in
Israel Hoffnung haben, dass sie doch Schutz bekommen", sagte Delius.

Bis Ende des Jahres 2017 hatten in Israel 8.259 Flüchtende offiziell Antrag
auf Anerkennung gestellt. Der nun vor Gericht mit Erfolg klagende Eritreer
ist der 12. Asylbewerber, dem offiziell als Flüchtling in Israel Schutz
gewährt wird. Auch in dieser Woche hatten erneut tausende Israelis und
Flüchtende vor der Botschaft Ruandas in Israel gegen die Abschiebung
protestiert. Auch wandten sich 750 jüdische Rabbis aus aller Welt an
Israels Premierminister Netanyahu und forderten mit Rücksicht auf die
dramatische Flucht und Abweisung jüdischer Flüchtlinge in den 30er-Jahren
des letzten Jahrhunderts einen Stopp der Abschiebungspläne.

Freiwillig aus Israel nach Ruanda ausgereiste Eritreer warnen ihre
Landsleute vor einer unsicheren Zukunft in Ostafrika. "Denn sie haben in
der Gesellschaft Ruandas weder Perspektiven, noch Rechte und werden wie
Freiwild behandelt. Mittel- und schutzlos werden sie sich selbst überlassen
und haben keine Chance, Ruanda legal zu verlassen", erklärte Delius. "Eine
Abschiebung nach Ruanda löst nicht die Probleme der Eritreer, sondern wird
die Flüchtenden nur noch mehr traumatisieren".

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 18. Februar 2018

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / FAKTEN





MUMIA/872: Allegorie auf den Neoliberalismus (Mumia Abu-Jamal)


Kolumne 894

Allegorie auf den Neoliberalismus

Am 22. Januar starb die Schriftstellerin Ursula Le Guin

Von Mumia Abu-Jamal, Februar 2018



Die Schriftstellerin Ursula K. Le Guin wurde am 21. Oktober 1929 in
Berkeley, Kalifornien, geboren. Sie war die Tochter der Schriftstellerin
und Anthropologin Theodora Kroeber, die sich als Autorin von »Ishi in Two
Worlds«, einer Biographie über den letzten Yahi-Indianer in
Nordkalifornien, einen Namen gemacht hatte. Der Geburtsname von Le Guins
Mutter war Kracaw. Ihre Vorfahren waren im 19. Jahrhundert aus dem
polnischen Kraków in die USA eingewandert. Die ebenfalls zugewanderten
Großeltern ihres Vaters, des Professors für Anthropologie Alfred Louis
Kroeber, stammten ursprünglich aus dem Ort Kröbern in Thüringen.

Bekannt wurde Le Guin durch ihre Romane, von denen die meisten Themen der
phantastischen Erzählliteratur behandelten oder des Science-Fiction-Genres,
in denen sie aus den Scherben der realen Welt neue Welten entwarf. Ihre
Werke enthielten oft eine nur leicht verhüllte Kritik an den Übeln
imperialer Kriege und am Kampffieber des Militarismus. So etwa ihr 1972 in
den USA veröffentlichter Roman »The Word for World is Forest« (dt. »Das
Wort für Welt ist Wald«, 1975), ein allegorisches Werk, in dem sie
unverkennbar den Vietnamkrieg reflektierte. Der 1974 erschienene Roman »The
Dispossessed« (dt. 1976 »Planet der Habenichtse«; neu übersetzt 2006 als
»Die Enteigneten« und 2017 als »Freie Geister«), erzählt vom
anarchistischen Widerstand gegen die Ausplünderung der Gesellschaft durch
die Reichen.

Ein weiteres Werk aus dem Jahr 1971 war der Roman »The Lathe of Heaven«
(dt. »Die Geißel des Himmels«, 1974). Ein kurzer Auszug spiegelt den Geist
wieder, aus dem Le Guin dieses Buch schrieb: »Er war in einem Land
aufgewachsen, das von Politikern regiert wurde, die ihre Piloten
aussandten, Bomben auf Babys zu werfen und sie zu töten, um die Welt
sicherer zu machen für Kinder, die künftig dort aufwachsen würden.«

Le Guin schrieb ihre Bücher jedoch nicht nur für die Leser von Science
Fiction. Auf dem eher seltener beackerten Gebiet der Philosophie warf sie
mit ihrer Arbeit Fragen nach der wirklichen Natur der neoliberalen
Gesellschaft auf. Die 1973 erschienene Kurzgeschichte »The Ones Who Walk
Away From Omelas« (dt. »Die Omelas den Rücken kehren«, 1980) handelt von
einer Welt, in der alles in Ordnung zu sein scheint - bis auf einem
dunklen, übel riechenden Raum von der Größe einer Besenkammer, in dem ein
kleines Kind haust, das in völliger Einsamkeit große Qualen erleidet. Aber
irgendwie vermittelt gerade dieses exemplarische Leiden des Kindes, von dem
alle wissen, den Einwohnern von Omelas das Gefühl gesellschaftlichen
Wohlergehens.

Unter der Überschrift »The Child in the Broom Closet« (»Das Kind in der
Besenkammer«) eröffnet die Philosophin Elizabeth Povinelli mit dieser
grauenhaften Vision Le Guins die Einleitung ihres eigenes Buches »Economies
of Abandonment« (dt. »Ökonomien der Verlassenheit«). Povinelli nutzt Le
Guins Kurzgeschichte als Allegorie auf den modernen westlichen
Neoliberalismus, der sich auf der unsichtbaren Gewalt des Kapitalismus und
seinem ungeheuren Appetit gründet.

Für ihr umfangreiches Werk auf dem Gebiet der Science Fiction wurde Ursula
Le Guin mit zahlreichen Preisen ausgezeichnet, darunter dreimal mit dem
begehrten internationalen »Hugo Award«. Am 22. Januar 2018 starb die
Autorin in ihrem Haus in Portland, Oregon, im Alter von 88 Jahren.


Copyright: Mumia Abu-Jamal

mit freundlicher Genehmigung des Autors

Übersetzung: Jürgen Heiser

Erstveröffentlicht in "junge Welt" Nr. 30 vom 5. Februar 2018

 * 

Quelle:

Der Beitrag entstammt der Website www.freedom-now.de

mit freundlicher Genehmigung von Jürgen Heiser

Internationales Verteidigungskomitee (IVK)

Postfach 150 323, 28093 Bremen

E-Mail: ivk(at)freedom-now(dot)de

Internet: www.freedom-now.de
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / REPORT





BERICHT/112: Naturbegriffe - verschlungene Fürsprache ... (SB)




There is no more time for discussion on preventing "Climate Change". That
opportunity has passed. "Climate Change" is here. The Air is not the same
anymore. The Water is not the same anymore. The Earth is not the same anymore.
The Clouds are not the same anymore. The Rain is not the same anymore. The
Trees, the Plants, the Animals, Birds, Fish, Insects and all the others are not
the same anymore. All that is Sacred in Life is vanishing because of our
actions. The truth is we have moved beyond climate change to survival on Sacred
Mother Earth.

Beyond Climate Change to Survival on Sacred Mother Earth. United
Nations 21. September 2014 [1]

Wenn Leben nur mehr als Kampf ums Überleben in Erscheinung tritt und die Menschen
aufgrund der Herausforderungen, mit denen sie durch die zerstörerischen Folgen
des Klimawandels und Ressourcenraubbaus konfrontiert sind, mit dem Rücken zur
Wand stehen, dann negiert die sozialdarwinistische Ratio kapitalistischer
Verwertung und imperialistischer Aneignung auch die letzten Hoffnungen und
Wünsche, das menschliche Dasein könne sich vom bloßen Naturzwang emanzipieren.
Am meisten betroffen vom Hauen und Stechen um verbliebene Lebensressourcen sind
die aufgrund ihres ökonomischen und rechtlichen Status schwächsten und
verletzlichsten Gruppen. Das trifft insbesondere auf die meist auf dem Land
lebenden und aufgrund ihrer traditionellen Lebens- und Wirtschaftsweise als
indigen geltenden Bevölkerungen zu. Gerade weil sie die verbliebenen, noch als
intakt geltenden Naturlandschaften und Ökosysteme anerkanntermaßen am meisten
schützen, stellen sie ein Ärgernis für all diejenigen dar, die die letzten
Wälder roden, um auf ihrer Fläche agroindustrielle Intensivlandwirtschaft zu
betreiben oder ihrem Boden mineralische und fossile Rohstoffe zu entreißen.

197 VerteidigerInnen dieser Naturräume wurden letztes Jahr laut Global
Witness getötet, weil sie sich den Bulldozern und Harvestern, den Baggern und
Kettensägen in den Weg stellten. Die Zahl der ermordeten Wald- und
WasserschützerInnen hat sich seit 2002, als die NGO mit diesen Erhebungen
begann, vervierfacht [2]. Mehr als die Hälfte der Fälle geht auf das Konto von
Bergbauunternehmen und Agroindustrien. Diese Menschen haben sich vergeblich auf
geltendes Recht berufen. Ihre Ansprüche als BürgerInnen ihrer Staaten wurden
schlichtweg ignoriert, und nur wenige Täter wurden überhaupt zur Rechenschaft
gezogen. Die politischen und wirtschaftlichen Interessen, die die Ausbeutung von
Mensch und Natur vorantreiben, sind in der Regel so übermächtig, wie die ohnehin
marginalisierten und häufig diskriminierten indigenen Bevölkerungen ohnmächtig
sind. 

Und das ist nur die sichtbare Spitze der existentiellen Bedrohungen, die
indigene Menschen zu erleiden haben. Wenn die Inseln im ansteigenden Meer
untergehen, auf denen sie leben, wenn sie aus ihren Dörfern vertrieben werden,
weil der Boden durch einen Bergbaukonzern aufgerissen oder die sie seit jeher
nährende Natur durch Biodiversivitäts-Offsets oder Emissionshandel zu einer
Geldware gemacht wird, auf die sie keinen Zugriff mehr haben sollen, wenn ihre
Ernährungssouveränität durch epochale Dürren und brutale Armut eingeschränkt
wird, wenn ihr Trinkwasser durch den toxischen Abraum extraktivistischer
Industrien ungenießbar und ihre Atemluft durch Stäube und Gifte lebensgefährlich
wird, wenn die Qualität ihrer ohnehin kargen Nahrung durch den
klimawandelbedingten Schwund an Nährstoffen in Feldfrüchten abnimmt und der
psychosoziale Streß, den die zivilisatorische Assimilation ihrer Lebenswelt
auslöst, so aufs Gemüt schlägt, daß Alkoholismus und Gewalt die Folge sind, dann
widerfährt ihnen mehr, als der seiner indigenen Vergangenheit schon vor
Jahrhunderten entwachsene Metropolenmensch sich an Belastung und Unterdrückung
nur vorstellen kann.

Der Sami-Politiker und -Aktivist Stefan Mikaelsson verweist auf die schlechte
Gesundheit indigener Bevölkerungen, was etwa in Kanada, wo die allgemeine
Lebensqualität westeuropäischem Standard entspricht, zur Folge hat, daß die
indigene Bevölkerung eine um 17 Jahre geringere Lebenserwartung als
der Landesdurchschnitt hat:

Die 370 Millionen indigenen Menschen auf der Welt leiden
 überdurchschnittlich, häufig sogar exponentiell, an höheren Armutsraten,
 Gesundheitsproblemen, Kriminalität und Menschenrechtsverletzungen. Dies geht
 aus der ersten dies betreffenden Studie der Vereinten Nationen 2010 hervor. In
 ihr wurde betont, daß Selbstbestimmung und Landrechte unabdingbar für ihr
 Überleben sind. Obwohl indigene Bevölkerungen lediglich fünf Prozent der
 Weltbevölkerung ausmachen, stellen sie ein Drittel der weltweit 900 Millionen
 zählenden extrem armen Landbevölkerung. In der entwickelten wie
 unterentwickelten Welt tragen unzureichende Ernährung, begrenzter Zugang zu
 Pflegeleistungen und Mangel an jenen Ressourcen, die wesentlich für
 Gesundheit und Wohlbefinden sind, zur schrecklichen Verfassung indigener
 Gesundheit bei. Von den 6000 bis 7000 Sprachen der Welt werden die meisten
 von indigenen Bevölkerungen gesprochen. Davon sind viele, wenn nicht die
 meisten vom Aussterben bedroht. Innerhalb der nächsten 100 Jahre werden
 möglicherweise 90 Prozent dieser Sprachen untergehen. Etwa 97 Prozent der
 Weltbevölkerung sprechen vier Prozent aller Sprachen, während nur drei Prozent
 der Weltbevölkerung 96 Prozent davon sprechen. [3]



Das von Mikaelsson angesprochen Sprachensterben belegt die immense Bedeutung
indigener Gemeinschaften für die Entwicklung einer Menschheit, die den engen
Rahmen biologischer Reproduktion nicht nur durch technische Bemittelung und
naturwissenschaftliche Erkenntnis, sondern vor allem durch die Vielfalt ihrer
kulturellen Fertigkeiten und sprachlichen Ausdrucksmöglichkeiten überschreitet.
Erst dadurch wird der Mensch zu einem geschichtlichen Wesen. Nur in der
generativen Logik praktischer Überwindung elementarer materieller Schranken und
des daraus resultierenden Wissens um Möglichkeiten kämpferischer und zugleich
produktiver Konfliktbewältigung läßt sich überhaupt so etwas wie Fortschritt
oder gar Befreiung anstreben. Mit dem Schwinden der Diversität menschlicher
Kulturtechniken und und Kommunikationsformen, die primär auf seiner
Befähigung zum Sprechen beruhen, gehen auch Weltsichten und Kosmologien
verloren, denen ganz andere Entwicklungsmöglichkeiten inhärent sind, als die
ideologisch dominante Reduktion auf Wachstum und Wettbewerb ahnen läßt. 

Der seitens indigener PolitikerInnen und AktivistInnen geforderte rechtliche
Schutz ihrer Lebensformen allerdings läßt weiterhin zu wünschen übrig. So blieb
der letzte Weltklimagipfel in Bonn trotz zahlreicher Beteiligung indigener
Delegationen weit hinter seinen Möglichkeiten zurück, da keine verbindliche
Stärkung der Rechte indigender Bevölkerungen erwirkt wurde [4]. 
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Eine Welt ökogenozidaler Vernichtung

Nicht nur in Latein- und Nordamerika oder Afrika, auch in Rußland, China, Indien
und anderen Teilen Asiens sind indigene Menschen mit existentiellen Katastrophen
konfrontiert, die durch die jeweiligen Mehrheitsgesellschaften initiiert wurden.
Vor dem International Rights of Nature Tribunal in Bonn wurde im Block
"Defenders of Mother Earth" auch der Fall einer kleinen Gruppe indigener
Menschen verhandelt, die zu den 40 als indigene Minderheit in der Russischen
Föderation anerkannten Bevölkerungen, insgesamt rund 260.000 Menschen, gehört.
Zu den im westsibirischen Oblast Kemerowo lebenden Shor zählen noch etwa 10.000
Menschen. Von diesen leben drei Viertel in Städten, weil sie in ihrer ländlichen
Umgebung keine Überlebenschance mehr hatten.

Während indigene Minderheiten in der jungen Sowjetunion, in deren Staatsdoktrin
der Anspruch auf nationale Selbstbestimmung innerhalb der föderativen
Organisation des Landes einen hohen Rang besaß, noch über starke Autonomierechte
verfügten, sind sie heute damit konfrontiert, daß die in hohem Maße von
Rohstoffrenten abhängige Wirtschaft Rußlands den auf diesem Feld aktiven
Investoren viel Handlungsfreiheit zugesteht. Die Bevölkerung der Shor wurde
allerdings schon zur Zeit des deutschen Überfalls auf die Sowjetunion stark
dezimiert, weil Kemerowo aufgrund der dort existierenden Lagerstätten für Kohle
und Metalle wichtig für die Kriegswirtschaft war.

Heute ist Kemerowo das Zentrum der russischen Kohleförderung. Fast 60 Prozent
der im ganzen Land, das über rund 20 Prozent der weltweit bekannten Lagerstätten
dieses fossilen Brennstoffes verfügt, geförderten Kohle wird dort meist im Tagebau aus
der Erde geholt und in die EU wie auch nach Japan und Südkorea exportiert. Die
Aktivistin Yana Tannagasheva von der Initiative Revival of Kazas and the Shore
people berichtete darüber, wie die toxischen Abwässer der Minen die Gewässer
zerstören, ohne die die traditionelle Lebensweise der Shor nicht
aufrechtzuerhalten war. Das großflächige Abbaggern der Erde betraf auch einen
den Shor heiligen Berg, dessen Oberfläche weithin zerstört ist. Den mehrheitlich
von indigenen Menschen bewohnten Ort Kazas, der in den 1970er Jahren noch über
50 Bauernhöfe verfügte, verschwand wie zuvor schon andere Dörfer der Shor von
der Landkarte. Das Leben dort war durch den Kohletagebau immer schwieriger
geworden, so daß viele Menschen in die umliegenden Städte auswichen. Mit
ökologischer Zerstörung und administrativen Maßnahmen unter Druck gesetzt wie
auch mit kriminellen Mitteln attackiert, blieb ihnen nicht viel mehr, als
woanders eine neue Zukunft zu suchen.
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Den indigenen Kampf dechiffrieren ...

Nicht nur in den ökonomisch wie administrativ hochentwickelten
Metropolengesellschaften, auch in entlegenen Landstrichen des Globalen Südens
steht die kapitalistische Eigentumsordnung in direkter Opposition zur
Selbstbestimmung der Menschen. Alle Bedingungen ihres Lebenserhaltes unterliegen
dem Diktat eines Weltmarktes, der die Arbeit ökonomischer Produktion und
sozialer Reproduktion zueinander vergleichbar macht. Traditionelle Formen
kollektiver Bewirtschaftung auf der Basis von Gemeingütern und Commons werden
systematisch zerschlagen, um der Verwertung natürlicher und humaner Ressourcen
den Vorzug zu geben. Von daher stehen indigene Gemeinschaften nicht nur an
vorderster Front des Klimawandels, der ihr Leben in besonderer Weise betrifft,
sie verkörpern auch die Erinnerung an eine Entwicklung, in der das Diktat der
Wertproduktion noch nicht als unsichtbarer Zwang über alle menschlichen Belange
herrschte.

Vor dem Hintergrund eines Zerstörungsprozesses, der als Mittel und Zweck
verbliebener Wertabpressung alles andere als ein schicksalhaftes Nebenprodukt
eines ansonsten angeblich menschenfreundlichen Produktivismus ist, erweist sich die
anthropologische Rangfolge, laut der indigene Bevölkerungen in naturgegebener
Rückständigkeit leben, als bloßer Auswuchs eines zuerst dem eigenen Wohl
verpflichteten Nutzendenkens. Zu fragen wäre eher, inwiefern als indigen
geltende Menschen bereits vom Prägestempel kolonialistischer Assimilation ihrer
Herkunft und Lebenspraxis entfremdet wurden. Gleiches gilt für
UnterstützerInnen, in deren wohlmeinender Protektion die Kategorien und
Ideologeme zivilisatorischer und marktförmiger Subjektivierung reproduziert
werden.

So frönt eine naturwissenschaftliche Weltsicht, die alles auf vergleichbare
Einheiten an Energie, Atome oder Gene reduziert, von vornherein dem
instrumentellen Interesse einer Vergleichbarkeit von allem und jedem. Nur so
lassen sich Wechselverhältnisse etablieren, die der kapitalistischen
Geldabstraktion und der administrativen Ratio des modernen Verwaltungsstaates
unverzichtbar sind. Nimmt man den indigenen Anspruch an die Heiligkeit des
Lebens, der Natur, des Wassers und der Erde ernst, dann ist er mit jeglicher
Kategorie der Verdinglichung und Objektivierung unvereinbar. Der ethnologische
Terminus vom "Animismus" sogenannter Naturvölker ist denn auch kaum in der Lage,
an der Oberfläche eines Lebensprinzips zu kratzen, das sich vor allem dadurch
auszeichnet, daß es mit kapitalistischer Verwertungslogik ganz und gar
unvereinbar ist.

Was immer in diesem Kontext unter dem Begriff der Natur abgehandelt wird,
betrifft in ihrer Verfügbarkeit ausschließlich passiv konstituierte Güter, auf
die zum Zwecke ihres Verbrauches zugegriffen werden kann. Die indigenen
VerteidigerInnnen des Landes und des Wassers sind jedoch keine
privatwirtschaftlichen Akteure, die wie alle anderen der Konkurrenz des Marktes
und der Logik der Kapitalakkumulation unterliegen. Sie schützen ein Leben,
dessen Bestand überhaupt im ersten Schritte zu achten und respektieren wäre,
bevor die interventionistische Logik nutzenorientierter Aneigung Definitionen
hervorbringt, deren legalistischer Charakter destruktive Ergebnisse zeitigt.

Heute ist das Leben selbst der letzte Wetteinsatz und die Auslöschung der
 letzte Kontext allen ethischen und politischen Empfindens, Denkens und Tuns.
 Symptomatisch interpretiert ist heute jedes Dokument der Kultur ein Dokument
 des Öko-Genozids und des Aussterbens, wenn auch nur in der Verleugnung. [6]



Solchermaßen auf den Punkt der Negation des Abwägens und Abwartens gebracht
erfüllt selbst Kulturkritik das Kriterium einer Radikalität, ohne die sich die
etablierten Herrschafts- und Ausbeutungsverhältnissen nicht überwinden lassen.
Der an der Universität für Kunst und Design in Genf lehrende
Kulturwissenschaftler Gene Ray spricht sich dafür aus, die menschlichen
Instanzen des Trennens und Teilens aufzugeben, um die ökogenozidale Dynamik der
Moderne zu unterbrechen. Als deren dominierende Logiken, denen allesamt das
Streben nach Überlegenheit über andere immanent ist, nennt er:
"Kapitalakkumulation und Imperialismus, Siedlerkolonialismus und
Ausbeutungskolonialismus, weißes und männliches Überlegenheitsdenken,
Überlegenheitsdenken der Heterosexualität und des Menschen." [7]

Indem Ray die Unfähigkeit der Kritischen Theorie, einen zugewandten Umgang mit
indigenem Wissen zu entwickeln, am Beispiel eigener intellektueller Entwicklung
schildert, schlägt er eine Brücke zwischen der politischen Linken und indigenen
Bevölkerungen. Sie könnte sich als trittsicherer erweisen als der
ideologiekritische Anspruch, mit dem die Lebensformen und Kulturleistungen
autochthoner Gemeinschaften verworfen werden, ohne auch nur die eigene
Beteiligung am Ertrag kapitalistischer Globalwirtschaft in Rechnung zu stellen.
Gerade weil indigene Traditionen und Denkweisen von Jahrhunderten
kolonialistischer Okkupation und zivilisatorischer Entfremdung gezeichnet sind,
bedarf es der kritischen Überprüfung und des Bruches mit dem eigenen weißen,
zivilisatorischen und patriarchalischen Blick.


Fußnoten:

[1] Addendum to Indigenous Elders And Medicine Peoples Council Statement
Fukushima - Beyond Climate Change to Survival on Sacred Mother Earth, United
Nations - September 21, 2014

www.spiret.org/wp-content/uploads/2014/09/COUNCIL_FORMAL_STATEMENT_UN_CLIMATE_SUMMIT.pdf.

Es gibt keine Zeit mehr, um die Verhinderung des "Klimawandels" zu
diskutieren. Diese Gelegenheit ist vorbei. Der "Klimawandel" ist da. Die Luft
ist nicht mehr wie früher. Das Wasser ist nicht mehr wie früher. Die Erde ist
nicht mehr wie früher. Die Wolken sind nicht mehr wie früher. Der Regen ist
nicht mehr wie früher. Die Bäume, die Pflanzen, die Tiere, Vögel, Fische,
Insekten und alle anderen sind nicht mehr wie früher. Alles, was das Leben
heiligt, verschwindet durch unser Handeln. In Wahrheit sind wir schon über den
Klimawandel hinausgelangt und kämpfen ums Überleben der Heiligen Mutter Erde.

[2] https://www.theguardian.com/environment/2018/feb/02/almost-four-environmental-defenders-a-week-killed-in-2017

[3] Anna-Lill Drugge (ed.): Ethics in Indigenous Research 

http://umu.diva-portal.org/smash/get/diva2:943266/FULLTEXT03.pdf

[4] The Paris Agreement Does Not Recognize Indigenous Rights

http://indigenousrising.org/1949-2/

[5] Discrimination against Shor communities in Myski municipal district, Kemerovo Oblast, Russian Federation

https://arcticconsult.files.wordpress.com/2017/04/2015-04-submission-to-the-committee-on-the-elimination-of-all-forms-of-racial-discrimination-regarding-shor-communities-in-kemerovo-oblast.pdf

[6] Gene Ray: Der Auslöschung widerstehen: Standing Rock, Öko-Genozid und Überleben

http://www.documenta14.de/de/south/25218_der_ausloeschung_widerstehen_standing_rock_oeko_genozid_und_ueberleben 

[7] a.a.O
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AUSSICHTEN/8191: Und morgen, den 19. Februar 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 19.02.2018 bis zum 20.02.2018 +++
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Niesel, fiesel Wetterstart

meidet Jean auf Traumespfaden,

denn auf schlafentspannter Fahrt

will er sich doch nicht beladen.
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BERICHT/060: Ausstellung zur Künstlervereinigung DIE KUGEL - reich mir die Hand ... (SB)




Dämmern einer neuen Menschheit. Magdeburger Ausstellung zur
spätexpressionistischen Künstlervereinigung DIE KUGEL. Avantgarde
in Mitteldeutschland um 1920

von Christiane Baumann, Februar 2018
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Der Name Kurt Pinthus ist Literaturinteressierten ein Begriff. Pinthus
schrieb sich mit der weltberühmt gewordenen Anthologie
Menschheitsdämmerung (1919), einem "Dokument des
Expressionismus", in die Literaturgeschichte ein. Was kaum bekannt
ist: Pinthus leistete von 1915 bis 1918 in Magdeburg seinen
Militärdienst ab und war 1916, während der Erste Weltkrieg tobte,
Initiator der ersten Ausstellung expressionistischer Kunst in der
Elbestadt. Er hatte gute Verbindungen zu Gründungsmitgliedern der
Magdeburger Künstlervereinigung DIE KUGEL, u.a. zu den Malern
und Grafikern Bruno Beye und Franz Jan Bartels, und publizierte 1919
in deren gleichnamiger Zeitschrift "für neue Kunst und Dichtung", von
der allerdings nur zwei Hefte erschienen. In der ersten Ausgabe der
Zeitschrift lieferte Pinthus in seinem Beitrag Expressionismus in
bildender Kunst, der die Ausstellung 1916 eröffnet hatte, eine
Charakteristik expressionistischer Kunstauffassung. Sie habe "das edle
Bestreben, das Wesen tieferer Wirklichkeit und stärkerer Leidenschaft
aus uns zu schleudern, unsere innere Wirklichkeit mit allen uns
möglichen und gemäßen Ausdrucksmitteln einander sichtbar zu machen,
eine durch des Geistes Bohrkraft, Beweglichkeit, Klärungssehnsucht
besiegte und bewältigte Welt explosiv neu zu gebären und nach unserm
Willen zu möglichster Vollkommenheit zu formen."(1) Aufbruch, Aufruhr
und Protest eigneten dieser Kunst, deren Gesellschaftskritik sich in
einem Auf-Schrei, in einer entfesselten Sprache wie Bilder-Sprache,
Bahn brach. Johannes R. Bechers Gedicht Ewig im Aufruhr! legte
davon ein beredtes Zeugnis ab und ahnte bereits gesellschaftliche
Veränderung, wenn es hieß: "Nicht mehr den Reichen nur / Schenkt sich
die Welt."(2) Dieses Gedicht wurde in der Anthologie
Menschheitsdämmerung und wenig später im zweiten Heft der
Magdeburger KUGEL abgedruckt. Dass es sich keineswegs um eine
homogene Kunstrichtung, sondern um eine widerspruchsvolle und
facettenreiche Bewegung handelte, die gegen die "entartete
Gesellschaftsordnung"(3) rebellierte und sich zwischen
Weltuntergangsszenarien und utopischem Anspruch auf Weltverbesserung
bewegte, zeigt einmal mehr die Ausstellung Bruno Beye - Max Dungert
- Günther Vogler und die Künstler der Magdeburger Kugel. Avantgarde in
Mitteldeutschland um 1920, die noch bis Ende März im Literaturhaus
Magdeburg zu sehen ist.

Anfang 1919 sammelten sich in Magdeburg, noch ganz unter dem Eindruck
der Schrecken des Ersten Weltkriegs und der Novemberrevolution in
Deutschland, bildende Künstler, Schriftsteller und Musiker in der
Künstlervereinigung DIE KUGEL. Geboren aus dem "Martyrium" der
Zeit hofften sie auf "die Erweckung einer neuen Menschheit"(4). Ihr
weltanschauliches Spektrum reichte von bürgerlich-humanistisch bis
radikal-kommunistisch. Was Pinthus unter dem Titel
Menschheitsdämmerung zusammenfasste, spiegelte sich im Manifest
der KUGEL vom 1. März 1919 in den Leitbegriffen "Freie Kunst -
Freie Geister - Freie Menschheit"(5) wider. Zu den Unterzeichnern
gehörten neben Bruno Beye und Franz Jan Bartels, der Maler und
Grafiker Alfred John, der Bildhauer Rudolf Wewerka und der Autor
Robert Seitz, der auch als Schriftleiter der Zeitschrift fungierte.
Andere Künstler schlossen sich an, so die Maler und Grafiker Max
Dungert und Günther Vogler oder Erich Weinert, der sich im Sommer 1919
in der ersten Ausstellung der KUGEL als bildender Künstler
präsentierte und in der Zeitschrift mit Gedichten sein literarisches
Debüt gab. Auf Beye, Dungert und Vogler liegt der Schwerpunkt der
Ausstellung, die inhaltlich an die 1993 im Magdeburger Kloster Unser
Lieben Frauen gezeigte Exposition zur KUGEL anschließt.
Insbesondere den intensiven Nachforschungen des Wittenberger Sammlers
Gerd Gruber ist es zu danken, dass seitdem biographische Lücken
geschlossen und bislang wenig untersetzten Verbindungen zu anderen
Künstlervereinigungen der Zeit neue Aspekte hinzugefügt werden
konnten. Zu Dungert und Vogler liegen nunmehr im informativen und
materialreichen Ausstellungskatalog ausführliche Biographien vor.

Die Ausstellung, die zahlreiche Graphiken und Dokumente der Sammlung
Gruber präsentiert und insbesondere mit Materialien aus dem Archiv des
Literaturhauses verknüpft, ist in mehrfacher Hinsicht bemerkenswert.
Zum einen machen die Exponate das Zusammenwirken der Künste in
Ausstellungen, literarischen Veranstaltungen und Konzerten der
Magdeburger KUGEL sichtbar. Erich Weinert ist nicht nur mit
ungewöhnlichen Zeichnungen (u.a. "Instruktion in der Exerzierhalle")
vertreten, sondern auch als KUGEL-Rezitator, der im Juni 1919
einen Vortragsabend mit Werken u.a. von Friedrich Hebbel, Peter Hille,
Richard Dehmel und Friedrich Nietzsche bestritt. 1920 lud er mit einem
Holzschnitt zur "intimen Vorlesung" in Max Dungerts Atelier, in der er
auch eigene Lyrik präsentierte. In der Magdeburger
"Monatskampfschrift" Wir aber, die es nur zu einer Ausgabe
brachte und die ebenfalls KUGEL-Künstler initiierten, kamen
Musikstücke zum Abdruck, warb der Musikkritiker Hans Heinz
Stuckenschmidt für die neue Musik von Bartok bis Schönberg, die
parallel in "Expressionisten"-Konzerten propagiert wurde. Zum anderen
zeugt die Ausstellung von der nationalen Bedeutung und überregionalen
Bezügen der Künstlervereinigung KUGEL. Da sind zunächst die
Kontakte zur Berliner Novembergruppe zu nennen, mit der viele
KUGEL-Künstler verbunden waren, insbesondere Beye und Dungert.
Die "Bresche" schlug die Novemberrevolution, wie der
KUGEL-Künstler Gerhard Kahlo 1968 rückblickend schrieb. Aber
auch nach Halle, Karlsruhe oder Düsseldorf zu Mutter Ey und deren
Künstlern liefen die Fäden. An den vier Ausstellungen der KUGEL
(1919, 1921, 1922, 1923) beteiligten sich als Gäste unter anderem Otto
Dix und Walter Gropius. Nicht zu vergessen die Impulse, die von der
von Franz Pfemfert 1911 begründeten expressionistischen Zeitschrift
Die Aktion ausgingen, die während des Ersten Weltkriegs für
einen entschiedenen Pazifismus stand. Für die Magdeburger KUGEL
lieferte sie das Vorbild. Bruno Beye veröffentlichte in Pfemferts
Zeitschrift zwischen 1916 und 1921 zwölf Holzschnitte. Sein Triumph
des Todes I erschien 1919 auf der Titelseite des Blattes. Die
Schönebecker Künstlerin Katharina Heise, ebenfalls ein
KUGEL-Mitglied, wurde 1918 sogar mit einem Sonderheft der
Aktion geehrt.

Die expressionistische Bewegung, und damit auch die Magdeburger
KUGEL, zerfiel nach dem Ende des Ersten Weltkriegs sehr
schnell. Pinthus Menschheitsdämmerung war 1919 ein
"abschließendes Dokument dieser Epoche"(6). Im Ergebnis der
Oktoberrevolution nahm eine neue Gesellschaftsordnung konkrete Gestalt
an. Das utopische Pathos der Expressionisten hatte sich überlebt. Die
Künstler der Bewegung nahmen zum Teil sehr unterschiedliche Wege. Beye
und Dungert, die Magdeburg 1921 verließen und nach Berlin gingen,
schlossen sich der KPD an. Weinert, der im gleichen Jahr seine
Schritte nach Leipzig lenkte, gehörte 1928 zu den Gründern des Bundes
proletarisch-revolutionärer Schriftsteller und trat 1929 der KPD bei.
Vogler wurde Mitte der 1920er Jahre Mitglied der Vereinigung der
Frontkämpfer Stahlhelm, engagierte sich aber in den 1930er
Jahren im antifaschistischen Widerstand. Die Magdeburger Ausstellung
deutet diese biographischen Entwicklungen an. Gezeigt werden Beyes
hellsichtige Graphiken der 1930er Jahre. Hinter der "Nazilarve"
erscheint der Totenkopf, im Hintergrund werden Menschen gefoltert und
gepeinigt ("Was hinter der Nazilarve steckt", 1932).

Die Ausstellung im Literaturhaus schlägt in vielfältiger Hinsicht den
Bogen zur Gegenwart. So werden die seit den 1970er Jahren
nachweisbaren Bemühungen des Magdeburger Autors Heinz Kruschel
(1929-2011) um die Wiederentdeckung der KUGEL-Künstler
dokumentiert, vor allem um Max Dungert und Bruno Beye. Immer wieder
wird deutlich, welche nachhaltigen Impulse von der Kunstgewerbe- und
Handwerkerschule Magdeburg ausgingen, die 1793 als Zeichenschule ihren
Anfang nahm und deren Wirken 1963 in der DDR mit der politisch
motivierten Schließung abrupt beendet wurde. Beye, Dungert, Vogler,
Bartels, John und Weinert, Initiatoren und Mitglieder der KUGEL,
studierten an dieser Schule, an deren historischem Ort sich seit 2005
mit dem Forum Gestaltung wieder eine Kunst- und Kulturstätte
etabliert hat, die zu Lesungen, Konzerten, Ausstellungen, zu Meinung
und Debatte einlädt sowie an die Geschichte der Kunstschule erinnert.

Nicht zuletzt zeigt die Ausstellung die Auswirkungen von Krieg und
Nationalsozialismus im Leben und Werk der Künstler Beye, Dungert und
Vogler. Als "entartete Kunst" von den Nazis diffamiert und aus
Galerien und Museen entfernt, werden große Teile ihres Werkes 1945 im
Bombenhagel vernichtet. Dungert wird in den letzten Kriegstagen mit
einem ranghohen Nazi verwechselt und von russischen Soldaten
erschossen. Vogler kommt 1944 nach einer Denunziation aufgrund
antifaschistischer Äußerungen in Haft, muss in einer
"Bewährungskompanie" Dienst tun und erleidet 1945 in den Kämpfen um
Berlin eine schwere Verwundung, die zum Tod führt.

100 Jahre nach Ende des Ersten Weltkriegs erinnert die Magdeburger
Ausstellung an ein utopisches Denken, das von der Sehnsucht und vom
Glauben an eine bessere Menschheit beseelt war und mahnt, diese
Sehnsucht wachzuhalten.



Die Ausstellung im Literaturhaus Magdeburg ist bis zum 30. März 2018
montags bis freitags von 10-12 Uhr sowie von 14-16 Uhr zu besichtigen.


Zur Ausstellung erschien der Katalog:

DIE KUGEL.

Bruno Beye - Max Dungert - Günther Vogler und die Künstler der
Magdeburger Kugel.

Avantgarde in Mitteldeutschland um 1920.

Hg. v. der Cranach-Stiftung Wittenberg und dem Literaturhaus
Magdeburg.

Lutherstadt Wittenberg 2017.

67 Seiten

10,00 Euro

ISBN: 978-3-00-057466-5


Anmerkungen:

(1) Pinthus, Kurt: Expressionismus in bildender Kunst. In: DIE
KUGEL. Zeitschrift für neue Kunst und Dichtung. 1 (1919) Nr. 1
(Mai 1919), S. 7.

(2) Becher, Johannes R.: Ewig im Aufruhr! In: DIE KUGEL.
Zeitschrift für neue Kunst und Dichtung. 2 (1920) H. 2
(Januar/Februar 1920), S. 1.

(3) Pinthus, Kurt (Hg.): Menschheitsdämmerung. Ein Dokument des
Expressionismus. Einleitung von Werner Mittenzwei. Leipzig 1986,
S. 39.

(4) DIE KUGEL. Zeitschrift für neue Kunst und Dichtung. 1
(1919) Nr. 1 (Mai 1919), S. 1.

(5) Die Kugel" - eine Künstlervereinigung der 20er Jahre.
Spätexpressionistische Kunst in Magdeburg. Ausstellung vom
22.10.1993 bis 16.1.1994, Kloster Unser Lieben Frauen Magdeburg. Hg.
v. Matthias Puhle. Magdeburg 1993, S. 7.

(6) Pinthus, Kurt (Hg.): Menschheitsdämmerung. A.a.O., S. 43.
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GLEICHHEIT/6573: Südafrika - Ramaphosa wird neuer Präsident


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Südafrika: Ramaphosa wird neuer Präsident

Von Nick Beams

17. Februar 2018



Nach einem erbitterten Kampf innerhalb der Regierungspartei African
National Congress (ANC) wurde der ehemalige Gewerkschaftsboss Cyril
Ramaphosa als neuer Präsident Südafrikas vereidigt. Er löst Jacob Zuma ab,
der seit 2009 Präsident gewesen war.

Die Manöver zur Absetzung Zumas begannen im Dezember, als Ramaphosa eine
hart umkämpfte Schlacht um die Führung des ANC gewann und sich knapp gegen
den von Zuma favorisierten Kandidaten durchsetzte.

Die Kampagne gegen Zuma, die über die Frage der "Korruption" ausgetragen
wurde, hat jetzt dazu geführt, dass einer der reichsten Männer Südafrikas
an der Spitze des Staats steht. Ramaphosa ist die Inkarnation der "Black
Economic Empowerment", die nach der Abschaffung der Apartheid
institutionalisiert wurde und von der eine schmale Schicht schwarzer
Geschäftsleute profitierte. Sie hat sich auf Kosten der Massen bereichert,
deren soziale Lage sich ständig verschlimmert.

Hinter der Kampagne zur Absetzung Zumas, die die Unterstützung
einflussreicher internationaler Finanz- und Geschäftskreise genoss, standen
im Wesentlichen zwei Anliegen.

Das erste ist, dass die Machenschaften des Netzwerks aus Zuma-Kumpanen
sowohl im In- als auch im Ausland die Geschäfte seiner Konkurrenten
schädigten. Entsprechend erklärte Ramaphosa während seiner Kampagne, dass
die Korruption ein Hindernis für ausländische Investitionen sei.

Das zweite ist die Sorge, dass der ANC, der eine Schlüsselrolle dabei
gespielt hatte, die Stabilität der kapitalistischen Herrschaft in Südafrika
nach der Apartheid aufrechtzuerhalten, unter Zuma an Unterstützung
verliert, weil die Feindschaft und Unzufriedenheit in der Arbeiterklasse
und unter den unterdrückten Massen wächst. Bei den Kommunalwahlen im
letzten August verlor er die Kontrolle über das Handelszentrum
Johannesburg, die Hauptstadt Pretoria und vor allem über die Industriestadt
Port Elizabeth. Sein Stimmenanteil fiel zum ersten Mal seit seiner
Machtübernahme 1994 auf knapp über 50 Prozent.

Die Finanzmärkte begrüßten die neue Regierung. Die Börse von Johannesburg
bewegte sich mit einem Plus von 3 Prozent steil nach oben, zugleich stieg
der südafrikanische Rand im Vergleich zum US-Dollar auf ein Dreijahreshoch.
Der Grund war die "Hoffnung", wie die Financial Times es formulierte, dass
"Ramaphosa jetzt damit beginnen wird, die zerstörte Wirtschaft wieder
aufzubauen". Mit anderen Worten, dass seine Präsidentschaft bessere
Bedingungen für die Geschäfts- und Finanzinteressen der Leserschaft dieser
Zeitung schafft.

Ramaphosa sparte in seiner Kampagne nicht mit Worten über den Kampf gegen
Arbeitslosigkeit und Armut, um die Gunst der Wähler zu gewinnen. Handeln
hingegen wird er im Interesse der Kräfte, die er schon immer vertreten hat.

Mit Bezug auf einige Konflikte, die zur Absetzung Zumas führten, verwies er
auf die Korruption und Themen wie: "Wie können wir unsere staatseigenen
Betriebe in Ordnung bringen" und mit der "Unterwanderung des Staats", d.h.
der Einflussnahme, fertig werden.

Ramaphosa hält am Freitagabend eine Rede zur Lage der Nation, in der er das
Programm der Regierung darlegt, bevor er nächste Woche den Haushaltsplan
einbringt. Er wird wahrscheinlich auch etwas gegen die Minister
unternehmen, die Zuma ernannt hat. Einen Tag nach seinem Amtsantritt hat
eine sogenannte Anti-Korruptions-Einheit das Haus der Gupta-Familie in
Johannesburg durchsucht, die beschuldigt wird, ihre Beziehungen zu Zuma zu
benutzen, um die Regierungsgeschäfte zu beeinflussen.

Diese Antikorruptionskampagne hat nichts mit der Verbesserung der Lage der
arbeitenden Bevölkerung zu tun. Sie wird im Interesse des Teils der
herrschenden Elite und deren internationaler Verbündeter geführt, die wegen
der engen Beziehungen ihrer Konkurrenten zu Zuma benachteiligt wurden.

Mit der Amtseinsetzung von Ramaphosa legt die südafrikanische Bourgeoisie
die Macht in bewährte und zuverlässige Hände.

Ramaphosa begann seine politische Karriere als Vorsitzender der größten
Gewerkschaft Südafrikas, der Nationalen Bergarbeitergewerkschaft, und im
Jahr 1991 wurde er zum Generalsekretär des ANC gewählt. Das war eine
schroffe Übergangsperiode. Maßgebliche Teile des südafrikanischen und des
internationalen Kapitals erkannten, dass das Apartheid-Regime und sein
System unter den Bedingungen der ökonomischen Globalisierung nicht länger
funktionstüchtig und Veränderungen unumgänglich waren.

Darüber hinaus machte sich die Befürchtung breit, dass angesichts der
wachsenden Bewegung der Arbeiterklasse, die in einen revolutionären Kampf
zu münden drohte, die Stabilität der kapitalistischen Herrschaft direkt
bedroht war. Deshalb war es notwendig, eine Veränderung von oben
durchzusetzen, um eine Explosion von unten abzuwenden.

Man beschloss, einen Regimewechsel zu organisieren, den ANC an die Macht zu
bringen und gleichzeitig dafür zu sorgen, dass eine dünne Schicht schwarzer
Kapitalisten sich bereicherte.

Dieses Programm wurde vor allem durch die Führung des ANC unter Nelson
Mandela umgesetzt, mit entscheidender Unterstützung der stalinistischen
Südafrikanischen Kommunistischen Partei, die das "Black Economic
Empowerment" voll und ganz unterstützte. Der ANC stützte sich ausdrücklich
auf die stalinistische Zweistufentheorie, lehnte die Einführung des
Sozialismus ab und vertrat den Standpunkt, eine nichteuropäische schwarze
Bourgeoisie müsse an die Macht kommen.

Innerhalb des ANC spielte Ramaphosa bei dieser politischen Operation eine
zentrale Rolle und wurde für seine Dienste reich belohnt - mit einem
geschätzten Vermögen von 675 Millionen Dollar mauserte er sich nach der
Apartheid zu einem der reichsten Männer Südafrikas. Er war Vorsitzender des
südafrikanischen Telekomkonzerns MTN und besitzt Beteiligungen an Firmen
und Banken im Inland und international.

Die Klassenrolle von Ramaphosa genauso wie die des ANC, des Kongresses der
Südafrikanischen Gewerkschaften und der Nationalen Bergarbeitergewerkschaft
wurde im August 2012 auf brutale Weise bestätigt. Ramaphosa war unmittelbar
an den Entscheidungen beteiligt, die zum Massaker an den streikenden
Bergarbeitern der Minen von Lonmin in Marikana führten.

Zu dieser Zeit besaß Ramaphosa in Marikana einen Anteil von 9 Prozent und
forderte, dass die Behörden gegen die, wie er sie nannte, "eindeutig
niederträchtigen, kriminellen Handlungen" der Streikenden vorgehen sollten.
Eine Forderung, die erfüllt wurde, als die Sicherheitskräfte die
Streikenden niederschossen und 34 töteten sowie 78 weitere verwundeten.

Eine Untersuchung zur Beschönigung der Vorfälle, die unter Präsident Zuma
organisiert wurde, sprach Ramaphosa und andere politische Führer von
jeglicher Verantwortung für die Morde frei.

Dass Ramaphosa, der perfekte Repräsentant der "Black Economic Empowerment",
mit Unterstützung aus dem internationalen Finanzkapital zum Präsidenten
erhoben wurde, unterstreicht die Notwendigkeit, dass die südafrikanische
Arbeiterklasse vollständig mit dem ANC und seinem kapitalistischen Programm
bricht und eine revolutionäre sozialistische Partei aufbaut, um sich selbst
zu befreien.

 * 
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FILM/1539: WDR - Dominik Grafs Filmessays über den frühen deutschen Film, 19.2.-6.3.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

WDR Fernsehen präsentiert Dominik Grafs Filmessays über den frühen
deutschen Film und zeigt Werke von Petersen, Bringmann, Lemke und
Fritz

19.02.2018, 23.15 Uhr: "Verfluchte Liebe deutscher Film" (Dominik
Graf); anschl. um 0.45 Uhr "Brandstifter" (Klaus Lemke)

20.02.2018, 23.40 Uhr: "Mädchen mit Gewalt" (Roger
Fritz/Erstaufführung)

26.02.2018, 0.00 Uhr: "Smog" (Wolfgang Petersen)

27.02.2018, 23.40 Uhr: "Aufforderung zum Tanz" (Peter F.
Bringmann)

05.03.2018, 23.15 Uhr "Offene Wunde deutscher Film" (Dominik Graf),
anschl. um 0.45 Uhr "Gambit" (Peter F. Bringmann)

06.03.2018, 23.40 Uhr: "Vier gegen die Bank" (Wolfgang Petersen)



Am 19. Februar und 5. März 2018 zeigt das WDR Fernsehen die Essays von
Dominik Graf und Co-Autor Johannes F. Sievert zum deutschen Film der
sechziger und siebziger Jahre. Beide Filme feierten auf der Berlinale
2016 und 2017 ihre Premiere und fanden viel Beachtung. Sie bilden den
Auftakt zu einer besonderen Reihe von künstlerisch anspruchsvollen
Filmen renommierter deutscher Regisseure.

In "Verfluchte Liebe deutscher Film" (WDR Fernsehen, 19.2.2018, 23.15
Uhr) werfen Dominik Graf und Johannes Sievert im Gespräch mit
Historikern und Protagonisten einen kenntnisreichen Blick in die
deutsche Filmgeschichte und auf einige der schönsten, aber auch
unbekanntesten Filme hierzulande. Sie beleuchten einen vergessenen
Teil unserer Filmkultur - Filme, die neben dem offiziellen, seriösen,
exportfähigen Output einen ungewohnten Ton anschlagen und einen ganz
eigenen Blick auf unser Land, in unsere Seele und unser Unbewusstes
werfen. Und sie stellen die Frage, wie es dazu kommen konnte, dass
eine Seite der deutschen Filmtradition so schnell verloren gegeben
wurde?

In "Offene Wunde deutscher Film" (WDR Fernsehen, 5.3.2018, 23.15 Uhr)
setzen Graf und Sievert ihre Suche in den Abgründen, aber auch im
Zentrum der deutschen Film- und Fernsehproduktion fort und werfen
dabei berechtigte Fragen auf: Warum gibt das öffentlich-rechtliche
Fernsehen nicht mehr so hellsichtige Science-Fiction-Filme wie Smog
(1973) in Auftrag? Warum entwickelt das Kino keinen Wagemut im Genre?

Mit seinem ersten Film für den WDR - "Brandstifter" - sorgte
Regie-Enfant Terrible und Einzelgänger Klaus Lemke 1969 für einen
Skandal. Er reagierte unmittelbar auf den Berliner Kaufhausanschlag
von Gudrun Ensslin und Andreas Baader, den Lemke persönlich kannte:
Die in der außerparlamentarischen Opposition aktive Studentin Anka
(Margarethe von Trotta) deponiert aus Protest gegen den Vietnam-Krieg
eine Bombe in einem Kölner Kaufhaus, um die Öffentlichkeit zur
Auseinandersetzung zu zwingen. In einer weiteren Rolle (Astrid Proll)
ist Iris Berben zu sehen.

Es folgt mit "Mädchen mit Gewalt" ein Film des Regisseurs,
Schauspielers und Fotografen Roger Fritz, der seinerzeit für einen
kleinen Skandal sorgte, dessen Hauptdarsteller Klaus Löwitsch dafür
aber einen Bundesfilmpreis gewann. "Zynisch-brutales Produkt der
modernen Serienproduktion von sexuellem Missbrauch und Gewalt - Wir
raten ab" hieß es damals in einer Bewertung. Mike (Arthur Brauss) und
Werner (Klaus Löwitsch) locken Alice (Helga Anders) zu einer
abgelegenen Kiesgrube. Erst dann wird ihr klar, welche Absichten ihre
Begleiter verfolgen. Der Film ist erstmals im deutschen Fernsehen zu
sehen.

Mit "Smog" sowie "Aufforderung zum Tanz" folgen zwei - wenn auch
grundverschiedene - Meilensteine deutscher Fernsehgeschichte der
siebziger Jahre. "Smog" simuliert in einer fiktiven
Fernsehsondersendung eine Umweltkatastrophe im Ruhrgebiet. Ganz anders
"Aufforderung zum Tanz" (Regie: Peter F. Bringmann) eine Art
Ruhrgebietskomödie. Es beginnt mit dem Traberhengst Prinz Eugen, der
ausgerechnet in dem Rennen disqualifiziert wird, in dem Theo auf ihn
gesetzt hat. Und mit dem Anti-Helden Theo begegnen wir hier einer
Figur zum ersten Mal, die etwas später mit "Theo gegen den Rest der
Welt" dann doch noch ganz groß rauskommen sollte.

Abgerundet wird die Reihe durch den Thriller "Gambit" von Peter F.
Bringmann sowie Wolfgang Petersens Genrestück "Vier gegen die Bank".
Das Original des Films, dessen Remake Petersen selbst im vergangenen
Jahr ins Kino brachte.

 Redaktion: Frank Tönsmann
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HÖRSPIEL/1710: Deutschlandfunk Kultur - "Sörensen hat Angst" von Sven Stricker, 19.2.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Sörensen hat Angst

Von Sven Stricker

Dlf Kultur 2018/ca. 59'

(Ursendung)

Kriminalhörspiel

Montag, 19. Februar 2018, 21.30 - 22.30 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Tod am Koog - Mit einer Angststörung im Gepäck lässt sich
Kriminalhauptkommissar Sörensen von Hamburg nach Katenbüll in
Nordfriesland versetzen. Er hofft, dass der Ort ihm ein ruhigeres
Leben bescheren wird. Katenbüll ist trostlos, es regnet ständig und
die Einheimischen haben nicht gerade auf ihn gewartet. Doch es kommt
noch schlimmer. Gleich nach seiner Ankunft wird Bürgermeister Hinrichs
tot im eigenen Pferdestall gefunden. Schon erste Blicke hinter die
Kleinstadtkulisse zeigen: Hier kann man es wirklich mit der Angst
bekommen.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 13. Februar 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln
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MUSIK/2484: Deutschlandfunk - Konzert Grundton D 2017, 19.2.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Grundton D 2017 - Konzert und Denkmalschutz (9)

Werke von Antonio Caldara, Johann Georg Reutter und Francesco
Bartolomeo Conti

Valer Sabadus, Countertenor

Nuovo Aspetto

Musik-Panorama

Montag, 19. Februar 2018, 21.05 - 22.50 Uhr, Deutschlandfunk



Es ist eine gute Tradition, dass zum bundesweiten Tag des offenen
Denkmals am zweiten September-Wochenende auch immer ein
"Grundton D"-Konzert stattfindet. Und zwar in der Stadt, die aus
diesem Anlass die zentralen Feierlichkeiten ausrichtet. 2017 war dies
Oldenburg. Man kann sich kaum einen festlicheren Rahmen für das
"Grundton D"-Konzert vorstellen, als das Oldenburgische Staatstheater.
Das Gebäude stammt aus dem Neobarock, also Ende 19. Jahrhundert. Die
Musik, die am 10. September 2017 dort erklang, war jedoch original
Barock. Countertenor Valer Sabadus, ein Sängerstar der Gegenwart,
interpretierte Arien eines vergessenen Komponistenstars der
Barockzeit: Antonio Caldara.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 13. Februar 2018
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MUSIK/2483: WDR 3 - 70 Jahre WDR Rundfunkchor. Jubiläumskonzert zum 70. Geburtstag, 19.2.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

70 Jahre WDR Rundfunkchor - Jubiläumskonzert zum 70. Geburtstag

WDR Rundfunkchor, Leitung: Stefan Parkman und Robert Blank

Aufnahme vom 2. Februar 2018 aus dem Kölner Funkhaus

Moderation: Ulrike Froleyks

WDR 3 Konzert

Montag, 19.02.2018, 20.04 - 22.00 Uhr, WDR 3



Der WDR Rundfunkchor feiert sein 70-jähriges Bestehen und präsentiert
in seinem Jubiläumskonzert in Köln und Bonn Meilensteine der Chormusik
und Lieblingsstücke.

Am 1. September 1947 um 10 Uhr begann die erste Probe des WDR
Rundfunkchores im Pfarrsaal von St. Agnes, einer der wenigen
Probenräume, die nicht vom Krieg zerstört waren. Seit seiner Gründung
gestaltete der WDR Rundfunkchor zahlreiche Uraufführungen und setzte
neue musikalische Impulse. Im Jubiläumskonzert zum 70-jährigen
Bestehen präsentiert er mit seinem Chefdirigenten Stefan Parkman und
seinem ständigen Chorleiter Robert Blank exemplarische Chorstücke aus
seinem breiten Repertoire: Meilensteine der Chormusik und
Lieblingsstücke des WDR Rundfunkchores, unter anderem von Felix
Mendelssohn Bartholdy, Jaakko Mäntyjärvi und Sergej Rachmaninow.
Darunter auch ein Werk von Mauricio Kagel, das der WDR Rundfunkchor im
Jahr 2000 uraufgeführt hat.

Werke von Johannes Brahms, Felix Mendelssohn Bartholdy, Jaakko
Mäntyjärvi, Franz Schubert, Wolfram Buchenberg, Mauricio Kagel, Eric
Whitacre, Catharina Palmér, Sergej Rachmaninow und Arnold Schönberg

Nach der Sendung: Das Konzert zum Nachhören im WDR 3 Konzertplayer

Redaktion: Katrin Paulsen

 * 
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AUSLAND/8620: Aus aller Welt - 18.02.2018 (SB)




MELDUNGEN



Neue Behörde soll für mehr Sicherheit in Brasilien sorgen

Brasiliens Präsident Michel Temer hat die Gründung eines nationalen
Sicherheitsministeriums angekündigt, das künftig sämtliche Einsätze
gegen die Bandenkriminalität in dem lateinamerikanischen Land
koordinieren soll. Polizeieinsätze fielen bisher in die alleinige
Verantwortung der Bundesstaaten. Am Freitag hatte Temer per Dekret
Armee-Einheiten nach Rio de Janeiro entsandt. Den Streitkräften
obliegt die Verantwortung für die Sicherheit im gesamten Stadtgebiet
und im umliegenden gleichnamigen Bundesstaat. Die Armee soll auch die
Einsätze der Polizei aufeinander abstimmen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8620: Kriminalität und Rechtsprechung - 18.02.2018 (SB)




MELDUNGEN



Messerstecherei in Heilbronn

Vor der Kilianskirche in Heilbronn im Norden von Baden-Württemberg
hat ein 70jähriger am Samstagabend einen 25 Jahre alten Iraker durch
Messerstiche schwer verletzt. Ein 17jähriger Afghane und ein
19jähriger Syrer wurden bei dem Angriff leicht verletzt. Der stark
alkoholisierte Täter wurde von Passanten überwältigt und bis zum
Eintreffen der Polizei festgehalten. Bei dem Messerstecher soll es
sich um einen Rußlanddeutschen handeln. Zum Tatmotiv machten die
Behörden keine Angaben.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8616: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 18.02.2018 (SB)




MELDUNGEN



Umstrittene Bodenoffensive der Türkei mit deutscher Rüstungshilfe

Die Türkei verteidigt den Einsatz deutscher Leopard-Panzer bei der
umstrittenen Bodenoffensive gegen die mit den USA verbündeten
kurdischen Volksverteidigungseinheiten YPG in der nordsyrischen
Region Afrin. Ministerpräsident Binali Yildirim bezeichnete die
Beteiligung der deutschen Kampfpanzer an der Militäroperation
"Olivenzweig" am Rande der Münchner Sicherheitskonferenz als
selbstverständlich. Deren Einsatz sei rechtlich einwandfrei, betonte
der türkische Regierungschef. Der NATO-Partner Türkei hatte in den
1980er- und 1990er-Jahren 397 Leopard-1-Panzer von der Bundeswehr
bekommen und von 2006 bis 2011 noch einmal 354 Leopard-2-Panzer
erhalten. Auflagen für die Nutzung wurden nicht erteilt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8618: Aus Parlament und Gesellschaft - 18.02.2018 (SB)




MELDUNGEN



NRW-Regierungschef Laschet warnt vor Rechtsruck in der CDU

In der Debatte um eine inhaltliche Erneuerung der CDU wandte sich
Vizechef Armin Laschet gegen Forderungen aus den Reihen der Union,
verstärkt die demokratische Rechte anzusprechen und damit der AfD
Konkurrenz zu machen. Der Markenkern der CDU sei nicht das
Konservative, sondern das christliche Menschenbild, betonte der
nordrhein-westfälische Ministerpräsident in einem Gespräch mit der
Frankfurter Allgemeinen Sonntagszeitung. Das müsse man deutlich
machen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8617: Tragisches und Kurioses - 18.02.2018 (SB)




MELDUNGEN



Flugzeugunglück im Iran

Im Iran ist eine Passagiermaschine der Fluggesellschaft Asemann mit
66 Menschen an Bord auf einem Inlandflug aus noch unbekannten
Gründen abgestürzt. Die zweimotorige Maschine war auf dem Flug von
Teheran in die Kleinstadt Jasudsch in der südwestlichen Provinz
Isfahan in einen Schneesturm geraten. Der Absturzort liegt im schwer
zugänglichen Sagros-Gebirge. Nach bisherigen Kenntnissen zerschellte
das Flugzeug am rund 4.360 Meter hohen Berg Dena. Ein Sprecher von
Asemann schloß aus, daß jemand das Unglück überlebt haben könnte.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7702: Aus Forschung und Technik - 18.02.2018 (SB)




MELDUNGEN



Kepler-Nachfolger in Cape Canaveral eingetroffen

Die NASA wird voraussichtlich im April ein neues Weltraumteleskop
starten, dessen Hauptaufgabe in der Suche nach lebensfreundlichen
Planeten besteht. Nach Angaben der amerikanischen Luft- und
Raumfahrtbehörde befindet sich TESS (Transiting Exoplanet Survey
Satellite) bereits auf dem Gelände des Kennedy Space Center in
Florida. Das Observatorium wird die Planeten außerhalb des
Sonnensystems mittels Transitmethode identifizieren. Mit dieser
Methode wurden mit dem Weltraumteleskop Kepler in den vergangenen
Jahren mehrere tausend sogenannte Exoplaneten nachgewiesen. Die im
Jahr 2009 gestartete Kepler-Mission wird in diesem Jahr aufgrund von
Treibstoffmangel beendet.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7715: Aus aller Welt - 18.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Trilaterale Verhandlungen zu Äthiopiens Staudammprojekt verschoben

Die Verhandlungen der Anrainerstaaten des Blauen Nils, Äthiopien und
Sudan, mit Ägypten über das Staudammprojekt Grand Ethiopian
Renaissance Dam (GERD) sind vertagt worden. Die Regierung in Addis
Abeba hatte wegen der regierungskritischen Proteste in Äthiopien
darum gebeten. Am Freitag hatte sie einen sechsmonatigen
Ausnahmezustand ausgerufen und das Kriegsrecht über das Land
verhängt. Am Donnerstag hatte Premierminister Hailemariam Desalegn
seinen Rücktritt angekündigt. Ursprünglich hätte das trilaterale
Treffen am 24. und 25. Februar in Khartum stattfinden sollen. An der
Konferenz sollen Außenminister, Wasserminister und die Leiter der
Nachrichtendienste der drei Länder teilnehmen. Aus dem
Außenministerium in Kairo verlautete am Sonntag, man habe Verständnis
für die Gründe der äthiopischen Regierung, eine Verschiebung des
Treffens zu beantragen. Der Staudamm ist besonders in Ägypten
umstritten, weil der Nil dort zumindest bis zur Füllung des dann
größten Staubeckens Afrikas weniger Wasser führen wird. Am Unterlauf
des Nils kann dadurch Ackerland verloren gehen. Äthiopien kann am
Staudamm Turbinen betreiben, deren Leistung etwa sechs
Atomkraftwerken entspricht.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7676: Medizin und Gesundheitswesen - 18.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Fertignahrung erhöht das Krebsrisiko

Allen Kochsendungen zum Trotz haben die Ernährungsgewohnheiten der
Bevölkerung in den letzten Jahrzehnten eine grundlegende Veränderung
erfahren. Anstatt sich die Nahrung selbst zuzubereiten, greifen viele
Menschen zu Fertiggerichten. Allerdings ergab eine Studie von Bernard
Srour von der Pariser Sorbonne und Mitarbeiter laut Deutschem
Ärzteblatt, daß der häufige Verzehr von industriell hergestellten
Nahrungsmitteln das Krebsrisiko erhöhen kann. Bei Frauen traten
insbesondere Brustkrebserkrankungen häufiger auf. Dabei zeigte sich,
daß für jeden Anstieg des Anteils der hoch-verarbeiteten Lebensmittel
an der Ernährung um 10 Prozentpunkte sich das Krebsrisiko um 12
Prozent erhöhte.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7703: Kriminalität und Rechtsprechung - 18.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Russischer Messerstecher in Heilbronn greift drei Ausländer an

In Heilbronn hat am Samstagabend ein 70 Jahre alter Mann einen
25jährigen Iraker mit einem längeren Messer schwer und einen
17jährigen Afghanen sowie einen 19jährigen Syrer leicht verletzt. Der
Täter wurde von Passanten festgehalten, bis Polizei eintraf. Der in
Heilbronn wohnhafte Russe soll unter starkem Alkoholeinfluß gestanden
haben. Die Staatsanwaltschaft wirft ihm schwere Körperverletzung vor.
Der Mann befindet sich auf freiem Fuß, wie die Heilbronner Stimme
meldete. Die Zeitung zitierte Oberbürgermeister Mergel mit den
Worten, er appelliere auch weiterhin an einen besonnenen,
verantwortungsvollen und von Menschlichkeit und Hilfsbereitschaft
geprägten Umgang mit den Flüchtlingen.

18. Februar 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7629: Sprache, Kunst und Medium - 18.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Feuer beschädigt tibetisches Heiligtum schwer

In Tibets Hauptstadt Lhasa ist einen Tag nach dem Beginn der
Neujahrsfeierlichkeiten der etwa 1300 Jahre alte Jokhang-Tempel
am Samstagabend Ortszeit durch ein Feuer schwer beschädigt worden.

Laut Deutscher Welle handelt es sich um das zentrale Gebäude auf dem
etwa sechs Hektar großen Gelände. Aus dem hölzernen Schrein schlugen
hohe Flammen, dennoch konnten die Sicherheitskräfte das Feuer relativ
schnell unter Kontrolle kriegen, wie die chinesische Presseagentur
Xinhua berichtete. Demnach verhinderten sie auf dem dichtbebauten
Areal auch ein Übergreifen auf benachbarte Gebäude.

Menschen kamen nicht zu Schaden. Die Ursache für das Feuer sei noch
nicht bekannt. Angeblich untersagen die chinesischen Behörden den
lokalen Medien, über die Ereignisse zu berichten.

2000 nahm die Unesco die Tempelanlage in die Weltkulturerbeliste auf.
Sie zählt in Asien zu den bedeutendsten buddhistischen Heiligtümern.
Tibetische Gläubige sind angehalten, wenigstens einmal in ihrem Leben
zu dem Tempel zu pilgern.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7693: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 18.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Kriegstreiber auf Münchner Sicherheitskonferenz

Auf der Münchner Sicherheitskonferenz hat Israels Premier Benjamin
Netanjahu am Sonntag den Iran gewarnt, in Syrien eine permanente
militärische Präsenz aufzubauen. Gegebenenfalls wird Israel die
iranischen Verbündeten und den Iran selbst angreifen. Zur
Unterstreichung seiner Warnung präsentierte der Regierungschef in
seiner Rede dem - nicht anwesenden - iranischen Außenminister
Mohammed Dschawad Sarif ein Trümmerstück, welches zu der angeblich
iranischen Drohne gehören sollte, welche eine Woche zuvor im
israelischen Luftraum abgeschossen worden war. Die israelische
Luftwaffe hatte daraufhin massive Angriffe auf mutmaßliche iranische
Stellungen in Syrien geflogen und dabei einen Kampfjet verloren. Dem
Iran unterstellte Netanjahu mit Atomraketen die ganze Welt
beherrschen zu wollen.

Sarif, der von Netanjahu als äußerst unehrliches Sprachrohr des Irans
bezeichnet worden war, nannte den Auftritt seines Widersachers einen
Zirkus und keiner Antwort würdig. Aber er wies in seiner Rede am
Sonntagnachmittag Israel und den USA die Verantwortung für die
Konflikte im Nahen Osten zu.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7707: Aus Parlament und Gesellschaft - 18.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Tübingen könnte in einem Jahr kostenlosen Busverkehr anbieten

Tübingens Oberbürgermeister Boris Palmer unterstützt Überlegungen der
amtierenden Regierungsparteien zum Test kostenlosen Öffentlichen
Personennahverkehrs (ÖPNV) in mehreren deutschen Städten. In einem am
Samstagabend ausgestrahlten Interview des SWR sagte der
Grünenpolitiker unter anderem, Tübingen könnte binnen eines Jahres
auf kostenlosen Busverkehr umstellen. Ein kostenloses
Nahverkehrsangebot sei das einfachste Mittel zur Verbesserung der
Luftqualität in den Städten. Laut Palmer müßte die Stadt für
kostenlosen Busverkehr neun Millionen Euro als den Ersatz für
entgangene Fahrgeldeinnahmen und weitere sechs Millionen aufbringen,
um die dann benötigten, häufigeren Busfahrten zu ermöglichen. Würde
der Bund mit seiner Ankündigung ernst machen, wäre Tübingen gerne
dabei, so Palmer. Dem Gemeinderat liegt ein Konzept für den
Busverkehr in Tübingen vor, das eine Taktrate der Busse von zehn
statt 15 Minuten vorsieht. Die Busse sollen den ganzen Tag über
fahren. Der Weg zur nächsten Haltestelle soll für niemanden länger
als 300 Meter sein. Wenn der Bund den kostenlosen ÖPNV nicht
bezuschußt, könnten die Pläne über eine Bürgerabgabe von 15 Euro pro
Monat und Erwachsenen umgesetzt werden, wenn die gesetzlichen
Voraussetzungen dafür geschaffen würden. Zur Zeit gibt es in Tübingen
kostenlosen Busverkehr an Samstagen. Das Angebot gilt, solange ein
Parkhaus in der Stadt nicht genutzt werden kann.

18. Februar 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7679: Tragisches und Kurioses - 18.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Geldstrafe für australischen Farmer, der legendäres Krokodil erschoß

Ein Gericht in der ostaustralischen Stadt Rockhampton in Queensland
hat einen jungen Farmer zu einer Geldstrafe von 10.000 Australischen
Dollar (ca. 6.350 Euro) verurteilt, weil er ein gut fünf Meter langes
uraltes Krokodil erlegt hatte.

Wie Spiegel Online berichtete, fiel das Bußgeld ungewöhnlich hoch aus,
weil das schätzungsweise über 100 Jahre alte Reptil in der Region
bekannt war und praktisch als Ikone galt.

Der 31jährige Schütze, der das Tier im Fluß erschossen hat, gab vor
Gericht an, das Krokodil haben wiederholt Rinder aus seinen Herden
getötet. Der Richter schenkte ihm aber keinen Glauben, da es nie eine
Anzeige gegeben habe. Außerdem sind die Reptilien in Australien
geschützt, es sei denn, es handele sich um eine unmittelbare
Bedrohung.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/7704: Arbeit, Soziales und Familie - 18.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Protestmärsche gegen Abschiebungen nach Afghanistan

In Hamburgs Innenstadt haben am Samstagnachmittag mehrere hundert
Menschen gegen Abschiebungen nach Afghanistan demonstriert. Die
Polizei zählte 1200 Teilnehmer des Protestmarsches vom Hauptbahnhof
zum Rathaus. An einer entsprechenden Kundgebung in Rostock
beteiligten sich 150 Bürger. Am kommenden Dienstag soll von
Düsseldorf aus der nächste Abschiebeflug nach Kabul starten. Bei 20
Anschlägen in der afghanischen Hauptstadt sind letztes Jahr mehr als
500 Menschen getötet worden. Vier Attentate im Januar kosteten in
Kabul weiteren rund 150 Menschen das Leben. Das Land wird zu 40
Prozent von Milizen wie den Taliban und dem Islamischen Staat
kontrolliert.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/7687: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 18.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Klimawandel treibt Eisbären in die Städte

Der Klimawandel sorgt weltweit für steigende Temperaturen. Eines der
Opfer davon sind die Eisbären. Wie dpa meldete, finden sie durch das
Schwinden ihres eisigen Lebensraumes immer schlechter Beute und
kommen inzwischen auf der Suche nach Freßbarem den Menschen immer
häufiger gefährlich nahe. So gab es in den letzten fünf Monaten des
vergangenen Jahres allein im ostgrönländischen Ort Ittoqqortoormiit
mindestens 21 Zwischenfälle. Wie die Umweltschutzorganisation WWF
mitteilte, waren vor zehn Jahren in einem ganzen Jahr nur neunmal
Eisbären im Ort gemeldet worden. Zum Glück wurde bei den
Zwischenfällen im letzten Jahr niemand verletzt. Doch angesichts der
augenblicklichen Entwicklung ist das wohl nur eine Frage der Zeit.
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WIRTSCHAFT/7692: Märkte und Finanzen - 18.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Vorschlag zur Protektion der US-Stahl- und Aluminiumindustrie

In den USA hat Handelsminister Wilbur Ross Präsident Donald Trump
verschiedene Vorschläge zur Erhebung von Strafzöllen auf Stahl und
Aluminium vorgelegt. Ross begründete die Unterstützung der heimischen
Wirtschaft mit der nationalen Sicherheit. Die
US-Kriegswaffenindustrie ist auf die Verfügbarkeit von Stahl und
Aluminium angewiesen. Billigimporte könnten die Rohstoffproduzenten in
den USA schwächen. Dadurch geriete das Land in Abhängigkeit von
anderen Ländern. Eine der drei Optionen, die Ross Trump vorgeschlagen
hat, sieht Zölle in Höhe von mehr als 50 Prozent auf Stahleinfuhren
aus zwölf Ländern, darunter China, Rußland, Indien und die Türkei,
vor. Bei Aluminium träfen Strafzölle nur die fünf Länder China,
Hongkong, Rußland, Venezuela und Vietnam. Alle anderen Länder müßten
ihre Stahl- und Aluminiumausfuhren in die USA beim Volumen von 2017
einfrieren. Laut Ross könnten statt Zöllen die Exporte aller Länder
bei 63 Prozent des Vorjahresstands gedeckelt werden, oder aber die
USA würden Zölle von 24 Prozent auf die Stahleinfuhren aus allen
Ländern erheben. Laut Ross sind die Kapazitäten der Stahlindustrie in
den USA zur Zeit zu 73 Prozent ausgelastet, bei Aluminium sind es 48
Prozent. Das chinesische Handelsministerium hat Gegenmaßnahmen zum
Schutz eigener Interessen angekündigt, sollte die US-Regierung
Vorschläge von Ross umsetzen. Länder mit einer Stahlüberproduktion
wie China könnten mit verbilligten Produkten auf den europäischen
Markt drängen, wenn die USA zu protektionistischen Maßnahmen greifen.
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WISSENSCHAFT/7710: Aus Forschung und Technik - 18.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Selfie-Kamera immer häufiger abgeklebt

Wer durch die sozialen Netzwerke surft, kann angesichts der Flut an
Selfies leicht zu dem Eindruck gelangen, daß den Menschen von heute
nichts wichtiger als die Selbstdarstellung ist. Das ist sicherlich
nicht falsch, aber es gibt auch eine andere Bewegung. So meldete
gerade t-online.de, daß rund ein Viertel einer repräsentativen
Umfrage zufolge die Kameralinsen von Notebook oder Smartphone sogar 
zuklebt. Als Grund geben die meisten an, daß sie nicht über Webcam 
oder Selfie-Kamera ausspioniert werden wollen. Offenbar ist ihre Sorge 
nicht ganz unbegründet. Denn werden Hightech-Geräte mit schädlicher 
Software infiziert, kann die Kamera auch ohne Wissen der Nutzer 
aktiviert werden. Eine Abdeckung der Linse ist somit ein Mittel zum 
Selbstschutz. Entgegen den Erwartungen ergab die Umfrage, daß sich 
besonders die 14- bis 29jährigen gegen mögliche heimliche 
Kamera-Aufzeichnungen schützen. 38 Prozent von ihnen verdecken die 
Kameralinsen an ihren Geräten. Mit steigendem Alter der Befragten, 
nahmen die Sorgen ab. Verdecken bei den 50- bis 64jährigen noch 23 
Prozent der Gerätenutzer ihre Kameralinsen, so sind es bei den 
Über65jährigen nur noch 13 Prozent.
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PRESSEKONFERENZ/1613: Kanzlerin Merkel und die britische Premierministerin Theresa May, 16.02.2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz im Bundeskanzleramt - Freitag, 16. Februar
2018

Pressekonferenz von Bundeskanzlerin Merkel und der britischen
Premierministerin Theresa May

(Die Protokollierung des fremdsprachlichen Teils erfolgte anhand der
Simultandolmetschung)



BK'in Merkel: Meine Damen und Herren, ich freue mich, heute hier in Berlin
die britische Premierministerin May willkommen zu heißen. Sie reist weiter
nach München und nimmt dort an der Sicherheitskonferenz teil. Wir haben
einen sehr engen Austausch miteinander, sowohl über die Fragen des
Austritts Großbritanniens aus der Europäischen Union als auch der
intensiven Zusammenarbeit in außenpolitischen und globalen Fragen.

Wir haben unsere Positionen zum Austritt Großbritanniens im Grundsatz
natürlich nicht verändert. Wir bedauern das. Aber wir wollen die
Verhandlungen so führen, dass wir auch nach dem Austritt Großbritanniens
eine möglichst konstruktive und enge Partnerschaft haben werden, sowohl
wirtschaftlich als auch politisch. Das hat uns geleitet, als es um die
Fragen des Austritts ging. Das hat uns geleitet, als es um die Fragen der
Übergangsphase ging.

Jetzt im März steht die Frage der Leitlinien für die zukünftigen
Beziehungen an. Für Deutschland ist es wichtig, dass wir als 27 zukünftige
Mitgliedstaaten in diesen Verhandlungen gemeinsam agieren. Aber
gleichzeitig sind die bilateralen Gespräche in dieser Phase von großer
Bedeutung.

Wir sind natürlich noch alle auf dem Weg, unsere Vorstellung zu entwickeln.
Deshalb freuen wir uns auch, wenn Großbritannien von seiner Seite aus sagt,
wie sie sich auch ihre Vorstellungen machen. Da war zum Beispiel die Rede
in Florenz eine ganz wichtige Rede. Wir werden sehr aufmerksam verfolgen,
welche weiteren Äußerungen noch im Vorfeld des März-Rates getan werden, und
werden uns dann sehr konstruktiv und eng abstimmen, welchen Einfluss das
auf die auszuarbeitenden Leitlinien hat.

Wir wollen den Zeitplan einhalten, das heißt wir stehen hier schon unter
Zeitdruck. Aber wir wollen die Dinge auch gründlich machen. Das bedeutet
dann auch, dass wir uns des Öfteren austauschen.

Mit Blick auf die globalen Herausforderungen haben wir über das
Nuklearabkommen mit dem Iran gesprochen. Hier gibt es eine sehr enge
gemeinsame Haltung der europäischen Partner, also auch Großbritanniens und
Deutschlands. Wir haben darüber gesprochen, dass Großbritannien in diesem
Jahr die Gastgeberschaft in dem sogenannten Berlin-Prozess haben wird, also
mit den Staaten des westlichen Balkans. Ich bin sehr froh, dass unbeschadet
der Frage Austritt oder Nicht-Austritt Großbritanniens aus der Europäischen
Union die Perspektive der Westbalkanstaaten auch von Großbritannien als
sehr wichtig für eine Friedensordnung in Europa gesehen wird.

Wir haben uns über die Ukraine und die Frage unterhalten, wie wir hier
einen Fortschritt erzielen können. Im Blick auf Syrien haben wir unsere
Besorgnis geäußert, dass die Türkei auf der einen Seite ein legitimes
Sicherheitsinteresse hat, aber auf der anderen Seite alles vermieden werden
muss, was unter Nato-Partnern zu Spannungen führt. Hier werden wir weiter
sehr eng die Diskussion und die Abstimmung suchen.

Alles in allem also ein sehr konstruktives, freundschaftliches, enges und
partnerschaftliches Gespräch. Noch einmal herzlich willkommen, Theresa, in
Berlin.

PM'in May: Herzlichen Dank, Frau Bundeskanzlerin. Es ist eine große Freude,
dass ich heute wieder in Berlin sein kann. Ich darf der Bundeskanzlerin
herzlich dafür danken, dass sie heute die Gastgeberin dieser Gespräche ist.
Sie erinnern sich vielleicht, dass Sie die erste Staats- und
Regierungschefin waren, die ich besucht habe, nachdem ich Premierministerin
wurde. Damit habe ich auch die Bedeutung unserer Beziehungen unterstrichen.

Ich denke, dass unsere Partnerschaft ganz besonders wichtig ist, um unsere
gemeinsamen Interessen überall in der Welt zur Geltung zu bringen. Sie
wissen, wir sind Teil der Nato. Wir sind noch Teil der Europäischen Union.
Wir versuchen auch, die russische Aggression einzudämmen. Wir sind im
Moment dabei, gemeinsam in dem mutigen Kampf gegen Da'esh zu arbeiten. Wir
versuchen auch gemeinsam durch die Zusammenarbeit zwischen dem Vereinigten
Königreich und der Bundesrepublik in zahlreichen anderen Bereichen vorwärts
zu schreiten.

Ich werde morgen bei der Sicherheitskonferenz in München anwesend sein. Ich
werde dort deutlich machen, dass wir uns voll und ganz der Sicherheit
Europas verpflichtet fühlen. Ich werde auch deutlich machen, welche
einzigartige Partnerschaft wir uns zwischen der EU und dem Vereinigten
Königreich vorstellen, was den Informationsaustausch, die Durchsetzung des
Rechts sowie die allgemeine Sicherheit angeht. Wir sind der Ansicht, dass
unsere Strukturen mit den Herausforderungen Schritt halten müssen, ob nun
Nordkorea versucht, die koreanische Halbinsel zu nuklearisieren, oder ob
Terroristen uns bedrohen.

Wir müssen versuchen, gemeinsam zu arbeiten und unsere Anstrengungen zu
harmonisieren. Wir alle müssen zusammenarbeiten, um Europa sicherzuhalten.

Im Bereich der Außenpolitik arbeiten wir sehr eng zusammen. Die
Bundeskanzlerin hat schon darauf Bezug genommen: Wir haben unsere
Verpflichtung zu dem Atomabkommen mit dem Iran heute erneuert, und wir sind
der Ansicht, dass all diejenigen, die sich im Oktober des letzten Jahres
darauf verpflichtet haben, auch daran festhalten müssen. Wir möchten dieses
Übereinkommen weiter vorantreiben. Natürlich verstehen wir die Sorgen der
Vereinigten Staaten von Amerika, was die Destabilisierung im Nahen Osten
angeht, die Iran offensichtlich unternimmt. Wir müssen auch Israel
unterstützen, und wir müssen diese verschiedenen Themen gemeinsam angehen.
Ich freue mich auch, dass die Bundeskanzlerin bereits gesagt hat, dass sie
an der Westbalkan-Konferenz in London im Juli teilnehmen wird.

Wir hängen natürlich voneinander ab, wir verlassen uns aufeinander. Der
Handel ist etwas, was uns beiden am Herzen liegt. Wir haben eine stolze
Geschichte des gemeinsamen Handels, die durch den Handel zwischen den
Hansestädten und englischen Häfen mindestens bis ins 12. Jahrhundert
zurückreicht. Diesen gemeinsamen Handel möchten wir gerne weiterführen,
denn davon hängen ja auch hunderttausende Arbeitsplätze ab. Wir haben ja
unsere Vision einer ehrgeizigen, einer mutigen Zusammenarbeit im Handels-
und im Wirtschaftsbereich vorgestellt. Wir möchten auf jeden Fall besondere
Freiheiten auf europäischen Märkten haben, so wie wir sie auch unseren
europäischen Partnern bei uns garantieren wollen. Wir freuen uns sehr, dass
es im letzten Dezember die Einigung gegeben hat, dass mehr als
hunderttausend EU-Bürger bei uns Rechte gewährt wurden, die dann auch in
der EU lebenden britischen Bürgern gewährt wurden. Die jüngsten Gespräche
mit der Kommission werden dann am Montag beginnen.

Wir haben eine gemeinsame Geschichte, wir haben gemeinsame Werte, eine
gemeinsame Kultur. Das macht uns zu Partnern und auch zu bewährten
Verbündeten - in der Nato, in den G7, in den G20. Wir werden auch weiterhin
zusammenarbeiten, um diese Gespräche und diese Verbindungen in den nächsten
Dekaden weiter fortzuführen.

Frage: Frau Premierministerin, verstehen Sie, dass Ihre Partner wirklich
frustriert sind, weil Sie immer noch nicht in der Lage sind, zu diesen
Worten einer engen, einer besonderen oder, wie sie es heute gesagt haben,
einer mutigen und ehrgeizigen Partnerschaft Details zu nennen, weil Sie
sich offenbar auch mit den Kabinettsmitgliedern nicht einig sind?

Frau Bundeskanzlerin, haben Sie die Premierministerin gefragt, was
Großbritannien möchte, und haben Sie heute etwas mehr erfahren, als Sie
gestern wussten?

PM'in May: Wir haben ja zunächst einmal gesagt - das habe ich ganz am
Anfang dieses Prozesses gesagt -, dass wir zu bestimmten Zeitpunkten
jeweils über das nächste Stadium sprechen werden; das habe ich in meiner
Rede im Lancaster-Haus gesagt und ich habe es in Florenz gesagt. Morgen
werde ich die ehrgeizigen Ziele für die Sicherheitspartnerschaft zwischen
uns und der Europäischen Union deutlich machen und werde auch sagen, was
wir uns in der Zukunft für unsere wirtschaftliche Partnerschaft vorstellen.
Im Moment, in diesem Stadium, versuchen wir darüber zu reden, wie diese
Übergangsphase - auf die wir uns ja in den Dezembergesprächen geeinigt
haben, als ausreichende Fortschritte festgestellt wurden - aussehen soll.
Danach wird natürlich auch darüber zu sprechen sein, wie die Verhandlungen
über die zukünftige wirtschaftliche Zusammenarbeit und Partnerschaft
aussehen müssen. Aber das ist ja keine Einbahnstraße; natürlich möchte ich
eine Zusammenarbeit im Bereich der Wirtschaft, die gut für uns, aber auch
gut für die Mitglieder der Europäischen Union ist. Wir hoffen, dass wir
diese wirtschaftliche Partnerschaft durch diese Verhandlungen auch erzielen
können und dass wir dann auch eine gute Sic
herheitspartnerschaft haben können.

BK'in Merkel: Erst einmal möchte ich sagen, dass ich nicht frustriert bin;
ich bin vielmehr neugierig, wie sich Großbritannien die Partnerschaft
vorstellt. Wir haben natürlich auch Interessen. Gerade was die ökonomische
Verflechtung anbelangt, möchten wir natürlich auch die enge Partnerschaft
erhalten. So sind vielleicht beide Seiten auf einem Weg des Lernens und
auch des Herausfindens, wo wir dann ein gemeinsames Ergebnis finden. Dafür
bedarf es auch des permanenten Austauschs, denn wir kennen die Sichtweise
des anderen manchmal ja auch nicht vollständig.

Ich empfinde diesen Austausch als sehr ehrlich und sehr gut. Er wird noch
vielfach stattfinden müssen, aber Frustration ist keine richtige
Beschreibung.

Frage: Zwei Fragen: Frau Bundeskanzlerin, das ist jetzt schon Ihre vierte
Pressekonferenz mit einem internationalen Gast innerhalb von 24 Stunden.
Trügt der Eindruck, dass Sie sich mit diesen Auftritten hier nach einer
längeren Durststrecke sozusagen auf der internationalen Bühne
zurückgemeldet haben?

Was bedeutet es für die Brexit-Verhandlungen, wenn Sie jetzt wieder
international sichtbarer und aktiver sind? - Das wäre meine Frage an Sie.

An die Premierministerin ganz konkret: Gerade in der deutschen Wirtschaft
gibt es sehr große Bedenken oder Sorgen, weil einfach Unsicherheit
herrscht. Könnten Sie noch einmal konkret sagen, wie Sie es ermöglichen
wollen, dass deutsche Unternehmen in Großbritannien und umgekehrt weiterhin
frei Handel treiben können? Gerade im Finanzdienstleistungsbereich gibt es
noch viele offene Fragen. Können Sie dazu schon irgendetwas Konkreteres
sagen?

BK'in Merkel: Was die deutsche Regierungsbildung anbelangt, gibt es ja
immer wieder Intervalle, in denen nicht verhandelt wird. In diesen
Intervallen hatte ich eigentlich immer auch internationale Aktivitäten.
Denken Sie an die Afrikareise zur EU-Afrika-Konferenz oder die Davosreise.
Es gab also immer wieder auch solche Phasen. Aber es ist klar, dass man,
wenn man gerade in der intensiven Endphase der Koalitionsverhandlungen ist,
nicht jede zweite Stunde einen ausländischen Gast empfangen kann. Darauf
war mein Terminkalender natürlich eingestellt.

Ich denke, die Brexit-Verhandlungen verfolgen wir auch als
geschäftsführende Bundesregierung sehr sorgsam. Wir informieren diejenigen,
mit denen wir Gespräche führen, auch immer wieder das Parlament. Wir wollen
deutlich machen, dass Deutschland ein aktiver Partner ist und unseretwegen
keine Zeitverzögerung eintritt. Das hat uns geleitet, und ich denke, das
ist uns auch gelungen.

PM'in May: Zu der zweiten Frage: Wir treten jetzt in Verhandlungen mit der
Europäischen Union ein, die dann auch detailliert die Art der zukünftigen
Beziehung definieren werden. Aber wie ich schon zu einem früheren Zeitpunkt
gesagt habe, denke ich, dass es absolut klar ist, dass diese
wirtschaftliche Partnerschaft eine Partnerschaft sein wird, die sowohl für
deutsche Unternehmen, die weiterhin mit dem Vereinigten Königreich Handel
treiben wollen, als auch für britische Unternehmen, die ja mit Deutschland
und den übrigen 27 Mitgliedern der Europäischen Union Handel treiben
wollen, von Vorteil sein soll. Ich möchte eine umfassende und ehrgeizige
Einigung erzielen, eine Einigung, die sich nicht auf das gegenwärtige
Modell gründet, sondern die die verschiedenen Positionen, die
Großbritannien einnehmen wird, wenn wir die Union verlassen, wirklich
widerspiegelt, gleichzeitig aber auch deutlich macht, wie wichtig uns diese
Handelsbeziehungen sind, auf die Sie Bezug genommen haben. Natürlich sehen,
wie Sie gesagt haben, die deutschen Unternehmen das als wichtig an, aber
natürlich auch britische Un
ternehmen.

Frage: Frau Premierministern, Sie haben gesagt, es sei eine
Zweirichtungsstraße. Akzeptieren Sie denn, dass die britische Regierung
diejenige sein muss, die ganz deutlich machen muss, was sie eigentlich
plant, und dass nicht die EU diejenige sein muss, die sagt, was sie
anbietet?

Frau Bundeskanzlerin, die Premierministerin sagt ja, sie möchte eine
Verhandlung haben, die sich nicht auf das gründet, was das gegenwärtige
Modell ist. Denken Sie nicht, dass das Rosinenpickerei ist? Denken Sie
wirklich, dass sie etwas anbieten können, was auf diese Weise auf das
Vereinigte Königreich zugeschnitten ist?

PM'in May: Zu der ersten Sache: Zwei verschiedene Parteien setzen sich hin
und sprechen darüber, was sie wollen, was die Themen sind, und kommen dann
zu einer Einigung.

Als Antwort auf die erste Frage: In bestimmten Stadien haben wir deutlich
gemacht, welche Aspekte der zukünftigen Beziehung wir gerne in einer
solchen Einigung haben möchten, und morgen werde ich deutlich machen, was
wir uns im Bereich der Sicherheitspartnerschaft wünschen. Das wird wieder
ein neues Arrangement sein, und ich denke, ein neues Arrangement ist
wichtig, weil wir uns ja alle den gleichen Risiken und Bedrohungen
gegenübersehen. Wir müssen unsere Kooperation auf jeden Fall nicht
reduzieren, sondern wir müssen uns überlegen: Wie können wir auf dem
aufbauen, was wir erreicht haben? Wie kann diese Zusammenarbeit noch agiler
gestaltet werden? Denn diese Bedrohungen nehmen ja nicht ab. Sie nehmen ja
zu. Wir erkennen das an, und deswegen muss diese Zusammenarbeit an diese
Bedrohungen angepasst werden. Wie ich mir diese zukünftige
Sicherheitspartnerschaft vorstelle, werde ich dann morgen etwas
detaillierter schildern.

BK'in Merkel: Es ist nicht zwingend so, dass ein Zustand, der weder bereits
bekannt ist noch ein klassisches Freihandelsabkommen ist, Rosinenpickerei
bedeutet. Das sehe ich überhaupt nicht so. Es muss zum Schluss eine faire
Balance geben, zum Beispiel zwischen Abweichungen vom Binnenmarkt und auf
der anderen Seite dann eben auch einer nicht so engen Partnerschaft, aber
die kann man finden. Wir werden als 27 darauf achten, dass das möglichst
eng ist, aber dass es natürlich auch einen Unterschied zu der heutigen
Mitgliedschaft gibt. Das ist ja auch der Wunsch der britischen Bevölkerung.
Aber ich sehe nicht, dass es sich bei dieser Definition zwingend um
Rosinenpickerei handelt.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, können Sie uns vielleicht noch einmal sagen,
was für Sie die zwei oder drei größten Knackpunkte in der nächsten Phase
der Brexit-Verhandlungen sind?

Dann habe ich noch eine Frage zu Herrn Yücel. Herr Yildirim hatte gestern
sozusagen die Einladung von Herrn Erdogan zu einem Staatsbesuch in der
Türkei überbracht. Inwiefern ist das jetzt konkreter geworden?

Frau Premierministerin, ein schwieriges Thema beim Brexit ist ja die 
Irland-Frage. Es soll keine feste Grenze mit Kontrollen zwischen Irland und
Nordirland geben. Andererseits wollen Sie aus der Zollunion und dem
Binnenmarkt austreten. Wie soll das konkret gehen?

BK'in Merkel: Zu Ihrer ersten Frage: Wichtig ist doch, dass am Tag nach der
Übergangsphase wirklich alle Lebensbereiche funktionieren. Das heißt, wir
müssen erst einmal aufpassen, dass wir für alles auch wirklich rechtliche
Regelungen finden, damit weiterhin Flugzeuge starten können, damit
Touristen, die unsere Länder gegenseitig besuchen, eine
Gesundheitsversorgung haben. All diese Fragen müssen also gut geregelt
werden.

Zweitens muss man dann eben überlegen: Wie sind die Handelsbeziehungen? Wie
sind die Dienstleistungsbeziehungen? Wo möchte Großbritannien weiter
mitmachen? Wo nicht? - Das wird sich alles im Laufe der Verhandlungen
herausstellen. Das heißt, es gibt nicht den einen Knackpunkt, sondern es
gibt eine sehr komplizierte Verhandlungsstruktur, in der wir eine faire
Balance für beide Seiten finden müssen. Das ist eigentlich das, was ich im
Auge habe.

Was die Frage eines Türkei-Besuchs anbelangt, so habe ich die Einladung zur
Kenntnis genommen. Ich hatte mit Präsident Erdogan auch darüber gesprochen,
dass auch Besuche in der Türkei oder des türkischen Präsidenten einmal
wieder auf der Tagesordnung stehen könnten, aber da hat sich jetzt seit
gestern keine Spezifikation ergeben.

PM'in May: Zu dem Thema der Grenze zwischen Nordirland und der Republik
Irland: Wir, die irische Regierung, die britische Regierung und die
Bevölkerung von Nordirland, sind uns alle darüber einig, dass es keine
harte Grenze geben soll. Als der gemeinsame Bericht im Dezember herauskam,
der ja die Grundlage für die Feststellung war, dass ausreichende
Fortschritte erzielt worden waren, um in das nächste Stadium der Gespräche
überzutreten, haben wir uns überlegt, wie man dieses Thema angehen kann.
Wie der irische Premierminister am Montag gesagt hat, ziehen wir es vor,
dass die Frage, wie diese zukünftige Partnerschaft aussehen soll, ein Teil
der Gesamteinigung Großbritanniens mit der Europäischen Union sein soll.
Dann müssen natürlich auch entsprechend die Rechte und die Pflichten
ausbalanciert werden. Aber das werden wir dann im nächsten Stadium der
Verhandlungen besprechen.

Freitag, 16. Februar 2018

 * 

Quelle:
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PRESSEKONFERENZ/1612: Kanzlerin Merkel und der polnische Ministerpräsident Mateusz Morawiecki, 16.02.2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz im Bundeskanzleramt - Freitag, 16. Februar
2018

Pressekonferenz von Bundeskanzlerin Merkel und dem polnischen
Ministerpräsidenten Mateusz Morawiecki

(Die Protokollierung des fremdsprachlichen Teils erfolgte anhand der
Simultandolmetschung)



BK'in Merkel: Meine Damen und Herren, ich freue mich, dass heute der
polnische Ministerpräsident Mateusz Morawiecki bei uns in Deutschland zum
Antrittsbesuch ist und dann zur Münchner Sicherheitskonferenz weiterreisen
wird. Wir haben jetzt schon eine Weile an diesem Antrittsbesuch gearbeitet,
aber durch die deutschen Regierungsbildungsaktivitäten hat es eine Weile
gedauert. Umso mehr freue ich mich, dass Sie heute hier sind und ich Sie
auch mit militärischen Ehren begrüßen konnte.

Wir haben über die deutsch-polnischen Beziehungen gesprochen, die sehr,
sehr eng und intensiv sind, sowohl in den Grenzregionen als auch in
wirtschaftlicher Art und Weise. Unsere Wirtschaften sind eng miteinander
verflochten. Das Außenhandelsvolumen entwickelt sich sehr dynamisch. Das
Wichtigste ist, dass es nicht nur einige Großinvestitionen gibt, sondern
dass es wirklich auch auf breiter Front eine Kooperation der
mittelständischen Unternehmen gibt. Wir wollen natürlich von
Regierungsseite alles dafür tun, dass sich diese Entwicklung auch
fortsetzt.

Mir persönlich liegt auch sehr daran, dass unsere Zivilgesellschaften in
engem Austausch bleiben und dass wir auch die Instrumente der 
deutsch-polnischen Zusammenarbeit nutzen. Insbesondere ist es wichtig, dass gerade
auch die Gedenkstätten in Kreisau und Auschwitz immer wieder von jungen
Leuten aus Deutschland besucht werden können, um hier auch über die
Geschichte die wahren Antworten zu sehen und zu hören. Deutschland bekennt
sich hier natürlich auch ganz eindeutig zu seiner Schuld am Holocaust und
zu seiner historischen Verantwortung.

Wir wünschen uns auch eine Ausweitung des Jugendaustausches. Wir haben über
die Wiederbelebung des Formats des Weimarer Dreiecks gesprochen, worüber
wir uns dann natürlich auch noch mit dem französischen Präsidenten
austauschen werden.

Wir haben auch über die Situation der jeweiligen Minderheiten gesprochen.
Ich habe für die deutsche Seite versichert, dass uns die polnische
Minderheit natürlich willkommen ist und dass wir auch möchten, dass
Menschen mit polnischen Wurzeln in Deutschland die polnische Sprache
erlernen können. Hierzu habe ich auch immer wieder Gespräche mit den
Bundesländern geführt, und auch diesen Dialog sollten wir fortsetzen. Aber
ich würde mir auch wünschen, dass das Format des runden Tisches bezüglich
der deutschen Minderheit wieder in Gang gesetzt werden kann. Wir haben
gesagt: Unsere Außenministerien werden auch genau hinsichtlich dieses
Punktes weiterhin intensiv miteinander arbeiten.

Wir haben uns dann noch einmal mit der Frage der Ukraine befasst. Hier gibt
es ein sehr gemeinsames Vorgehen, gerade auch in der Unterstützung des
Normandie-Formats und des Minsker Abkommens. Wir wollen natürlich, dass die
Souveränität der Ukraine gesichert ist, und hierfür stehen wir auch in sehr
engem Kontakt mit Präsident Poroschenko und wir von deutscher Seite auch
mit der russischen Seite.

Wir haben uns dann europäischen Fragen zugewandt. Wir stehen, glaube ich,
von unseren wirtschaftspolitischen Auffassungen her für eine Politik der
Wettbewerbsfähigkeit und der Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit. Von
polnischer Seite aus hat der Ministerpräsident natürlich auch darauf
hingewiesen, dass alle Dimensionen des Binnenmarktes gut entwickelt sein
sollten. Hier gibt es nicht nur von Polen, sondern auch von anderer Seite -
zum Teil auch vonseiten der Europäischen Union - immer wieder Anfragen
hinsichtlich der Dienstleistungsfreiheit auf deutscher Seite. Hier
argumentieren wir, dass wir auch einen bestimmten Standard der
Dienstleistungen brauchen, die ausgeübt werden, aber auch Deutschland
bekennt sich natürlich insgesamt zu der Dienstleistungsfreiheit.

Wir haben über die europäische Flüchtlingspolitik gesprochen. Hier gibt es
Gemeinsamkeiten, aber auch durchaus unterschiedliche Akzente. Die
Gemeinsamkeiten setzen da an, wo die Fluchtursachenbekämpfung und die
Frage, wie wir uns dabei einsetzen, eine Rolle spielen. Deutschland und
Polen betreiben zum Beispiel gemeinsam Schulen im Libanon als Beitrag dazu,
Flüchtlingen auch vor Ort zu helfen. Wir sind der Meinung, dass der
Außengrenzschutz verbessert werden muss. Die Agentur Frontex hat ja ihren
Sitz in Warschau. Sie ist gestärkt worden. Wir sind auch der Meinung, dass
die zukünftige finanzielle Vorausschau dafür Sorge tragen muss, dass diese
neuen Aufgaben dann auch wirklich erledigt werden können.

Wir haben über die Kooperation im Bereich der Verteidigung gesprochen.
Unbeschadet der Tatsache, dass wir uns natürlich alle zu den
Verpflichtungen von Wales bekennen, haben wir darüber gesprochen, dass die
europäische Komponente der europäischen Verteidigung innerhalb der Nato
wichtig ist und dass die PESCO ein wichtiger Fortschritt ist, auch für die
Erledigung europäische Aufgaben.

Wir haben, glaube ich, unterschiedliche Meinungen zum Thema Nord Stream;
das muss man so benennen. Wir glauben, dass dies ein wirtschaftliches
Projekt ist. Wir sind auch für die Energiediversifizierung. Wir wollen
auch, dass die Ukraine weiterhin Transitgasverkehr hat. Aber wir glauben,
dass Nord Stream keine Gefahr für die Diversifizierung darstellt, und
glauben, dass man das unter wirtschaftlichen Aspekten sehen sollte.

Insgesamt war es ein sehr sinnvoller, sehr guter und von dem Gedanken
geprägter Austausch, dass wir unsere Beziehungen möglichst gut entwickeln
wollen, weil sie zum beiderseitigen Nutzen sind. Deshalb werden wir diesen
intensiven Dialog fortsetzen, auch in dem Format der
Regierungskonsultationen, wenn Deutschland wieder eine Bundesregierung
haben wird, die hoffentlich bald gebildet werden wird.

MP Morawiecki: Frau Bundeskanzlerin, vielen herzlichen Dank für diese
Einladung, für diesen herzlichen Empfang und für dieses Gespräch über alle
wichtigen Themen, die für unsere beiden Länder wichtig sind.

Wir haben uns viel über den Binnenmarkt, über die Niederlassungsfreiheit
und die Dienstleistungsfreiheit unterhalten, die so wichtig für die
Konkurrenzfähigkeit der gesamten Europäischen Union, aber auch für die
wirtschaftliche Weiterentwicklung solcher Länder wie Polen ist.

Wir haben uns auch über Themen der Sicherheits- und Verteidigungspolitik
unterhalten. Diese sehr guten Gespräche unserer Minister und die
Arbeitsgespräche können dann auch konkrete gemeinsame Projekte hinsichtlich
der Kooperationen der Rüstungsindustrien mit sich bringen. Es bedarf noch
einiger Wochen oder Monate, bis das konkretisiert werden kann, aber ich
habe diesbezüglich eine sehr positive Einstellung. Sie, Frau
Bundeskanzlerin, haben auch darauf hingewiesen, dass Sie sich dessen
bewusst sind, dass wir diese Industrien auch beleben und diese
Kooperationen wiederbeleben wollen. Wir haben hier konkrete Projekte im
Sinn.

Wir haben auch das Thema Brexit besprochen. Wir vertreten einen ähnlichen
Ansatz und haben eine ähnliche Meinung zum Brexit.

Ich habe der Frau Bundeskanzlerin auch das Thema Nord Stream 2 aus unserer
Sicht vorgestellt.

Darüber hinaus sprachen wir auch über das Thema der sogenannten Polonia,
also der Polen, die hier in Deutschland leben, sowie des runden Tisches,
der sich diesen Themen widmet und der seit drei Jahren nicht mehr beraten
hat. Wir hoffen sehr, dass dieser runde Tisch nach dieser dreijährigen
Pause wieder über das Thema der Minderheiten beraten kann.

Wir haben auch das Thema Ukraine und in diesem Kontext das Thema Nord
Streamngesprochen. Ich bin nicht damit einverstanden, dass das eine
Diversifizierung ist. Das ist Erdgas aus derselben Quelle, es fließt nur
über eine andere Leitung. Wir weisen auf Risiken hin, die damit
zusammenhängen, dass die Ukraine von dieser Transitroute ausgeschlossen
wird. Frau Bundeskanzlerin hat gesagt, sie könne sich nicht vorstellen,
dass das Gas nicht weiter über die Ukraine fließen würde. Dieses Gas muss
weiter genutzt werden können. Ich habe in diesem Kontext auch darauf
hingewiesen, dass South Stream auch blockiert wurde und dass es notwendig
ist, dass Nord Stream 2 in die Gasrichtlinie des Dritten Energiepakets mit
einbezogen wird.

Wir haben uns auch darüber unterhalten, dass wir bald den hundertsten
Jahrestag der Wiedererlangung der polnischen Unabhängigkeit feiern. Ich
habe Frau Bundeskanzlerin zu diesen für uns wichtigen Feierlichkeiten
eingeladen. Wir freuen uns sehr, dass sich die deutsch-polnische
Zusammenarbeit in vielen Bereichen sehr gut entwickelt. Ich glaube, wir
denken in vielen Bereichen sehr ähnlich, was etwa das Funktionieren des
Binnenmarktes, die Gespräche mit Russland oder, wie bereits erwähnt, die
Verhandlungen mit Großbritannien anbelangt. Das sind Themen, die uns
verbinden. Darauf wollen wir unsere Beziehungen aufbauen. Denn ich denke,
es gibt sehr gute Perspektiven auch für ein Wirtschaftswachstum in beiden
Ländern. Wir können eine Lokomotive und ein Motor für weiteres Wachstum und
für Veränderungen in der gesamten Europäischen Union sein.

Frage: Ich möchte Folgendes fragen: Wir haben gehört, dass die Beziehungen
sehr gut sind, insbesondere die Handelsbeziehungen. Können die politischen
Beziehungen genauso gut sein, auch die zwischenmenschlichen Beziehungen?

Eine zweite Frage: Es sieht so aus, als sei Nord Stream 2 der größte
Zankapfel in den Beziehungen. Kann man sagen, dass es in näherer Frist eine
mögliche Lösung in diesem Bereich gibt? Beide Herrschaften sind zu
antworten gebeten.

BK'in Merkel: Ich denke, die Tatsache, dass wir heute alle Probleme sehr
ausführlich, sehr direkt und auch sehr gemeinsam angesprochen haben, zeigt,
dass es das Bemühen gibt, gemeinsame Antworten zu finden. Es kommt immer
wieder vor, dass es auch Meinungsunterschiede gibt, manchmal auch durchaus
ernsthafte. Dann muss man darüber weiter im Gespräch bleiben.

Ich hatte mich mit der Diversifizierung darauf bezogen, dass Polen auch ein
LNG-Terminal gebaut hat, was von der Europäischen Union unterstützt wurde.
Auch eine Pipeline in Richtung Skandinaviens ist in der Planung. So kommen
wir, denke ich, zu einer Diversifizierung. Aber in der Frage der
rechtlichen Bewertung gibt es Unterschiede. Nach unserer Auffassung ist
dies ein wirtschaftliches Projekt. Das muss natürlich auf der Basis des
dritten Energiebinnenmarkpaketes bewertet werden. Wir müssen eine
politische Komponente beachten - das will ich ausdrücklich sagen -, nämlich
die Frage, dass die Ukraine nicht völlig vom Transit abgeschnitten wird.
Hier gibt es eine Übereinstimmung.

Insgesamt würde ich sagen: Wir haben durchaus eine Menge Arbeit. Aber das
ruft uns eigentlich dazu auf, dass wir im Sinne der guten Nachbarschaft und
im Sinne der guten Partnerschaft das Gespräch suchen. Dieser Antrittsbesuch
war eine Komponente. Der Außenminister war neulich da. Unsere
Verteidigungsminister sollten zusammenarbeiten. Unsere Wirtschaften müssen
zusammenkommen. Wir haben immer noch ein großes Potenzial der Verstärkung
unserer Beziehungen vor uns. Dazu gehören natürlich auch die
Gesellschaften.

MP Morawiecki: Zu Ihrer Frage: Ja, diese sehr guten Handelsbeziehungen
können durchaus auch zu noch besseren Beziehungen zwischen unseren
Bevölkerungen werden. Wir haben auch den Tourismus erwähnt. Er wird immer
aktiver. Die kulturelle Zusammenarbeit entwickelt sich sehr gut.

Zu Nord Stream 2: Ich habe schon vorhin gesagt, was unsere Auffassung ist.
Natürlich wäre es gut, wenn wir uns im Rahmen der Europäischen Kommission
über das dritte Energiebinnenmarktpaket unterhielten, aber auch über die
Diversifizierung über LNG-Terminals wie auch über den Bau von
Interkonnektoren im Rahmen der Europäischen Union. Denn in Zukunft wird
dies dabei helfen, dass noch größere Möglichkeiten für die Durchleitung von
Erdgas aus verschiedenen Quellen vorliegen. Es ist wichtig, dass hierbei
nicht eine Seite das Monopol hat und der Europäischen Union den Preis
aufzwingen kann.

Frage: Der polnische Senatspräsident hat in einem Brief im Ausland lebende
Polen aufgefordert, den polnischen Behörden polenkritische Äußerungen zu
melden. Dieser Brief hat in Deutschland Kritik hervorgerufen. Eine Frage
sowohl an den polnischen Ministerpräsidenten als auch die deutsche
Kanzlerin: Halten Sie eine solche Vorgehensweise für gerechtfertigt? Ist
sie den deutsch-polnischen Beziehungen zuträglich?

MP Morawiecki: In diesem Fall würde ich keine falschen Schlussfolgerungen
daraus ziehen wollen. Polen hat das Drama des Zweiten Weltkriegs erlebt.
Später haben wir unsere Geschichte verloren. Denn 45 Jahre Kommunismus
haben zur Folge gehabt, dass wir uns langsam entwickelt haben. Wir sind
sehr sensibel, was die historische Wahrheit anbelangt. 1951 hatte Polen -
ich darf das als Beispiel nennen - ein höheres BIP pro Kopf als Spanien.

Zu dem Schreiben, das Sie erwähnt haben: Ich würde mit den
Schlussfolgerungen nicht zu weit gehen. Ich würde das nicht hochspielen
oder aus einer Mücke einen Elefanten machen. Es hat keinen Sinn, das
hochzuspielen. Ja, in der Tat wollen wir weltweit dafür Sorge tragen, dass
es keine Lügen oder unwahren Feststellungen über Polen gibt.

BK'in Merkel: Ich habe von meiner Seite aus deutlich gemacht, dass sich die
deutsche Regierung und auch die Regierungen der Länder politisch dafür
verantwortlich fühlen, dass niemand, auch nicht Menschen polnischer
Herkunft, aber genauso wenig auch Menschen anderer Herkunft, auf deutschem
Staatsgebiet in irgendeiner Weise beleidigt oder Unsicherheiten ausgesetzt
werden kann. Das ist unsere Verantwortung, und wir nehmen sie
selbstverständlich wahr, ganz besonders natürlich auch vor dem Hintergrund
unserer jeweiligen Geschichte. Insofern denke ich, dass der deutsche Staat
hierbei seiner Verantwortung gerecht wird.

Frage: Ich möchte fragen, welche gemeinsamen Projekte es vonseiten
Deutschlands und Polens für Europa geben kann. Was können beide Länder
Europa vorschlagen, auch angesichts der Reformierung der Europäischen
Union?

BK'in Merkel: Ich glaube, wir können Projekte im Verteidigungsbereich
beziehungsweise für die gemeinsame Verteidigungspolitik vorschlagen. Wir
haben zum Beispiel auch über Kooperationen im Rüstungsbereich gesprochen.
Wir sind beide Mitgliedstaaten der Nato und engagieren uns im Bereich der
Europäischen Sicherheits- und Verteidigungspolitik. Wir können gemeinsame
Aktivitäten entfachen, um die Wettbewerbsfähigkeit zu erhöhen. Es gibt
gemeinsame Forschungsaktivitäten, wo wir einen Beitrag dazu leisten können,
dass Europa wettbewerbsfähig ist. Wir arbeiten, wie ich schon gesagt habe,
bei der Bekämpfung von Fluchtursachen zusammen. Wir arbeiten auch im
Bereich der Außenpolitik zusammen. Wir werden sehr von Polen auch im Blick
auf das Normandie-Format und die Umsetzung der Minsker Beschlüsse
unterstützt.

Das sind für mich einige Beispiele, bei denen wir auch für Europa durchaus
einen Mehrwert erzeugen können. Das Weimarer Dreieck geht nun mit
Frankreich über Deutschland und Polen hinaus und zeigt auch eine neue
Qualität der Kooperation. Denken Sie einmal an die deutsch-polnische
Brigade, die es gibt, und die sehr enge Kooperation hier. Es ist eine Menge
zu tun, was wir noch besser machen können, aber es ist auch eine Menge auf
dem Weg.

MP Morawiecki: Ich darf dem, was Sie gesagt haben, Frau Bundeskanzlerin,
hinzufügen, dass wir vielleicht noch enger in Sachen Cyber-Sicherheit
zusammenarbeiten könnten. Das ist eine Herausforderung des 21.
Jahrhunderts. Es wird immer sichtbarer, dass es notwendig ist, verschiedene
hybride Kriege, die es gibt - - Das liegt in unserem Interesse. Natürlich
stellt auch die Sicherheits- und Verteidigungspolitik, insbesondere der
Einkauf von militärischer Ausrüstung, aber auch von neuen Technologien, die
wir herstellen, einen großen Bereich der Zusammenarbeit dar.

Vielleicht noch etwas, was oft vergessen wird und was von fundamentaler
Wichtigkeit für beide Länder ist, nämlich der europäische Binnenmarkt und
die Regelungen dieses Markts, die vor allem den Mittelstand unterstützen
sollten. Kleine und mittelständische Unternehmen brauchen diese
Unterstützung. Das ist sehr wichtig für Deutschland und für Polen. Wir
möchten diese kleinen und mittelständischen Unternehmen auch bei uns
unterstützen. Daraus entstehen dann sehr positive wirtschaftliche und
gesellschaftliche Entwicklungen. Geografisch, aber auch bevölkerungsmäßig
ist das eine nachhaltige Entwicklung.

Auch nach außen, was die verschiedenen Migrationsprozesse, die Hilfe vor
Ort in Nordafrika, im Nahen Osten anbelangt - ich war vor kurzem im
Libanon, um zu schauen, was sich vor Ort tut -, aber auch gegenüber
Russland und der Ukraine haben wir einen gemeinsamen Ansatz und vertreten
sehr ähnliche Interessen.

Frage: Herr Ministerpräsident, Sie haben sich in einem Interview offen für
Änderungen an dem Holocaust-Gesetz in Ihrem Land gezeigt. Wären Sie auch
offen für eine Änderung der umstrittenen Justizreform in Ihrem Land, die
die Unabhängigkeit der Justiz ja einschränkt?

Frau Bundeskanzlerin, kann Deutschland etwas dafür tun, dieses Zerwürfnis
bei dem Thema zwischen EU und Polen zu kitten?

Bitte eine Nachfrage zur Nachricht, Deniz Yücel komme frei: Herr Yildirim
war ja gestern Abend hier. Da gab es diese Botschaft noch nicht so konkret.
Was hat über Nacht den Ausschlag dazu gegeben? Kann nach Ihren
Informationen Herr Yücel ausreisen? Was bedeutet das für das 
deutsch-türkische Verhältnis?

MP Morawiecki: Was unsere Reformen im Bereich der Justiz anbelangt, so muss
man die Änderungen bedenken, die man in Deutschland nach der
Wiedervereinigung vorgenommen hat. Da hat es in Deutschland ja auch einen
Prozess der Überprüfung der politischen Vergangenheit der Staatsanwälte,
der Richter gegeben. Von den ostdeutschen Richtern sind nur 30 Prozent
zugelassen worden, was ihre Weiterarbeit als Richter anbelangt. Wir haben
diesen Prozess seinerzeit nicht durchgemacht. Dieser Prozess wird erst
später durchlaufen - besser später als überhaupt nicht.

Was Ihre Frage angeht, habe ich Sie so verstanden, dass Sie fragen, wie es
bei uns in der Justiz nach dieser Reform aussehen würde. Ich bin zutiefst
davon überzeugt, dass wir nach dieser Reform einen viel besseren
Justizapparat haben werden, der viel objektiver, viel besser und
effizienter sein wird. Wir haben die längsten Verhandlungstermine in ganz
Europa. Im Verhältnis zum BIP haben wir die höchsten Ausgaben. Aber es gibt
lange Wartezeiten. Wir möchten, dass in der Justiz effizienter gearbeitet
werden kann, dass eine größere Unabhängigkeit der Gerichte gewährleistet
werden kann. So wird das auch kommen. Es wird auch so sein, dass man
weniger von der Politik abhängig ist. Die Justiz hat unabhängig zu sein.
Ich meinerseits kann garantieren, dass dies das Hauptziel dieser Reform
ist. Das wird auch so kommen.

BK'in Merkel: Was die Rechtsstaatlichkeit anbelangt, so ist dies eine der
Grundverpflichtungen, die alle eingegangen sind, die Mitgliedstaaten der
Europäischen Union werden wollen. Die Kommission ist sozusagen die Hüterin
dieser Verträge und führt deshalb dort, wo es Zweifel gibt, auch die
entsprechenden Gespräche. Diese Gespräche werden zwischen Polen und der
Kommission geführt. Wir unterstützen die Kommission in ihrer Arbeit, diese
Gespräche zu führen. Ich glaube und hoffe, dass das Ganze auf einem guten
Weg ist und dass diese Gespräche auch Fortschritte mit sich bringen werden.

Was Deniz Yücel angeht, kann ich sagen: Ich freue mich wie viele, viele
andere, dass er heute das Gefängnis verlassen konnte. Der türkische
Ministerpräsident hatte ja schon darauf hingewiesen, auch in Interviews,
dass sich im Rahmen des Justizverfahrens vielleicht schnelle Bewegung
andeutet.

Ich freue mich natürlich für ihn; ich freue mich für seine Frau und die
Familie, die ja ein sehr, sehr schwieriges Jahr der Trennung aushalten
mussten. Ich möchte allen danken, die sich dafür eingesetzt haben, dass
Deniz Yücel nun offensichtlich - ich sage es noch vorsichtig - auf freiem
Fuß ist. Deshalb schließe ich in diesen Dank auch ganz besonders die
Bemühungen des Außenministeriums und des Außenministers mit ein. Es zeigt
sich, dass Gespräche auch vielleicht nicht ohne Nutzen sind. Wie genau die
Wirkungen sind, weiß man nicht.

Dann will ich auch der Zivilgesellschaft in Deutschland und an vielen
anderen Stellen danken, die natürlich durch ihr beständiges Eintreten und
Nichtvergessen von Deniz Yücel und anderen, die im Gefängnis sitzen, ihren
Beitrag dazu geleistet haben.

Wir wissen, dass es noch weitere, vielleicht nicht ganz so prominente Fälle
von Menschen gibt, die in türkischen Gefängnissen sind. Auch für sie - das
will ich noch hinzufügen - erhoffen wir eine schnelle Behandlung der
Rechtsverfahren und Rechtsstaatlichkeit. Das habe ich auch gestern noch
einmal dem türkischen Ministerpräsidenten gesagt.

Herzlichen Dank!

Freitag, 16. Februar 2018
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PRESSEKONFERENZ/1611: Regierungspressekonferenz vom 16. Februar 2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Freitag, 16. Februar 2018

Regierungspressekonferenz vom 16. Februar 2018

Themen: Freilassung des "Welt"-Korrespondenten Deniz Yücel aus
türkischer Haft, Wahl von Cyril Ramaphosa zum Präsidenten von Südafrika,
Termine der Bundeskanzlerin (Besuch des luxemburgischen Premierministers,
Treffen mit dem Weltbank-Präsidenten, Besuch des niederländischen
Premierministers, Kabinettssitzung, Antrittsbesuch des Ministerpräsidenten
der ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien, Regierungserklärung zum
informellen Europäischen Rat, Sahel-Konferenz, informeller Europäischer
Rat), Einführung transnationaler Listen für Europawahlen, Nachfolge für die
Ämter des Präsidenten und des Vizepräsidenten der Europäischen Zentralbank,
Teilnahme des Bundesaußenministers an der Münchner Sicherheitskonferenz,
Medienberichte über die Förderung von Nachrüstungen von Dieselfahrzeugen
mit öffentlichen Geldern, Einsatzbereitschaft der Leopard-2-Panzer der
Bundeswehr, Sperrung der Internetseite des russischen Oppositionspolitikers
Alexej Nawalny, Manipulationen an AdBlue-Anlagen von Lkw, Steuerreform in
den USA


Sprecher: SRS'in Demmer, Breul (AA), Baron (BMWi), Fehling (BMF),
Henjes (BMVg), Strater (BMVI), Haufe (BMUB), Quenett (BMBF), Dimroth (BMI)



Vorsitzender Detjen eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt SRS'IN DEMMER
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

Breul: Sie sehen alle die Meldung aus Istanbul. Wir haben die Meldung auch
gesehen. Wir können Ihnen bestätigen, dass Herr Yücel freigelassen wurde.
Jetzt müssen wir natürlich abwarten, was in den nächsten Minuten und
Stunden passiert. Außenminister Gabriel war in den letzten Tagen und
Stunden intensiv darum bemüht, da zu einer Lösung beizutragen. Wir möchten
der türkischen Justiz für das jetzt zügige Verfahren danken. Wir sind
erleichtert und froh, wenn sich die Meldungen jetzt bestätigen, dass Herr
Yücel frei ist und aus der Haft entlassen wurde.

Frage: Könnten Sie bitte ein bisschen schildern, was die Art der Bemühungen
des Außenministers war, also auf welcher Ebene?

An die Bundesregierung, vielleicht an Frau Demmer oder das
Bundesverteidigungsministerium: Herr Yücel hat selber immer gesagt, er
möchte nicht Teil eines schmutzigen Deals sein, also Rüstungsgeschäfte
gegen Freilassung. Können Sie hier etwas dazu sagen oder womöglich
ausschließen, dass es ein Gegengeschäft wie zum Beispiel die Nachrüstung
der Leopard 2-Panzer mit dem Schutz vor Minen gegeben hat?

Breul: Ja, ich kann ausschließen, dass es einen Deal in irgendeiner Form
gegeben hat. Die Unterstützung, die in den letzten Stunden und Tagen
stattgefunden hat, war konsularischer Natur. Herr Yildirim hatte sich ja
dazu auch geäußert und gesagt, dass er darauf hoffe, dass jetzt schnell
Fortschritte in dem Verfahren stattfinden können. Das war die Art von
Bemühungen, die stattgefunden haben.

Aber ich sage es gern noch einmal: Von irgendwelchen schmutzigen Deals oder
Nebenabsprachen kann hier keine Rede sein.

SRS'in Demmer: Dem schließe ich mich natürlich voll und ganz an. Die
Bundeskanzlerin hatte gestern noch einmal zum Ausdruck gebracht, von welch
zentraler Bedeutung der Fall ist. Ich möchte hiermit natürlich erst einmal
unsere Freude zum Ausdruck bringen, vor allen Dingen auch für Herrn Yücel
und seine Familie.

Frage: Herr Breul, ich würde gern wissen, ob sich das für Sie abgezeichnet
hat, und wenn ja, in welcher Form Sie entsprechende Anzeichen wahrgenommen
haben.

Zum Zweiten würde ich gern wissen, wie genau jetzt Ihr eigener
Informationsstand ist. Kennen Sie die Meldung auch ausschließlich aus
Medienberichten oder haben Sie selbst schon in irgendeiner Form Nachrichten
aus der Türkei erhalten, die für Sie sozusagen eine validere Information
darstellen als die ersten Presseberichte, die eigentlich alle auf einer
Meldung basieren?

Breul: Ich kann hier schlecht einen Live-Kommentar abgeben. Ich habe das
Signal bekommen, dass ich die Meldung, die zirkuliert, bestätigen kann. Zu
allen weiteren Fragen - zum genauen Procedere usw. - bin ich im Moment
nicht auskunftsfähig. Da bitte ich jetzt noch um ein bisschen Geduld, weil
die Entwicklungen wirklich brandaktuell sind. Wir versuchen, schnell zu
sein. Aber in Lichtgeschwindigkeit bekommen wir das auch nicht hin.

Frage: Herr Breul, Sie haben sich jetzt gerade bei der türkischen Justiz
bedankt. Das finde ich doch interessant, weil sie hat ihn ja ein Jahr lang
in Untersuchungshaft gelassen. Ich weiß jetzt nicht, ob Sie schon eine
Anklageschrift vor sich haben oder diese jemals bekommen haben. Gibt es
sie, und wofür genau bedanken Sie sich jetzt bei der türkischen Justiz?

Breul: Das möchte ich jetzt nicht missverstanden wissen. Es geht nicht
darum, hier Freude über die gesamte Causa Yücel zum Ausdruck zu bringen,
sondern wir haben hier versucht, die Freude darüber zum Ausdruck zu
bringen, dass der Fall jetzt zu einem Abschluss gekommen ist und Herr Yücel
in Freiheit entlassen wurde. Das war der Punkt, über den ich hier die
Freude der Bundesregierung zum Ausdruck bringen wollte.

Bei allem Weiteren möchte ich Sie bitten, uns noch etwas mehr Zeit zu
geben, weil mir jetzt auch keine Informationen darüber vorliegen, was heute
Morgen vor türkischem Gericht genau passiert ist. Das ist wirklich fast
eine Live-Entwicklung. Darum würde ich einfach um etwas Geduld werben.

SRS'in Demmer: Ich würde auch sagen: Wir begrüßen das als wichtigen
Schritt, auf den wir alle lange hingearbeitet haben. Zu Näherem können wir
noch keine Auskunft geben.

Zusatzfrage: Zum Verständnis: Sie sagten gerade, der Fall sei zum Abschluss
gekommen. Also ist er jetzt ohne Auflagen frei gekommen? Wissen Sie doch
schon mehr? Hat er vielleicht eine Ausreisesperre? Er hat ja beide
Staatsbürgerschaften; da wäre das ja möglich. Das war bei anderen Fällen
auch schon so.

Jetzt sagten Sie gerade: "was heute Morgen vor türkischem Gericht passiert
ist". - Also gab es jetzt eine Art Gerichtsprozess? Was wissen Sie dazu?

Breul: Wie gesagt: Ich kann Ihnen die Einzelheiten jetzt nicht sagen und
möchte auch nicht über etwas spekulieren - -

Zuruf: Sie hatten ja gerade von Abschluss gesprochen. Das ist schon etwas
Entscheidendes.

Breul: Also eine Freilassung ist natürlich ein Abschluss seiner Haft.

Verzeihen Sie mir: Ich kann das jetzt hier nicht live kommentieren ohne
Kenntnis darüber zu haben, was genau in der türkischen Justiz heute Morgen
passiert ist. Ich habe von meinen Kolleginnen und Kollegen mitgeteilt
bekommen, dass ich die Meldung bestätigen kann. Alles Weitere würde ich
gern nachreichen.

Frage: Herr Breul, in der Vergangenheit war der konsularische Zugang ja
eingeschränkt, ungefähr einmal im Monat. Wenn Deniz Yücel auf freien Fuß
gekommen ist, bedeutet das, dass Sie ihm eine dauerhafte Betreuung in Form
von Wohnraum durch die Botschaft, durch die deutsche Vertretung, anbieten
und ihn, falls er dieses möchte, sozusagen dauerhaft in Obhut nehmen? Wird
das angeboten?

Eine zweite Frage, vielleicht an das BMWi: Dass es keinen schmutzigen Deal
gegeben hat, wie uns versichert wird, bedeutet das, dass die ja wohl
laufende Anfrage der Türkei in Bezug auf die Modernisierung der Leopard 
2-Panzer definitiv abgelehnt bleibt?

Baron: Wie Sie wissen, zu etwaigen Voranfragen oder etwaigen offenen
Anfragen kann ich keinerlei Auskunft geben.

Zuruf: Sie waren hier aber schon Thema, und es wurde Auskunft gegeben.

Baron: Hier gilt trotzdem die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts.
Insofern: Der Äußerung von Herrn Breul habe ich nichts hinzuzufügen. Ich
kann hier über etwaige offene oder mögliche Anträge keine Stellung nehmen.

Breul: Zum ersten Themenkomplex habe ich einfach keine aktuellen
Informationen.

Zusatzfrage: Aber Sie werden doch sagen können, ob es ein Angebot seitens
der Bundesregierung gibt, Herrn Yücel jetzt intensiver zu betreuen und zu
versorgen, falls er dies möchte? Das müssten Sie doch eigentlich sagen
können.

Breul: Der letzte Teil Ihrer Frage ist, glaube ich, der Entscheidende. Das
hängt immer sehr stark davon ab, was der Betroffene sich wünscht. Ich stand
unter dem Eindruck, dass Herr Yücel eine Wohnung in Istanbul unterhält.
Also glaube ich eher nicht, dass etwas, was Sie zur Sprache brachten, der
Fall sein könnte. Aber, wie gesagt, ich kann es Ihnen nicht sagen.

Frage: Frau Demmer, kurz noch einmal nachgefragt: Es gab ja gestern ein
Treffen der Kanzlerin mit Herrn Yildirim. Hat die Kanzlerin über das
Zeitungsinterview hinaus, das Herr Yildirim vorher gegeben hat, in
irgendeiner Weise schon so etwas wie eine Zusicherung oder ein festes
Signal erhalten, dass so etwas heute passieren könnte?

SRS'in Demmer: Haben Sie Verständnis, dass ich Ihnen über das hinaus, was
die Bundeskanzlerin gestern in der Pressekonferenz gesagt hat, keinerlei
Informationen geben kann. Wie gesagt: Es handelt sich jetzt um einen ersten
wichtigen Schritt, auf den wir alle lange hingearbeitet haben.

Frage: Herr Breul, noch einmal die Nachfrage: Für den Fall, dass sich das
alles so bestätigt, was bedeutet das für das deutsch-türkische Verhältnis?
Ist das jetzt der Schritt, der nötig war, um die Beziehungen wieder zu
verbessern? Wie würden Sie das jetzt einschätzen? Ist die Bundesregierung
noch weiter zurückhaltend in Bezug auf alles, was Visafreiheit, Zollunion
usw. betrifft? Oder ist das jetzt das Signal in den Aufbruch in eine wieder
bessere Zeit?

Breul: Ich glaube, es ist zu früh, hier endgültige Schlussfolgerungen zu
ziehen. Wir haben aber oft zum Ausdruck gebracht, dass der Fall Yücel eine
besondere Bedeutung hat, aber er natürlich nicht das einzige Thema ist, wo
es Dissonanzen zwischen der Bundesregierung und der türkischen Regierung
gibt. Darum wird das jetzt genau zu bewerten sein. Aber wir haben immer
gesagt: Das ist jetzt nicht ein Fall, an dem alles aufgehängt wird. Aber
natürlich hat er eine hohe Bedeutung.

Vorsitzender Detjen: Dann habe ich jetzt andere Themen notiert, auch da
eine ganze Reihe. Wir fragen dann noch einmal, ob Sie im Laufe der Zeit
neue Erkenntnisse haben.

SRS'in Demmer: Ich würde dann erst die Termine machen?

Vorsitzender Detjen: Richtig. Genau, dann gehen wir dahin.

SRS'in Demmer: Zunächst noch ein Glückwunsch:

Der südafrikanische Vizepräsident und ANC-Vorsitzende, Cyril Ramaphosa,
wurde gestern vom südafrikanischen Parlament zum neuen Präsidenten der
Republik Südafrika gewählt und anschließend vom obersten Richter des Landes
als Präsident vereidigt. Die Bundeskanzlerin hat dem neuen Präsidenten ein
Glückwunschtelegramm geschickt - ich zitiere -:

"Sehr geehrter Herr Präsident, zu Ihrer Wahl zum Präsidenten der Republik
Südafrika gratuliere ich Ihnen sehr herzlich.

Südafrika und Deutschland verbindet eine langjährige enge Partnerschaft.
Ich möchte Ihnen versichern, dass wir Ihnen bei Ihrem Bestreben, ein neues
Kapitel in der Geschichte Südafrikas aufzuschlagen, als verlässlicher
Partner zur Seite stehen werden. Ich freue mich darauf, mit Ihnen die
Freundschaft zwischen unseren beiden Ländern weiter zu vertiefen. Für die
vor Ihnen liegenden Aufgaben wünsche ich Ihnen viel Erfolg und eine
glückliche Hand."

So, dann kommen wir zu den Terminen:

Am Montag, den 19. Februar, empfängt Bundeskanzlerin Merkel um 14.30 Uhr
den Premierminister Luxemburgs, Herrn Xavier Bettel. Bei einem gemeinsamen
Gespräch im Vorfeld des informellen Europäischen Rates am 23. Februar wird
es schwerpunktmäßig um europapolitische Themen gehen. Vor ihrem Gespräch
werden die Bundeskanzlerin und der Premierminister Pressestatements
abgeben.

Um 17.30 Uhr empfängt die Bundeskanzlerin den Weltbank-Präsidenten Jim Yong
Kim zu einem Gespräch im Bundeskanzleramt. Im Vordergrund stehen die Reform
der Weltbank und die wirtschaftliche Entwicklung Afrikas, darunter auch die
unter der deutschen G20-Präsidentschaft mit der Weltbank gestartete
Initiative "Compact with Africa". Außerdem wird es um die Bekämpfung von
Krankheiten und Epidemien und die Finanzierung des Klimaschutzes gehen. Das
Gespräch ist nicht presseöffentlich.

Um 19 Uhr, immer noch am Montag, erwartet die Bundeskanzlerin dann
Premierminister Mark Rutte aus den Niederlanden. Auch dieses Gespräch wird
im Zeichen des informellen Europäischen Rates am Freitag stehen. Vor dem
Gespräch sind Pressestatements vorgesehen. Am Mittwoch, den 21. Februar,
findet zunächst wie gewohnt um 9.30 Uhr eine Sitzung des Kabinetts statt.

Um 12 Uhr wird die Bundeskanzlerin dann mit militärischen Ehren den
Ministerpräsidenten der ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien,
Zoran Zaev zu seinem Antrittsbesuch im Bundeskanzleramt empfangen. Bei
einem anschließenden Gespräch im Rahmen eines Mittagessens werden Fragen
der bilateralen Beziehungen sowie aktuelle europapolitische und regionale
Fragen erörtert. Da gibt es dann um 13.15 Uhr eine gemeinsame
Pressekonferenz.

Am Donnerstag ab 9 Uhr wird die Bundeskanzlerin im Deutschen Bundestag eine
Regierungserklärung zum anstehenden informellen Europäischen Rat abgeben.

Anschließend am Donnerstag und am Freitag wird die Bundeskanzlerin dann in
Brüssel sein. Am Donnerstagabend nimmt sie an einem Abendessen auf
Einladung des belgischen Premierministers Charles Michel teil. Im Rahmen
des Abendessens werden aktuelle europapolitische Fragen besprochen.

Am Freitag wird die Bundeskanzlerin dann zunächst vormittags an der
internationalen Sahel-Konferenz teilnehmen. Deutschland unterstützt
zusammen mit Frankreich und der EU die Gruppe der G5 Sahel-Staaten als
wichtige regionale Initiative im Kampf gegen gemeinsame Herausforderungen
in der Sahel-Region, insbesondere Terrorismus und organisierte
Kriminalität, aber auch in den Bereichen Wirtschaft und Entwicklung. Das
Ziel der Konferenz ist es, die Bedeutung der Sahel-Region zu unterstreichen
und die internationale Unterstützung für die G5 zu betonen und auszubauen.

Natürlich werden auch Eigenverantwortung und Eigenbeiträge der G5-Staaten
Gegenstand der Konferenz sein. Die Diskussionen werden alle Aspekte unserer
Partnerschaft, also politische, militärische aber auch sicherheits- und
entwicklungspolitische Facetten adressieren.

Im Anschluss an dieses Treffen nimmt die Bundeskanzlerin dann am
informellen Europäischen Rat teil. Wie der Präsident der Europäischen Rates
Tusk in seiner "Leaders' Agenda" im Oktober 2017 angekündigt hat, wird es
bei dem Treffen zum einen um institutionelle Fragen gehen. Dazu gehören zum
Beispiel die Zusammensetzung des Europäischen Parlamentes ab den
Europawahlen 2019 und ein Ausblick auf die Besetzung führender Positionen
in den EU-Institutionen 2019 - Kommission und der Ratspräsident. Zum
anderen ist eine erste Debatte über die politischen Prioritäten des
mehrjährigen Finanzrahmens nach 2020 geplant.

Frage (zur Neuwahl des Präsidenten Südafrikas): Ich würde gern vom
Wirtschaftsministerium wissen, wie denn die wirtschaftliche Dimension
dieses Präsidentenwechsels eingeschätzt wird und ob sich daraus
irgendwelche Veränderungen in den Beziehungen ergeben?

Baron: Über wirtschaftliche Auswirkungen dieser Entscheidung kann ich hier
nicht spekulieren. Natürlich ist das Land ein ganz wichtiger
Handelspartner. Aber die Bewertung von volkswirtschaftlichen Auswirkungen
des Präsidentenwechsels kann ich hier nicht vornehmen.

Frage: Ich würde gern wissen - das ist eine Lernfrage -: Wie ist denn die
Position von Frau Merkel in Sachen transnationale Listen für die Europawahl
nächstes Jahr? Also Herr Macron schrieb das ja an, andere im EU-Parlament
ebenfalls. Was hält die Kanzlerin davon?

SRS'in Demmer: Das Thema steht jetzt ja auf der Tagesordnung. Deswegen
möchte ich da den Diskussionen, die in Brüssel stattfinden, nicht
vorgreifen.

Zusatzfrage : Der Kanzlerin?

SRS'in Demmer: Ja, genau. Aber die Diskussion wird in Brüssel geführt und
nicht zwischen Ihnen und mir.

Zusatzfrage: Ja. Wir wollen ja keine Diskussion führen. Ich möchte nur die
Position der Bundesregierung kennen. Wir kennen die von anderen Staaten.
Was ist die Position von Frau Merkel?

SRS'in Demmer: Sie müssen sich jetzt leider mit dieser Antwort zufrieden
geben.

Frage: Sie haben zum Schluss so schön gesagt: Es geht auch um die Besetzung
von Positionen in Europa im nächsten Jahr. Mich würde interessieren, ob der
Europäische Rat sich auch eine Meinung bildet über die Besetzung der
Spitzenposition in der Europäischen Zentralbank. Denn das steht ja wohl
auch im nächsten Jahr an. Ist das ein Punkt? Gibt es möglicherweise schon
Konkretisierungen über die Nachfolge von Herrn Draghi?

SRS'in Demmer: Auch das ist noch eine ganze Weile hin. Auch da muss ich Sie
vertrösten.

Frage: Wenn wir einmal etwas näher schauen zur Besetzung der Europäischen
Zentralbank. Ich weiß nicht, vielleicht fühlt sich auch das
Finanzministerium angesprochen. Es steht ja jetzt in der nächsten Woche
erst einmal die Besetzung des Vizepräsidenten der Europäischen Zentralbank
an. Gibt es da Kandidaten? Einen aus Spanien, einen aus Irland? Es gibt
eine Position des Europäischen Parlamentes. Sie favorisieren nach einer
Anhörung den irischen Kandidaten. Es gibt eine Position der französischen
Regierung. Sie favorisieren den spanischen Finanzminister. Wie ist denn die
deutsche Position dazu?

Fehling: Ich bitte um Verständnis. Aber zu solchen Personalfragen äußern
wir uns jetzt im Vorfeld nicht.

Zusatzfrage: Aber wenn Sie sich nicht zu konkreten Personen äußern, können
Sie mir vielleicht sagen, wie der Abstimmungsprozess in der
geschäftsführenden Bundesregierung dazu läuft. Das ist ja jetzt alles noch
ein bisschen vage.

Fehling: Ich kann Ihnen sagen, dass Herr Altmaier - aber das werden Sie
wissen - am Montag und am Dienstag in Brüssel ist. Da ist eine Sitzung der
Eurogruppe, und am nächsten Tag ist eine Sitzung des ECOFIN. Er wird dort
auch eine Pressekonferenz geben. Ich denke, Sie sprechen ihn am besten dann
darauf an.

Frage: Zu der gleichen Frage würde ich doch gerne wissen, wie sich die
Bundesregierung denn grundsätzlich bei solchen Fragen verhält. Sie ist ja
nur eine geschäftsführende Bundesregierung. Das ist eine Entscheidung, bei
der möglicherweise die neue Bundesregierung auch neue Aspekte einbringen
könnte. Heißt das für die geschäftsführende Bundesregierung, dass sie sich
in diesen Fragen erst einmal zurückhält und erst einmal keine Position
bekleidet? Werden Sie mit einer festen Position auch als geschäftsführende
Regierung in solche Personalfragen gehen?

Fehling: Dazu kann ich ganz grundsätzlich das sagen, was wir hier auf
dieser Bühne wiederholt über die geschäftsführende Bundesregierung gesagt
haben: Die geschäftsführende Bundesregierung ist handlungsfähig.
Entscheidungen, die anstehen, wird die geschäftsführende Bundesregierung
auch treffen.

Frage: Das heißt, die Bundesregierung wird dann in Form von Herrn Altmaier
eine Position haben, aber die wollen Sie uns jetzt nicht sagen, aber Sie
werden sich nicht enthalten?

Fehling: Jetzt spekulieren Sie über das Abstimmungsverhalten von Herrn
Altmaier in der nächsten Woche. Da bitte ich um Verständnis: Ich werde
Ihnen hier heute nicht sagen, wie Herr Altmaier sich verhalten wird. Fragen
Sie ihn am Dienstag.

Zusatzfrage: Meine Frage ist die gleiche Frage, die der Kollege hatte. Wie
stimmt sich die Bundesregierung ab? Kommt es zu einer Position oder kommt
es nicht zu einer Position?

Fehling: Gehen Sie davon aus, dass sich die Bundesregierung - wie immer in
solchen Fragen - abstimmt und dort eine gemeinsame Position haben wird.
Aber wie diese Position ist, werde ich Ihnen jetzt hier nicht im Vorfeld
öffentlich erläutern.

Frage: Darf ich davon ausgehen, dass Herr Altmaier nicht mit irgendwelchen
Anrufen seitens anderer rechnen muss, dass er seine Position noch einmal
innerhalb der Bundesregierung abzustimmen hätte?

Fehling: Über interne Abstimmungsprozesse der Bundesregierung habe ich
Ihnen hier nichts Weiteres mitzuteilen.

Vorsitzender Detjen: Es gibt einen Nachtrag vom Auswärtigen Amt.

Breul: Ich wollte Ihnen kurz etwas ankündigen, weil wir dazu in der letzten
Woche und auch in dieser Woche schon viele Fragen hatten. Außenminister
Gabriel wird heute und morgen an der Münchner Sicherheitskonferenz
teilnehmen. Er wird dort unter anderem heute Abend an einem Treffen im
Normandie-Format zur Ukraine teilnehmen und morgen Früh eine Rede im Plenum
halten. Zudem wird er verschiedene bilaterale Gesprächstermine wahrnehmen,
zum Beispiel heute Mittag mit einer amerikanischen Kongressdelegation.
Morgen Früh wird er an einem deutsch-russischen Wirtschaftsfrühstück
teilnehmen. Es wird weitere bilaterale Treffen geben, die wir dann
kurzfristig bekanntgeben werden.

Vor Ort werden wir über das Pressebüro der Sicherheitskonferenz immer
informieren, wann Termine stattfinden, die auch presseöffentlich sind.

Ich kann Ihnen zudem mitteilen, dass Außenminister Gabriel nach dem Treffen
im Normandie-Format gegen 19 Uhr ein Statement abgeben wird. Vielleicht
gibt es gerade aufgrund der aktuellen Entwicklung bereits heute Nachmittag
die Gelegenheit für ein erstes Pressestatement von Herrn Gabriel in
München.

Wie gesagt, nähere Informationen dann über das Pressebüro der Münchner
Sicherheitskonferenz.

Frage: Herr Breul, mich würde interessieren, welche Rolle der Außenminister
dem Thema "Blauhelmmission in der Ostukraine" bei diesem Treffen beimisst.

Gleich eine Zusatzfrage an das Verteidigungsministerium: Herr Bartels hat
vor zwei Tagen die Bundeswehr als möglicher Truppensteller für diese
Blauhelmmission ins Spiel gebracht. Mich würde interessieren: Wie viele
Bundeswehrangehörige könnte denn die Bundeswehr für so eine Mission
entbehren? Wie steht das Bundesverteidigungsministerium überhaupt zu der
Teilnahme der deutschen Soldaten an so einer Mission?

Breul: Ich kann gerne beginnen. Herr Gabriel hat, glaube ich, schon
mehrfach zum Ausdruck gebracht, dass er sich erhofft und auch eine Chance
dafür sieht, dass eine Blauhelmmission einen positiven Beitrag leisten
könnte. Natürlich ist das eine Frage, die mit allen Parteien abgestimmt
werden muss, sodass die Mission auch den Aufgaben nachkommen kann, die sie
erledigen müsste, um einen sinnvollen Beitrag zu leisten.

Letztlich ist klar: Die Debatte über das Mandat ist im VN-Sicherheitsrat zu
führen. Im Normandie-Format kann es darum gehen, vielleicht abzustecken, wo
Möglichkeiten liegen, das Gespräch weiter zu führen. Aber Beschlüsse in
irgendeiner Form sind natürlich vom VN-Sicherheitsrat zu treffen.

Henjes: Dem kann ich mich nur voll umfänglich anschließen. Dieser Prozess
einer möglichen UN-Mission in der Ukraine ist ein Prozess, den es gilt, im
Rahmen der internationalen Gemeinschaft bei der UN zu führen. Deutschland
ist ein starker Partner im Bereich der UN und wird natürlich insofern auch
diesen Prozess mit begleiten.

Von daher sehen Sie es mir nach, dass es zurzeit, da der Prozess erst
angestoßen ist, noch viel zu früh ist, über irgendwelche Kräfte oder
Fähigkeiten vonseiten Deutschlands im Rahmen dieser möglichen zukünftigen
Mission zu sprechen.

Frage: Aber, Herr Henjes, Sie schließen nicht die Teilnahme von deutschen
Soldaten an so einer Mission aus?

Henjes: Ich schließe vor allen Dingen nicht aus, dass es hoffentlich - da
kann ich mich nur dem Sprecher des Auswärtigen Amtes anschließen - zu einem
Prozess auf der Ebene der internationalen Gemeinschaft kommt, um diese doch
sehr deutliche Krise endlich zu einem Ende zu führen.

Frage: Um einmal andersherum zu fragen: Es gibt aus Ihrer Sicht momentan
grundsätzlich keinen Ausschlussgrund dafür, gegebenenfalls auch daran
teilzunehmen? Können Sie nicht in irgendeiner Form sagen, dass es den im
Moment geben wird? Habe ich das richtig verstanden?

Henjes: Noch einmal: Gerade die UN als das herausragende internationale
Konstrukt hinsichtlich der Frage des Friedens hat eine Vielzahl von
Werkzeugen. Diesbezüglich haben Sie jetzt eben die Blauhelmmission genannt,
aber es gibt auch andere Möglichkeiten von Missionen. Inwiefern sich
Deutschland daran beteiligt, ist immer eine Frage der jeweiligen
Lagesituation.

Noch einmal: Diese Lage liegt zurzeit nicht vor, sondern es gilt, diesen
Prozess auf der Ebene der UN anzustoßen und dort diesen Prozess zu führen.

Zusatzfrage: Die Frage stellte sich mir vor dem historischen Hintergrund
des Einsatzes deutscher Soldaten in der Region Wolgograd/Stalingrad; gerade
fanden ja auch erst diesbezüglich die Feierlichkeiten statt. Das ist für
Sie alles kein Ausschlussgrund per se, sondern das ist erst einmal
grundsätzlich doch noch im Rahmen der Möglichkeiten?

Henjes: Ich sehe diese Berücksichtigung natürlich. Aber noch einmal: Es ist
zurzeit nicht die Lage, darüber zu diskutieren, inwiefern deutsche Kräfte
an einer möglichen Mission, deren Umfang, deren Ziellinien, deren Mandat
auf der Ebene der internationalen Gemeinschaft überhaupt nicht ersichtlich
sind, teilnehmen. Der Prozess - ganz wichtig - ist nicht hier in
Deutschland.

Breul: Wenn ich noch kurz ergänzen darf: Natürlich soll ein möglicher
deutscher Beitrag dazu dienen, zur Deeskalation, zu einer politischen
Lösung des Konflikts beizutragen. Dem ordnet sich alles andere unter.

Frage: Herr Henjes, Sie sagen, dass die Lage noch nicht da ist, dass man
darüber zu entscheiden hätte, aber sie kann eben kommen. Können Sie vor dem
Hintergrund der skizzierten besonderen historischen Bedingungen bestätigen,
dass innerhalb der Bundeswehr und vielleicht auch mit anderen Ressorts
darüber diskutiert wird, welche Faktoren eine Rolle spielen können, wenn
die Lage heranrückt? Man kann ja nicht erst dann, wenn eine UN-Anfrage da
ist, sagen: Jetzt überlegen wir einmal, was wir machen. Bereiten Sie sich
intern auf eine solche Option vor? Diskutieren Sie sie zumindest?

Henjes: Da muss ich Ihnen wirklich widersprechen. Noch einmal: Wir fangen
jetzt gerade einmal an, darüber zu diskutieren, dass es vielleicht eine
Möglichkeit gibt, dort eine UN-Mission zu starten. Dann geht es um die
Frage: Was ist denn das für eine UN-Mission? Welche Möglichkeiten hat sie
überhaupt? Ist das eine Blauhelmmission? Nach welchem Kapitel der UN-Charta
soll dort vorgegangen werden? Wer sind überhaupt die Beteiligten vor Ort?
Sind Sie überhaupt in der Lage, zuzustimmen? In welchem Raum findet das
Ganze statt?

Dieser Prozess ist ein Prozess, der nicht in Deutschland geführt wird,
sondern das ist ein Prozess, der auf der Ebene der internationalen
Gemeinschaft unter Einbeziehung dieser Beteiligten zu führen ist. Noch
einmal: Von daher ist es nicht die Frage, inwiefern dort Deutschland einen
Beitrag leisten kann, leisten will, weil wir überhaupt noch gar nicht
wissen für was. Das muss einmal ganz klar so gesagt werden.

Zusatzfrage: Soll das bedeuten, dass die Bundesregierung oder speziell die
Bundeswehr, wissend, dass sehr wohl diese Lage herankommen kann, im Moment
intern nicht darüber diskutiert, welche Optionen man zumindest vorbereiten
könnte? Das passiert nicht? Sie warten ab, bis die Lage da ist und fangen
dann an zu denken?

Henjes: Ich sitze hier als Sprecher des Verteidigungsministeriums. Sie
kennen das Weißbuch. Das bedeutet: Die Vorbereitung der Exekutive auf
bestimmte Lagen ist ein ganz wesentliches Element der Exekutive in der
internen Planung. Sehen Sie es mir bitte nach, dass wir das hier nicht zur
Sprache bringen können, weil es ganz einfach - ich würde das fast als
Jurist sagen - Kraft Natur der Sache des Verteidigungsministeriums ist,
auch immer zu schauen, was es für Möglichkeiten gibt, dieses aber im Rahmen
des internen Planungsprozesses erfolgt. Noch einmal und ganz wichtig: Das
ist hier viel zu früh, wirklich viel zu früh.

Frage: Herr Breul, ich würde gerne die historische Frage noch einmal an Sie
stellen. Sie sagten eben, so eine Blauhelmmission, wenn sie denn überhaupt
kommt, soll deeskalierend wirken. Meinten Sie damit, dass es im Fall der
deutschen Beteiligung an so einer Mission eher wegen der historischen
Dimension der ganzen Geschichte zu einer Eskalation kommen kann? Welche
Rolle spielt bei Ihnen die historische Überlegung einer möglichen Teilnahme
der deutschen Soldaten an so einer Mission?

Breul: Was ich damit sagen wollte, ist, dass die Diskussion, die wir hier
führen, eine akademische ist. Wir haben ein Interesse daran, dass es im
Osten der Ukraine insgesamt zu einer Konfliktbeilegung kommt und sind der
Auffassung, dass eine VN-Blauhelmmission möglicherweise einen Beitrag dazu
leisten kann. Das ist das Ziel, das wir damit verfolgen, und dem ordnet
sich alles andere unter. Das war mein Punkt. Da wird nicht gegen den Willen
von irgendwem etwas gemacht, sondern es geht darum, zu einer konstruktiven
Lösung beizutragen.

Frage: Meine Frage richtet sich an das Verkehrsministerium. Es gibt
Medienberichte, wonach die Berater der Regierung vorschlagen, künftig
Steuerzahler für die Umrüstung von Dieselautos aufkommen zu lassen. Mich
würde einmal die Haltung des Verkehrsministeriums dazu interessieren, dass
jetzt der Steuerzahler womöglich dafür zahlen soll, dass die
Automobilindustrie ihr Dieselproblem nicht in den Griff bekommt.

Strater: Vielen Dank für die Frage. Sie bezieht sich auf die Arbeit der
Expertengruppe I des Nationalen Forums Diesel, die wir in unserem Hause
leiten. Diese Arbeitsgruppe trägt den Titel "Emissionsreduzierung in den im
Verkehr befindlichen Fahrzeugflotten". Die Arbeit dieser Expertengruppe ist
noch nicht abgeschlossen, und es gibt auch noch keinen Abschlussbericht.
Worüber hier berichtet wird, sind möglicherweise Zwischenstände, die ich
aber auch hier nicht kommentieren kann. Die Arbeitsgruppe muss erst einmal
zu einem Ergebnis kommen. Das ist noch nicht so weit. Es gibt noch kein
Ergebnis; das liegt noch nicht vor. Wenn es das gibt, wird das in einem
Abschlussbericht niederlegt. Aber so weit sind wir noch nicht.

Zusatzfrage: Das heißt, es gibt zum jetzigen Zeitpunkt noch keine Haltung
zu diesem Vorschlag?

Strater: Die Bundesregierung hat wissenschaftliche Untersuchungen zur
Möglichkeit der Hardwarenachrüstung von Dieselfahrzeugen beauftragt. Hierzu
gehören Pkw und leichte Nutzfahrzeuge. Wie gesagt, die Untersuchungen
laufen noch; Ergebnisse liegen noch nicht vor.

Frage: Ist die öffentliche Finanzierung dieser Nachrüstungen denn eine
Option?

Strater: Ich würde sagen, das ist eine nachgelagerte Frage. Jetzt muss man
erst einmal die Untersuchungen abwarten. Ich habe gesagt: Es gibt
Untersuchungen zur Möglichkeit der Hardwarenachrüstung. Darüber, was
technisch möglich ist, was auch den Rechtsrahmen angeht, wird in
Unterarbeitsgruppen gesprochen. Eine befasst sich mit den technischen
Fragen, eine mit den rechtlichen Fragen, also dem Rechtsrahmen. Wir sind
hier aber noch nicht zu einem Abschluss gekommen, sodass ich hier auch noch
nicht Fragen zur Finanzierung beantworten kann.

Zusatzfrage: Herr Haufe, ist es für Ihr Haus eine mögliche Variante, dass
öffentliches Geld in diese Nachrüstung fließen könnte?

Haufe: Ich kann auch noch einmal unterstreichen, dass es hier keinen
abgestimmten Entwurf für so einen Abschlussbericht gibt. Weder die
Ministerin noch der zuständige Staatssekretär waren bisher über
irgendwelche Vorentwürfe informiert. Die Position der Ministerin ist an der
Stelle klar. Ihre Haltung ist bekannt. Sie kann nicht sehen, dass die
Autohersteller hier keine Kosten tragen, sondern ganz im Gegenteil: Die
Kosten für mögliche technische Nachrüstungen an Diesel-Pkw sind von den
Herstellern zu tragen.

Frage: Herr Strater, die Bundesregierung möchte ja Fahrverbote abwenden.
Inwiefern könnte denn eine solche Regelung helfen, Fahrverbote abzuwenden?

Inwiefern sieht die Regierung denn prinzipiell eine finanzielle
Verantwortung bei diesem Thema?

Strater: Darüber ist ja hier vielfach gesprochen worden. Wir haben das
"Sofortprogramm Saubere Luft" aufgelegt, um die Situation vor Ort zu
verbessern und um Fahrverbote zu vermeiden. Es umfasst eine Milliarde Euro.
Wir haben auch vor nicht allzu langer Zeit kommuniziert, dass durch
Gespräche mit der Automobilindustrie erreicht werden konnte, dass der
Beitrag der Automobilindustrie, nämlich 250 Millionen Euro, hier in vollem
Umfang geleistet wird. Über die Maßnahmen ist im Einzelnen ja hier schon
gesprochen worden. Ich habe dem jetzt hier nichts hinzuzufügen.

Mit Blick auf das Thema Nachrüstungen habe ich das gesagt, was ich hier
eben gesagt habe.

Frage: Herr Haufe, ich habe dem zugehört, was Sie Mittwoch gesagt haben. Da
war Ihnen ja als BMUB wichtig zu betonen - ich zitiere Sie einmal -: "Das
Funktionieren von Softwareupdates, die Umtauschprämie und das Angebot
sauberer Dieselfahrzeuge bilden die Grundlage dafür, dass die Städte ihre
Grenzwertüberschreitungen überhaupt abstellen können." Was sind "saubere
Dieselfahrzeuge"? Können Sie uns ein Modell nennen, das "sauber" ist?

Haufe: Ein sauberes Dieselfahrzeug müsste der Fahrzeugklasse Euro 6d
entsprechen. Ich glaube, es gibt mittlerweile ein oder zwei Modelle, die
dieser Norm entsprechen. Außerdem ist ein sauberes Dieselfahrzeug ein 
Euro-6-Diesel, der tatsächlich die Emissionsgrenzwerte im Labor und gleichzeitig
auf der Straße entsprechend nach dem sogenannten RDE-Verfahren einhält.
Auch das ist ein sauberer Diesel, der alle Grenzwerte so, wie sie
vorgeschrieben sind, einhält.

Zusatzfrage: Das ist ja eine irrführende Bezeichnung. Der ist ja nicht
sauber. Wenn ich daran für ein paar Minuten meine Nase halte, kann ich ja
trotzdem meine Gesundheit schädigen. Vielleicht sollten Sie da mal die
Begriffe überdenken.

Eine andere Frage noch: Sie haben von schweren Lkw über 2,6 Tonnen
gesprochen, die möglicherweise in der Innenstadt nicht mehr fahren dürfen.
Laut Kraftfahrt-Bundesamt ist jedes Fahrzeug über 2,6 Tonnen ein Lkw. Reden
wir da von allen Lkw auf den Straßen in Deutschland?

Was ist mit den Autos? Es gibt ja schon Autos in Deutschland, SUVs, die
mehr als 2,6 Tonnen wiegen und Diesel sind. Was mit denen?

Haufe: Ich mache jetzt hier keine Tonnendiskussion auf. Es gibt
unterschiedliche Lkw, und es ging dabei um schwere Fahrzeuge. Ich habe das
ja in einem bestimmten Zusammenhang gesagt, nämlich in welcher Weise die
Städte den Lkw-Verkehr in bestimmten Bereichen einer Stadt einschränken
können, also vor allen Dingen im Innenstadtbereich. Das ist eine
Diskussion, die jetzt noch läuft.

Frage: Vor dem Hintergrund ebenjenes noch nicht fertiggestellten Papieres,
an dessen Erarbeitung in der Arbeitsgruppe aber doch diverseste
Ministerialvertreter teilgenommen haben, wenn ich die Teilnehmerliste
richtig gesehen habe - diese Gruppe ist ja auch unter Federführung des
BMVI, wenn ich das richtig weiß; zumindest ist das Dokument aus dem BMVI -,
würde ich gerne wissen, ob es nach aktuellem Stande auch die
Rechtsauffassung der Bundesregierung ist, dass für die Nachrüstung von
emissionsverbessernden Systemen bei in Verkehr befindlichen Fahrzeugen mit
vermuteten Abschalteinrichtungen keine Rechtsgrundlage gesehen wird. Sagen
Sie also, dass Sie momentan faktisch keine Rechtsgrundlage haben, die
Hersteller zur Nachrüstung zu verpflichten, wenn Sie nur vermutet haben,
dass es sich dabei um eine Abschalteinrichtung handelt?

Strater: Ich weiß nicht, aus was für einem Dokument Sie gerade zitieren,
das ist mir nicht bekannt; auch das, worüber heute berichtet wird, liegt
mir nicht vor. Ich würde hier auch niemals Zwischenstände kommentieren und
erst recht nicht rechtlich bewerten, weil ich dazu gar nicht in der Lage
bin. Ich habe gesagt, dass es eine Unterarbeitsgruppe gibt, die sich mit
diesen rechtlichen Fragen beschäftigt, und dass es eine weitere
Unterarbeitsgruppe gibt, die sich mit den technischen Fragen beschäftigt.
Diese Unterarbeitsgruppen tagen demnächst, setzen sich zusammen, und werden
diese Fragen bewerten. Ich kann von hier aus nichts zu dieser Frage sagen.

Zusatzfrage: Das heißt, Sie können mir keinen aktuellen Stand der
Rechtsauffassung der Bundesregierung respektive des Verkehrsministeriums zu
der Frage mitteilen, ob es momentan rechtlich möglich ist, die Hersteller
dazu zu verpflichten, technisch nachzurüsten?

Strater: Es ist ja im Moment eine hypothetische Frage, ob ich die
Hersteller dazu verpflichte, denn die Entscheidung muss ja erst einmal
getroffen werden beziehungsweise ein solcher Vorschlag oder ein solcher
Abschlussbericht muss ja erst einmal erstellt werden. Insofern werde ich
hier nicht hypothetische Fragen rechtlich bewerten; das ist an dieser
Stelle nicht angezeigt.

Frage: Frau Demmer, ist es grundsätzlich für die Kanzlerin denkbar, dass
man zum Nachrüsten von Dieselfahrzeugen Steuergelder verwendet?

Herr Strater, wie maßgeblich ist denn das Votum dieser Expertengruppe, und
womit befassen sich die anderen drei Expertengruppen?

SRS'in Demmer: Ich muss Sie enttäuschen, ich schließe mich da dem Kollegen
an. Die erste Expertengruppe ist noch nicht fertig, und diesem Ergebnis
wollen wir jetzt nicht vorgreifen.

Strater: Ich kann das ergänzen: In unserem Verantwortungsbereich liegen
zwei Expertengruppen. Die eine ist die, von der wir hier die ganze Zeit
reden, und bei der anderen geht es unter anderem darum,
Digitalisierungsmaßnahmen für die Verkehrslenkung einzusetzen. Es gibt zwei
weitere Expertengruppen, die bei beim BMUB und beim BMWi ressortieren. Dazu
möchte ich mich jetzt nicht äußern, aber das können die Kollegen dieser
Ministerien ja tun.

Haufe: Beim Bundesumweltministerium gab es eine Expertengruppe - der
Bericht ist mittlerweile fertig -, die sich speziell mit dem öffentlichen
Nahverkehr und Stadtverkehr beschäftigt hat und ausgelotet hat, inwieweit
dort weitere Emissionsminderungen möglich sind.

Frage: Herr Haufe, es hatte in jüngerer Vergangenheit ja einen Konflikt
zwischen Ihrer Ministerin und Herrn Schmidt - damals in seiner Rolle als
Landwirtschaftsminister - im Hinblick auf Glyphosat gegeben, weil er der
Verlängerung der Zulassung unabgestimmt in Brüssel zugestimmt hatte. Wenn
sich in der der Frage steuerfinanzierter Dieselumrüstung - mit Herrn
Schmidt in der Rolle des amtierenden geschäftsführenden Verkehrsministers -
jetzt offenbar oder möglicherweise etwas Ähnliches - Sie haben gesagt:
unabgestimmte interne Vorschläge - andeutet: Erkennen Sie da ein Muster des
Austricksens zwischen diesen beiden Personen?

Haufe: Diese Interpretation weise ich wirklich zurück, weil wir in einem
ganz anderen Stadium sind. Diese Expertengruppe ist ja gerade dabei, alle
Fragen rund um Hardwarenachrüstungen zu klären. Nun sind an dieser Stelle
Dokumente nach außen gedrungen, die einen Zwischenstand, einen Arbeitsstand
darstellen. In diesen Papieren gibt es unterschiedliche Meinungen und
Positionen, denn diese Expertengruppe hat ja auch verschiedene
Expertenkreise miteinander versammelt - aus den
Nichtregierungsorganisationen, aus Fachkreisen, aus den Behörden -, und
natürlich vertreten diese unterschiedliche Auffassungen. Nun ist eine
Auffassung an die Öffentlichkeit gelangt und wir werden jetzt damit
konfrontiert. Wir können uns aber erst dazu äußern, wenn der
Abschlussbericht vollständig vorliegt und dann eben auch alles Mögliche
abgewogen ist. Das ist momentan gar nicht der Fall.

Frage: Herr Strater, noch einmal zu den Softwareupdates: Autobauer haben
sich im Sommer für Softwareupdates ausgesprochen. Bisher ist das aber noch
nicht in dem Maße umgesetzt worden, und zwar mit der Begründung, dass es
keine konkreten Einsparziele vonseiten des Kraftfahrt-Bundesamts gebe. Wird
es diese Konkretisierung geben? Wenn ja, wann, und wenn nein, warum nicht?

Strater: Ich vermute, Sie beziehen sich auf die Zahl von 5,3 Millionen
Fahrzeugen, die umzurüsten sind, was im Rahmen des Nationalen Forums Diesel
Anfang August des vergangenen Jahres beschlossen worden ist.

Zusatz: Genau.

Strater: Das umfasst ja auch die Fahrzeuge, die vom verbindlichen Rückruf
betroffen sind. Es umfasst die VW-Fahrzeuge, es umfasst die Fahrzeuge, für
die eine freiwillige Serviceaktion durchgeführt wird. Ich kann Ihnen zu
diesen beiden Komplexen jetzt sagen, dass die Rückrufaktion der 
VW-Fahrzeuge, bei denen Manipulationen nachgewiesen worden sind, in
Deutschland zu etwas mehr als 90 Prozent abgeschlossen sind. Von den
Fahrzeugen, die vom KBA für die freiwilligen Serviceaktionen freigegeben
sind, wurden deutschlandweit bisher rund 70 Prozent umgerüstet. Was die
Freigabe von Konzepten für weitere Umrüstungen angeht, ist es so, dass die
immer technisch auf ihre Wirksamkeit überprüft werden, und die Genehmigung
wird dann erteilt, wenn die technische Wirksamkeit tatsächlich nachgewiesen
ist.

Haufe: Ich habe noch eine kurze Nachreichung. Meine Kollegen haben gerade
noch einmal nachgerechnet: Es gibt keinen SUV, der über 2,6 Tonnen wiegt;
alle liegen darunter. Wir wollen hier ja keine falschen Fakten darstellen
lassen. Auch wenn die Bundesumweltministerin SUVs sehr kritisch
gegenübersteht - das kann ich an dieser Stelle noch einmal unterstreichen -
, will ich diesen Vergleich hier nicht so stehenlassen.

Vorsitzender Detjen: Manchmal sehen die SUVs so aus, als wenn sie schwerer
wären.

Haufe: Das ist eine andere Frage - sie sehen durchaus manchmal so aus.

Frage: Ich habe eine Frage an das Verteidigungsministerium zu den anderen
SUVs, genauer gesagt zu den Leopard-2-Panzern, die für die multinationale
Eingreiftruppe bereitstehen sollten, aber nicht einsatzbereit sind. Ihr
Haus hatte jüngst noch einmal darauf hingewiesen, dass die
Einsatzbereitschaft der Bundeswehr generell nicht zufriedenstellend sei,
und hat da eine Trendwende unterstrichen. Nun hatte die Ministerin schon zu
Beginn der Legislaturperiode gesagt, dass es hinsichtlich der Bevorratung
mit Ersatzteilen Änderungen geben solle. Ist das nicht geschehen? Lag das
an der Bundeswehr, oder konnte die Industrie nicht liefern?

Zweitens. Sie haben unterstrichen, dass die Einsätze der Bundeswehr derzeit
erfüllt werden könnten. Nun geht es hier ja um einen zukünftigen Einsatz.
Kann der erfüllt werden? Ist der Preis dafür nicht zu hoch, wenn aus der
gesamten Bundeswehr die Materialnachschubchargen zusammengestoppelt werden?
Wäre nicht zu überlegen, die Bereitschaft für solche Einsätze oder
Führungsaufgaben dann lieber nicht zu geben?

Henjes: Das ist jetzt ja ein weiter Fächer, den Sie angefragt haben, aber
ich versuche, Ihnen trotzdem ein wenig mit Informationen gegenüberzustehen.

Das Thema Einsatzbereitschaftslage, das Sie gerade angesprochen haben, ist
nicht neu. Wir haben hier in der Bundespressekonferenz schon häufig darüber
diskutiert, und immer wieder sind auch einzelne Stichtage - das ist immer
ganz wichtig - der Ausgangspunkt, wo wir dann gesagt haben: Das ist jetzt
etwas, was besorgniserregend ist.

Zur Einsatzbereitschaftslage der Bundeswehr, insbesondere der materiellen
Einsatzbereitschaftslage, haben wir regelmäßig gegenüber dem Parlament
dargelegt, aber auch hier in der Bundespressekonferenz. Ganz grundsätzlich
hat das insbesondere Oberst Neumann hier am 12. Februar getan. Das
sicherheitspolitische Umfeld hat sich aber - und das möchte ich auch noch
einmal unterstreichen -, insbesondere nach den Jahrzehnten des Sparens,
grundsätzlich gewandelt - ich weise hier auch auf die Münchner
Sicherheitskonferenz hin. Die Einsatzbereitschaftslage wäre sicherlich
besser, wenn unsere Flugzeuge nicht regelmäßig im Baltikum ihren Auftrag
erfüllen würden und unsere Schiffe nicht im Mittelmeer - insbesondere auch,
wie Sie gesehen haben, in den Jahren in der Ägäis - eingesetzt wären und
unser Heer nicht sowohl in Litauen - zweimal im Rahmen der VJTF, also der
Very High Readiness Joint Task Force, nämlich 2019 und 2023 als "Lead" -
als auch in Afghanistan im Einsatz wäre. Wie Sie daran erkennen können, ist
die Bundeswehr gefordert wie nie zuvor. Das ist etwas, was das Material und
insbesondere derzeitig auch 3500 Soldatinnen und Soldaten erheblich
beansprucht.

Die eingeleiteten Trendwenden sind daher die richtige Antwort; sie müssen
nur in irgendeiner Weise greifen, wie Sie auch richtigerweise gesagt haben.
Sie erfolgen parallel - und das ist etwas, was uns besonders fordert - zu
den Verpflichtungen, die ich gerade ein wenig skizziert habe. Wir können
gerne sofort die Effekte sehen, die Trendwenden bedürfen jedoch dreierlei,
nämlich Zeit, Kontinuität und nachhaltiger Finanzierung. Es kommt also
darauf an, den eingeschlagenen Weg Schritt für Schritt konsequent
einzugehen. Das ist die Situation, in der wir uns gerade befinden.

Frage: An das Forschungsministerium: Es gab eine Anfrage der Linkspartei an
das Forschungsministerium zu der Verteilung von Bundesbehörden und
außeruniversitären Einrichtungen zwischen 2014 und 2017. Trotz des
Bundestagsbeschlusses, dabei vorrangig den Osten zu bedenken, wurden nur
drei von 23 Einrichtungen in Ostdeutschland platziert. Erste Frage: Warum
ist dies so? Zweite Frage: Nach welchen Kriterien wird da entschieden?

Quenett: Vielen Dank für die Frage. - Grundsätzlich kann man bei
Forschungseinrichtungen immer davon ausgehen, dass die Standorte nach
wissenschaftsgeleiteten Verfahren entschieden werden. Maßgeblich sind
Inhalte und ein für den jeweiligen Forschungsgegenstand förderliches
Umfeld. Grundsätzlich ist es auch so, dass Bund und Länder dies regelmäßig
auf Ebene der zuständigen Minister und Ministerinnen in der gemeinsamen
Wissenschaftskonferenz entscheiden, so zum Beispiel in Jena, wo es um das
Leibniz-Institut für Photonische Technologien ging.

Zusatzfrage: Aber die Standorte von Bundesbehörden werden ja nicht nach
wissenschaftlichen Kriterien entschieden, und die sind ja auch nicht in den
Osten gekommen. Sie haben dazu als Ministerium ja auch geantwortet.

Quenett: Für das Thema Bundesbehörden sind wir nicht zuständig; ich kann
hier ausschließlich zu Forschungseinrichtungen Stellung nehmen.

Frage : Zur inneren Situation in Russland: Wie bewerten die Kanzlerin oder
der Außenminister die Tatsache, dass seit gestern der Zugang zu der
Internetseite von Alexej Nawalny blockiert ist, die ja bisher die einzige
Möglichkeit für diesen Oppositionspolitiker war, überhaupt an die
Öffentlichkeit zu gelangen.

Breul: Ich kann dazu jetzt keine Bewertung abgeben, weil mir der
Sachverhalt nicht im Detail bekannt ist. Ich kann aber unterstreichen, was
unsere generelle Linie ist, nämlich dass die Presse-, Meinungs- und
Informationsfreiheit für uns ein sehr hohes Gut sind. Das gilt natürlich
auch in unserem Verhältnis zu Russland, und diesen Punkt unterstreichen wir
auf allen Ebenen. Verzeihen Sie mir aber, dass ich zu diesem konkreten
Einzelfall nichts sagen kann; dazu liegen mir keine näheren Informationen
vor.

Zusatzfrage: Werden Sie sich konkret mit diesem Thema beschäftigen, oder
ist das nicht von Relevanz für das Auswärtige Amt?

Breul: Ja, klar. Natürlich ist Herr Nawalny eine prominente Figur, und er
trägt als solche zur Meinungsvielfalt in Russland bei. Ich wollte mit
meinen generellen Bemerkungen zum Ausdruck bringen, dass wir solche
Entwicklungen in Russland natürlich sehr genau beobachten.

Frage: An Herrn Strater und gegebenenfalls an Herrn Haufe zu den
sogenannten AdBlue-Killern bei Lkw: Diese Geräte, die die
Harnstoffeinspritzung lahmlegen und der Bordelektronik bei Lkw gleichzeitig
vorspielen, dass sie mit AdBlue fahren, sind mittlerweile ja eine weit
verbreitete kriminelle Manipulation. Herr Strater, hat Ihr Ministerium
dieses Problem erkannt? Was tun Sie dagegen, wie wollen Sie das in den
Griff bekommen? Das sind ja mittlerweile Emulatoren, die man sich im
Internet für 15 US-Dollar bestellen kann, und das spart pro Lkw 2000 Euro
im Jahr.

Strater: Mir ist die Thematik bekannt. Ob das unter dem Namen 
"AdBlue-Killer" firmiert, weiß ich nicht, aber natürlich kümmern wir uns um solche
Themen. Ich kann Ihnen jetzt nicht genau den Stand der Dinge referieren,
wie wir da vorgehen; das müsste ich gegebenenfalls nachreichen.

Zusatzfrage: Gibt es eine Idee, wie man das bestrafen kann und wie man das
kontrollieren kann? Gibt es neben polizeilichen Kontrollen - -

Strater: Gibt es bestimmt, ist mir im Moment aber nicht bekannt. Das muss
ich nachreichen, tut mir leid.

Zusatzfrage: Herr Haufe, gibt es im Umweltministerium irgendwelche
Überlegungen, wie man das einschränken kann? Gibt es dazu Absprachen mit
dem BMVI?

Herr Dimroth, hat die Bundespolizei da vielleicht irgendwelche
Kontrollmöglichkeiten?

Haufe: Die Berichte aus den Medien sind uns auch bekannt, aber die
Zuständigkeit bei diesem Thema liegt beim Bundesverkehrsministerium.

Dimroth: Ich kann jetzt jedenfalls auf Zuruf weder eine Zuständigkeit der
Bundespolizei noch eine Zuständigkeit des BKA erkennen; deswegen kann ich
Ihnen hier auch keinen entsprechenden Antwortbeitrag liefern. Ich bin mir
sicher, dass das Verkehrsministerium, sollten dort entsprechende
Erkenntnisse vorliegen, mit solchen Erkenntnissen auch auf die
Strafverfolgungsbehörden zugeht. Die Bundespolizei ist aber mitnichten für
die Bundesautobahn zuständig, selbst wenn man das denken könnte. Insofern
gibt es hier prima facie - jedenfalls aus meiner Sicht - überhaupt keine
Zuständigkeit.

Frage: Ich glaube, der Fachbegriff ist "AdBlue-Emulatoren". Die sind seit
mehreren Jahren im Einsatz, sie werden aktiv und aggressiv im Internet
beworben, mit dem deutlichen Hinweis darauf, dass eben die Elektronik
umgangen und ausgetrickst wird. Es ist insofern interessant, weil neuere
Modelle dieser Emulatoren, dieser Soft- und Hardware, mit einem sogenannten
Polenschalter ausgeliefert werden. Das bedeutet, dass in Polen die Polizei
offenbar sehr intensiv und regelmäßig und Kontrollen durchführt, und für
diesen Fall kann man die Umgehungselektronik wieder ausschalten, sodass
dann tatsächlich AdBlue eingesetzt wird. Ist dieser Sachverhalt für die
Bundesregierung Anlass zu sagen "Wir müssen in einer ähnlichen Intensität
darangehen, sodass das Risiko, in Deutschland erwischt zu werden, so hoch
ist, dass diese Manipulationssoftware nicht zum Einsatz kommt"?

Strater: Ich habe fleißige Kollegen bei mir im Büro sitzen, die mir eine
Antwort zu diesem Thema geschickt haben - ich habe ja gesagt: Wir kümmern
uns darum. Ich kann Ihnen die Antwort auf die entsprechende schriftliche
Frage - das ist die Frage 443 vom Januar aus dem Deutschen Bundestag; die
Antwort ist am 8. Februar 2018 rausgegangen - vorlesen, wenn Sie wollen,
oder Sie lesen es selber nach.

Zuruf: Können Sie das vorlesen?

Strater: Ich kann es gern vortragen:

"Dem Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur ist der
Einsatz von AdBlue-Emulatoren aus der Kontrollpraxis des BAG"

- das ist das Bundesamt für Güterverkehr -

"bekannt. Die ordnungsgemäße Verwendung von AdBlue wird vom BAG unter
anderem im Rahmen von Straßenkontrollen überprüft. Dies erfolgt im Zuge der
sogenannten Technischen Unterwegskontrollen. Bei den in Rede stehenden
Fällen von AdBlue-Manipulationen durch Eingriffe in die Emissionsanlage
(AdBlue-Emulator) liegt das Besondere an diesen Kontrollen darin, dass die
Straßenkontrolleure vorsätzliche Manipulationen aufdecken müssen, für deren
Verschleierung von den Tätern hoher technischer Aufwand getrieben wird.

Gegen Manipulationen sind bereits auf EU-Ebene Vorkehrungen technischer Art
verbindlich vorgeschrieben: Die europäischen Typgenehmigungsvorschriften
für schwere Nutzfahrzeuge sehen vor, dass bei einer Nicht- oder
Fehlbetankung mit Harnstofflösung das Fahrzeug in Schleichfahrt versetzt
wird.

Um bei den Kontrollen bestmögliche Ergebnisse zu erzielen, tauscht sich das
BAG regelmäßig mit den Länderbehörden aus und führt mit den Polizeibehörden
der Länder gemeinsame Kontrollen durch. Ebenso steht das BAG mit den
zuständigen Behörden der osteuropäischen Nachbarländer in einem
regelmäßigen Austausch. Auch hier wurde die Thematik im Rahmen einer
Arbeitsgruppe erörtert und mögliche Verbesserungen besprochen, wie
Manipulationen im Rahmen der sogenannten Technischen Unterwegskontrolle
entdeckt werden können."

Zusatzfrage: Sie diskutieren, Sie tauschen sich aus. Aber daraus ist für
mich noch nicht erkennbar, wie Sie diesem ja festgestellten Missbrauch, der
auch gesundheitsschädlich ist, aktiver begegnen werden. Ist das als
Resultat dieses Austausches noch zu erwarten?

Und vor allem: Sie haben von einem Austausch mit osteuropäischen Ländern
gesprochen. Wenn der Polenschalter ein Indiz dafür ist, dass die Kontrolle
in Polen besser funktioniert, könnte das ja ein Referenzmodell sein.

Strater: In der Antwort, die ich gerade verlesen habe, habe ich das
Bundesamt für Güterverkehr erwähnt. Das ist eine uns nachgeordnete Behörde.
Ich kann ergänzen, dass das Bundesamt für Güterverkehr angewiesen ist,
Schwerpunktkontrollen zu AdBlue durchzuführen, um das Thema genauer unter
die Lupe zu nehmen.

Frage: Können Sie uns eine Auskunft zu den anderen möglichen
Verbesserungen, die Sie gerade genannt haben, geben?

Herr Haufe, können Sie uns über die Umweltschäden, die so ein 
AdBlue-Schalter bringt, aufklären? Hat das Umweltministerium dazu irgendwelche
Zahlen?

Haufe: Ich kann Ihnen jetzt nichts zu diesem Schalter sagen. Ein Lkw, der
die Abgasreinigung über solch eine illegale Methode manipuliert, hat
natürlich höhere Stickoxidemissionen. Entsprechend gibt es mehr
Stickstoffdioxid in der Umwelt. Die Gesundheitsschädlichkeit von NOx ist ja
bekannt.

Strater: Ich kann noch eine Ergänzung zu den Konsequenzen für die
Betriebserlaubnis machen. Technische Eingriffe, die den Tatbestand der
Manipulation erfüllen, sind eine Ordnungswidrigkeit und führen zum
Erlöschen der Betriebserlaubnis des Fahrzeugs.

Ich kann auch noch einen Aspekt zum Thema der Lkw-Maut ergänzen. Zahlt der
Mautschuldner aufgrund von Manipulationen an der AdBlue-Anlage des
Fahrzeugs, durch sie nicht die vorgesehene schadstoffreduzierene Wirkung
hat, einen falschen Mautsatz, ist dies auch ein Verstoß gegen die
Mautpflicht. Der Mautschuldner begeht durch die nicht vollständig
entrichtete Maut auch eine Ordnungswidrigkeit.

Frage: Eine kurze Frage an das Finanzministerium: Ihr Minister hat gestern
Abend, wohl in München, davon gesprochen, dass die Europäer eine Antwort
auf die US-Steuerreform finden müssten. Heißt das, dass man inzwischen bei
Ihnen zu einem endgültigen Befund über die Wirkungsweise der 
US-Steuerreform gekommen ist?

Das interessiert mich insbesondere deshalb, weil der DIHK zu dem Ergebnis
gekommen ist, dass die deutschen Unternehmen unter dem Strich von dieser
Steuerreform profitieren. Wo ist also, wenn die deutschen Firmen
profitieren, die Notwendigkeit, eine Antwort auf diese Reform zu finden?

Fehling: Zu der Frage unserer Bewertung der US-Steuerreform auch anhand
rechtlicher Kriterien, die wir hier vor einiger Zeit schon besprochen
haben, kann ich Ihnen keinen neuen Stand geben.

Im Übrigen gilt das, was wir auch schon gesagt haben: Die Frage, wie wir
insgesamt als Standort Deutschland auf solche Entwicklungen reagieren, wird
die künftige Bundesregierung beantworten. Das ist eben die Frage, welche
positiven Effekte sich aus solchen Reformen ergeben, aber eben auch die
Frage, ob es Handlungsbedarf im deutschen Steuerrecht gibt.

Frage: Anadolu hat mittlerweile gemeldet, dass die Anklageschrift vorliege
und in dieser Anklageschrift 18 Jahre Haft für Yücel gefordert würden. Ich
möchte Sie fragen - vielleicht hat sich das damit erledigt -, ob es nach
Ihren Informationen trotz dieser Anklageschrift jetzt eine Möglichkeit für
die Ausreise von Yücel gäbe.

Könnten Sie bitte noch die Zahl der deutschen Staatsbürger nennen, die noch
in Haft sitzen? Sind es jetzt fünf?

Breul: Um die letzte Frage zuerst zu beantworten: Die Anzahl derjenigen
deutschen Staatsbürger, die aufgrund politischer Vorwürfe inhaftiert sind -
das ist, denke ich, die Zahl, die Sie interessiert -, wäre ohne Herrn Yücel
jetzt fünf.

Zu den Meldungen und zu weiteren Inhalten möchte ich mich hier jetzt nicht
weiter äußern, einfach deshalb nicht, weil sie mir nicht vorliegen. Ich
möchte auch um Verständnis dafür bitten, dass wir uns als Auswärtiges Amt
und als Generalkonsulat vor Ort ganz eng mit dem Betroffenen, seinen
Anwälten usw. abstimmen müssen, welche Information kommuniziert werden kann
und kommuniziert werden darf.

Sie haben vielleicht gesehen, dass sich Außenminister Gabriel in München
bereits zu dem Fall geäußert hat. Ich nehme an, dass es im Laufe des
Nachmittags weitere Möglichkeiten geben wird, Fragen zu stellen.

Frage: Mir liegen hier auch schon ein paar Aussagen von Gabriel vor. Er
meinte, er habe sich in den letzten Tagen zweimal mit Herrn Erdogan
getroffen. Wann denn und wo?

Breul: Die Aussage habe ich auch gesehen.

Zuruf: Das werden Sie ja wissen!

Breul: Es ist schön, dass Sie wissen, was ich weiß. - Ich kann Ihnen nur
sagen: Ja, es hat Treffen gegeben. Ich kann Ihnen auch sagen, dass das
Thema dieser Treffen der eindringliche Appell war, dass das
Gerichtsverfahren beschleunigt werden kann und dass es Fortschritte gibt.
So hatte sich Herr Yildirim ja auch bereits vor dem Gespräch mit der
Kanzlerin und danach in der Pressekonferenz geäußert.

Zu den Einzelheiten der Gespräche gilt, dass es Gespräche waren, in denen
man sich bemüht hat, ohne viel Aufhebens in der Sache Fortschritte zu
erzielen. Das war der Grund, weswegen sie in der Öffentlichkeit nicht groß
kommuniziert wurden.

Zusatzfrage: Das ist vollkommen verständlich. Einzelheiten will ich ja
nicht wissen. Ich will nur wissen, wann das war und wo diese beiden Treffen
stattgefunden haben. In Ankara? In der Türkei? An einem neutralen Ort?

Breul: Es gab zwei Treffen in den vergangenen zehn Tagen, eines davon in
der Türkei, eines davon an einem anderen Ort. Meines Wissens war das in
Rom. Aber der Ort tut auch nichts zur Sache, das hatte einfach mit dem
Terminkalender zu tun. Man hat sich also nicht irgendwo sozusagen
konspirativ getroffen, sondern aufgrund der Terminlage der Betroffenen hat
der Termin dort stattgefunden.

Zuruf : In der Türkei in Ankara?

Breul: Ehrlich gesagt, bin ich gerade überfragt, ob in Ankara oder
Istanbul.

Freitag, 16. Februar 2018

 * 

Quelle:

Regierungspressekonferenz vom 16. Februar 2018

https://www.bundesregierung.de/Content/DE/Mitschrift/Pressekonferenzen/2018/02/2018-02-16-regpk.html

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Dorotheenstr. 84, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 272-0, Fax: 030 18 10 272-25 55

E-Mail: internetpost@bpa.bund.de

Internet: www.bundesregierung.de
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DISKUSSION/404: Hamburg - "Wohnen in Eidelstedt: gut und günstig?", 21.02.2018


DIE LINKE. Eimsbüttel

Mut gegen Armut - DIE LINKE lädt ein zum Gespräch

Wohnen in Eidelstedt: gut und günstig?

Mittwoch, 21. Februar 2018, 19:30 Uhr

Eidelstedter Bürgerhaus, Alte Elbgaustr. 12



In Eidelstedt mit ca. 32 Tsd. Einwohner_innen - zerteilt durch 5 große
Straßen und 2 Autobahnen - liegt das Einkommen etwa ein Viertel unter dem
hamburgischen Durchschnitt. Trotzdem steigen auch hier die Mieten
unaufhörlich und einige Armuts-Erscheinungen zeigen sich in manchen
Quartieren besonders deutlich.

Was bewegt und belastet die Eidelstedter_innen?

Neben der Einkommens- und Mietenentwicklung wird es nicht nur um das
Fördergebiet Eidelstedt-Mitte (RISE) gehen und die Unterkünfte für
Geflüchtete.

Wir wollen das Leben in Eidelstedt insgesamt diskutieren, mit hoffentlich
vielen Gästen aus dem Stadtteil, Ihnen und vier Expert_innen:

- Holger Börgartz (Eidelstedter Bürgerhaus)

- Ina Möller (Bürgerforum Eidelstedt)

- Willi Lempfuhl (Mieterverein zu Hamburg)

- Heike Sudmann (Bürgerschaftsabgeordnete, DIE LINKE)

Wann: Mittwoch, 21. Februar 2018, 19:30 Uhr

Wo: Eidelstedter Bürgerhaus, Alte Elbgaustr. 12

Eintritt frei

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE. Eimsbüttel

Kieler Straße 689 in 22527 Hamburg

Telefon: 040 / 3022 7177 

E-Mail: bv-eimsbuettel@die-linke-hh.de

Internet: http://die-linke-eimsbuettel.de
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VORTRAG/2235: Hamburg - Andreas Zumach "Saudi-Arabiens Krieg gegen Jemen", 21.02.2019


Saudi-Arabiens Krieg gegen Jemen

Referent: Andreas Zumach

Mittwoch, 21. Februar 2018, 18:00 Uhr

Ort: Pauline Kantine in der Schule Rothestrasse in Altona

Rothestr. 22, erreichbar zu Fuß vom Bahnhof Altona oder mit der Buslinie 15



Was muss noch passieren, bis der Krieg gegen Jemen in der deutschen
Öffentlichkeit wirklich wahrgenommen wird und von der saudischen Regierung
und ihren Verbündeten Konsequenzen gefordert werden? Wie kann es sein, dass
deutsche und französische Spitzenpolitiker in dem stockkonservativen
Königreich Höflichkeitsbesuche abstatten - und die Kriegsverbrechen im
Jemen mit Stillschweigen übergehen? Warum wird die
aggressive saudische Regierung nicht international isoliert und mit
Sanktionen bedroht?

Wie kann den verzweifelten Menschen im Jemen geholfen werden und wodurch
könnte der Krieg beendet werden? Ist der Krieg im Jemen nur ein Vorspiel
für einen geplanten Krieg gegen Iran?

Unter anderem wollen wir


	über die Situation im Jemen und die katastrophale Lage der (überlebenden) Kriegsopfer - Hunger, Seuchen, Verwaisung, Flucht und Vertreibung - informieren,

	die Hintergründe des Krieges und die Rolle und Interessen der saudischen Regierung und ihrer Verbündeten innerhalb und außerhalb der Region aufzeigen,

	die Bedeutung von Rüstungsgeschäften und militärischer Zusammenarbeit der NATO-Staaten (auch Deutschlands) mit Saudi-Arabien ermitteln und klären, ob die saudische Armee durch die Bundeswehr unterstützt wird,

	untersuchen, welche Gefahr die saudische Kriegspolitik für die gesamte Region Naher Osten bedeutet, insbesondere für den Iran.




Veranstalter: 

Hamburger Forum für Völkerverständigung und weltweite Abrüstung e.V.;
Deutsche Friedensgesellschaft-Vereinigte Kriegsdienstgegner (DFG-VK);
Ottenser Gespräche zu Flucht und Migration

 * 

Quelle:

Hamburger Forum für Völkerverständigung und weltweite Abrüstung e.V.

E-Mail: hamburger-forum@hamburg.de

Internet: http://www.hamburgerforum.org
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VORTRAG/2234: Berlin - Helle Panke Veranstaltungen vom 19. bis 25. Februar 2018


Helle Panke

Veranstaltungen in der 8. Kalenderwoche



Liebe Leserinnen und Leser,

in der kommenden Woche sind wir mit unseren Veranstaltungen an mehreren
Orten in der Stadt vertreten: Ein Filmabend in der Fahimi Bar, Egon Krenz
beim Seniorenklub im Karl-Liebknecht-Haus, eine Diskussion zur
Gewerkschaftsgeschichte im BAIZ, Künstliche Intelligent im k-fetisch; dazu
am Wochenende dann in der WABE das Festival Musik und Politik.
Musikalisch geht es auch bei der einzigen Veranstaltung zu, die in unseren
Räumen in der Kopenhagener Straße stattfinden wird: Am Donnerstag
interpretiert die Diseuse Gerta Stecher in der Reihe "Rendezvous" Texte und
Lieder von Bertolt Brecht. Also ein sehr buntes Programm:


Montag, 19. Februar 2018, 20:00 Uhr



Politik im Gespräch

The Spider's Web - Britain's second Empire

Das Spinnennetz: Großbritanniens zweites Empire 

Wir zeigen den Film The Spider's Web (2017) im englischen Originaltext mit
deutschen Untertiteln.

Referent: Nicholas Shaxson (Autor und Journalist)

Moderation: Mathew Rose

Eine Kooperationsveranstaltung zwischen Helle Panke und Brave New
Europe.

Kosten: 2,00 Euro

Ort: Fahimi Bar, Skalitzer Straße 133, 10999 Berlin


Dienstag, 20. Februar 2018, 10:00 Uhr



Seniorenklub im Karl-Liebknecht-Haus

Persönliche Eindrücke zur Entwicklung in Russland und China

Referenn: Egon Krenz

Moderation: Helga Labs

Kosten: 2,00 Euro 

Ort: Karl-Liebknecht-Haus, Kleine Alexanderstr. 28, 10178 Berlin


Dienstag, 20. Februar 2018, 19:00 Uhr



Geschichte

Lieber tot als rot

Gewerkschaften und Militär in Deutschland seit 1914

Referent: Malte Meyer (lebt in Köln und beschäftigt sich seit längerem mit
historischer wie aktueller Gewerkschaftspolitik)

Moderation: Johanna Treblin (neues deutschland)

In Kooperation mit der FAU Berlin und dem antimilitaristischen
NoWar-Bündnis Berlin.

Kosten: 2,00 Euro

Ort: BAIZ, Schönhauser Allee 26A, 10435 Berlin


Donnerstag, 22. Februar 2018, 15:00 Uhr



Rendezvous

Die Liebe wintert nicht

Literarisch-musikalisches Programm zu Ehren von Bertolt Brecht

Mit: Gerta Stecher (Diseuse) und Andreas Wolter (Piano)

Moderation: Marlene Vesper

Kosten: 2,00 Euro

Ort: Helle Panke e.V., Kopenhagener Str. 9, 10437 Berlin


Donnerstag, 22. Februar 2018, 20:00 Uhr



Digitaler Wandel

Sophia statt Cyborg. Zur Ideologie der Künstlichen Intelligenz

Referentin: Carolin Wiedemann (Soziologin und freie Journalistin)

Moderation: Fabian Kunow

Kosten: 2,00 Euro

Ort: k-fetisch, Wildenbruchstraße 86, 12045 Berlin


Freitag, 23. Februar 2018 bis Sonntag, 25. Februar 2018


19. Festival Musik und Politik



Freitag, 23.2.

17:00 Uhr: "Alles wird besser, nichts wird gut" - Musik und Politik um
1990

18:00 Uhr: "Sängerkunde" - Gespräche mit DDR-Liedermachern nach der
"Wende". 

Mit Michael Kleff und Hans-Eckardt Wenzel

19:30 Uhr: Ausschnitte aus Sendungen des DDR-Fernsehens und des DFF mit
Kurt Demmler, Gerhard Gundermann, Barbara Thalheim, Wenzel & Mensching
u.a.

20:30 Uhr: Konzert: Wenzel & Mensching - Lieder und Texte, Eintritt: 15
Euro / ermäßigt 10 Euro + ggf. VVK-Gebühr.

Sonnabend, 24.2.

18:00 Uhr: Künstlergespräch

20:00 Uhr: Konzert: "Wessen Welt?" mit Ryan Harvey (USA), Kareem Samara
(GB), Shireen Lilith (NL), Strom & Wasser (D), Calum Baird (GB), Eintritt:
15 Euro / ermäßigt 10 Euro + ggf. VVK-Gebühr.

Sonntag, 25.2.

15:00 Uhr: Liederpodium

19:00 Uhr: Liederbestenliste präsentiert, mit Wolfgang Rieck, Tobias
Thiele, Annika von Trier, Rüdiger Bierhorst, Eintritt: 15 Euro / ermäßigt
10 Euro + ggf. VVK-Gebühr.

Weitere Infos und Tickets hier. 

Eine Veranstaltung in Kooperation mit Lied und soziale Bewegungen e.V. und
der RLS.

Ort: WABE, Danziger Straße 101, 10405 Berlin

 * 

Quelle:

"Helle Panke" e.V. - Rosa-Luxemburg-Stiftung Berlin

Kopenhagener Str. 76, 10437 Berlin

Telefon (030) 47 53 87 24, Fax (030) 47 37 87 75

E-Mail: info@helle-panke.de

Internet: www.helle-panke.de
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SCHACH-SPHINX/06480: Plädoyer für kulinarische Freudengänger (SB)


Weh denen, die sich mit geistiger Nahrung am Leben halten!
Kulinarische Freudengänger scheint es unter den heutigen Großmeistern
nur wenige zu geben. Seit das Auge des Publikums immer schärfer auf
die seitlichen und Bauchrundungen schielt, bequemen sich viele zur
Diät. Vorbei die Zeiten, wo aus einem ansehnlichen Bauch gedacht und
dem guten Essen der Zuspruch gegeben wurde. Der mahnende Ruf der
Kalorienwächter weht durch die königlichen Hallen, und kaum einer wagt
beim Bankett seinen Teller noch randvoll zu füllen mit tausenderlei
leckeren Gerichten. Oder gar zu Austern greifen, die pro Gramm viele
tödliche Kalorien bergen! Gleich neben den Rauchern sind in unserer
gesundheitsgequälten Zeit die "Vielfraße" auf den Index gekommen. Wer
wagte es heute noch wie jener irische Bischof - der im 18. Jahrhundert
statt eines pietätvollen Mittagsmahles rund 300 Austern zu verdrücken
pflegte und auf dessen Grabstein die Inschrift zu lesen ist: "Hier
liegt Averil in diesem Kreuzesgange. Sollte ihn die letzte Trompete
nicht erwecken können, so rufe man nur: Frische Austern!" - sich
seiner Genüsse nicht zu schämen? In alten Schachtagen war das indes
noch anders. Die Herren Großmeister, die zu Turnieren eingeladen
wurden mit freier Kost und Unterkunft, aßen sich durch alle Gerichte
hindurch und hätten nie vor Austern Halt gemacht, zumal ihr Verzehr,
wie oft beschworen, gedankenvolle Augemblicke bescherte. Also, den
Gürtel weiter geschnallt und der bigotten Welt ins Gesicht gelacht.
Satte Bäuche machen runde Gedanken, und mit frohem Appetit schlug im
heutigen Rätsel der Sphinx auch Meister Helling zu, der mit den
schwarzen Steinen die asketisch weiße Stellung rasch überwand,
Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06480: Plädoyer für kulinarische Freudengänger (SB)]



v. Holzhausen - Helling

Duisburg 1929


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Petrosjan, das war ein Geistesband zwischen Capablanca und Rubinstein,
mit fast unzerreißlicher Präzision. Sein Kontrahent Nowotelnow wurde
von dieser Genauigkeit still, aber unwiderstehlich vom Brett gespült:
1...d6-d5! 2.Sc3xd5 - 2.e4xd5 e5-e4 mit gefährlich schwarzer
Initiative - 2...Tc8xc2 3.f4xe5 Sf6xd5 4.e4xd5 Sd7xe5 5.Sb3-d4 Se5-d3
6.Sd4xc2 - sonst verliert er völlig kompensationslos eine Figur -
6...Sd3xf2+ 7.Tf1xf2 Lb7xd5 8.Lf3xd5 Dd8xd5 9.Ld2-c3 Dd5-c4 10.Ta1-f1
f7-f6 11.Tf1-d1 Te8-e2 12.b2-b3 Dc4-e4 und Weiß gab wegen
Perspektivlosigkeit auf.



Erstveröffentlichung am 23. Februar 2005

18. Februar 2018
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STANDPUNKT/985: Münsteraner Appell zum Insektenschutz und zum Erhalt der Biodiversität (NABU NRW)


NABU Landesverband Nordrhein-Westfalen - 17. Februar 2018

Münsteraner Appell zum Insektenschutz und zum Erhalt der
Biodiversität 

NABU rief zum Dialog mit Akteuren aus Politik, Landwirtschaft, Chemie,
Wissenschaft und Forschung | Gemeinsames Forderungspapier zum
Insektenrückgang erarbeitet



Düsseldorf/Münster - Der seit Jahrzehnten anhaltende Insektenrückgang,
von dem bisher in erster Linie seltenere und spezialisierte Arten
betroffen waren, wird inzwischen vor allem für allgemein häufige und
verbreitete Arten beobachtet. Studien des Entomologischen Vereins
Krefeld belegen stellenweise Rückgänge um bis zu 75 Prozent.
Angesichts der zentralen Rolle von Insekten für unser Ökosystem Erde
ein Albtraum. Die heutige interdisziplinär besetzte und mit rund 250
Teilnehmern ausgebuchte NABU-Tagung zum Insektenrückgang am Institut
für Landschaftsökologie in Münster bot ein Forum für Austausch und
Diskussion über den aktuellen Kenntnisstand und mögliche Wege, den
massiven Rückgang der Insekten zu stoppen. Im Entwurf für einen
Münsteraner Appell formulierte der NABU einen ganzen Katalog
notwendiger Maßnahmen zur Umsetzung für die Politik.

Josef Tumbrinck, Vorsitzender des NABU NRW, bestätigte Dr. Heinrich
Bottermann, Staatssekretär im Umweltministerium, der die Vortragsreihe
mit einer Übersicht über die bereits vom Land Nordrhein-Westfalen
eingeleiteten Maßnahmen startete, zunächst mit dem bereits in die Wege
geleiteten NRW-weiten Insektenmonitoring auf dem richtigen Weg zu
sein. Dabei wird auf 120 repräsentativ ausgewählten Probeflächen die
Biomasse von fliegenden, blütenbestäubenden Insekten untersucht. "Da
die Ursachen für den dramatischen Insektenrückgang nicht eindeutig
geklärt sind, benötigen wir dringend Grundlagen wie diese, um daraus
Rückschlüsse auf die Auswirkungen verschiedener Landnutzungsformen und
Einflüsse auf die Insektenvielfalt aber auch deren Veränderungen
ziehen zu können", sagte Tumbrinck.

Dies reiche aber bei weitem nicht aus. "Politik und Gesellschaft sind
auf allen Ebenen gefordert, umgehend eine Trendwende der dramatischen
Entwicklungen einzuleiten", so der NABU-Landesvorsitzende weiter. Dazu
sei ein ganzes Maßnahmenpaket notwendig:

So müsse auf EU-Ebene der Rückgang der biologischen Vielfalt in
Agrarräumen gestoppt werden. Dazu sei ein grundlegendes Umsteuern in
der Agrarpolitik notwendig, das Prinzip "Wachse oder weiche" müsse
beendet und Fördergelder stärker an den Naturschutz gekoppelt werden,
etwa mithilfe eines neuen EU-Naturschutzfonds in Höhe von 15
Milliarden Euro. Eine Prämie für naturnahe nicht-produktive
landwirtschaftliche Betriebsanteile müsse eingeführt werden. Zudem sei
ein absolutes Pestizidverbot auf Ökologischen Vorrangflächen,
Gewässerrandstreifen und im Nahbereich von naturschutzfachlich
hochwertigen Kleinlebensräumen wie Hecken oder Blühstreifen
erforderlich. Auch eine Änderung der europäischen
Pflanzenschutzgesetzgebung sei zwingend notwendig.

Auf Bundesebene müsse das Bundesprogramm Biologische Vielfalt auf 50
Millionen Euro erhöht und ein langfristiges bundesweites
Insektenmonitoring aufgebaut werden.

"Unser Wissen über die Lebensweise der in Deutschland vorkommenden
circa 33.000 Insektenarten ist erschreckend gering", sagte Tumbrinck.
Deswegen sei neben Monitoringprojekten im Biodiversitätsbereich
umgehend eine intensive Grundlagenforschung zu etablieren und zu
finanzieren. Um die Ergebnisse und die daraus abgeleiteten
Handlungserfordernisse abgeschlossener, laufender und in Planung
befindlicher Monitoringprojekte bündeln zu können, sei zudem die
Einrichtung eines ausreichend finanzierten "Deutschen Zentrums für
Biodiversitätsmonitoring" in Trägerschaft von
Wissenschaftseinrichtungen unerlässlich.

Grundsätzlich müsse der Einsatz von Pestiziden in der Fläche reduziert
werden. Zu erreichen sei dies durch die Verankerung eines generellen
Minimierungsgebotes im deutschen Pflanzenschutzrecht, die
grundsätzliche Etablierung des Integrierten Pflanzenschutzes sowie
die verstärkte Förderung der ökologischen Landwirtschaft und die
Verbesserung unabhängiger Beratung. Zudem müsse der Einsatz von
Pestiziden in Naturschutz- und Natura 2000-Gebieten, Pflegezonen von
Biosphärenreservaten sowie Nationalparken und Streuobstwiesen generell
verboten werden, ebenso im Haus- und Kleingartenbereich sowie auf
kommunalen Flächen.

Tumbrinck: "Unabhängig von der EU-Agrarreform müssen Bund und Länder
jetzt schon dringend alle verfügbaren Spielräume der aktuellen
Fördermöglichkeiten zum Schutz der Artenvielfalt in der Landwirtschaft
nutzen." Zukünftig müsse zudem ein funktionierender Vollzug der
novellierten Umwelt- und Pflanzenschutzgesetze durch eine personelle
Aufstockung in den diesbezüglichen Behörden sichergestellt sein.

Auch in der Forschung müsse sich einiges tun. Es müsse die
ökologische, umweltchemische und ökotoxikologische Ausbildung in
Verbindung mit naturschutzfachlichen Ansätzen an deutschen Hochschulen
dringend verbessert werden. Viele Studiengänge, die sich diesen
Wissenschaftsdisziplinen widmeten, seien vor einigen Jahren
geschlossen worden.



Die aktuelle Veröffentlichung der Untersuchungsergebnisse des
Entomologischen Vereins in Krefeld zusammen mit Wissenschaftlern aus
den Niederlanden und England "More than 75 percent decline over 27
years in total flying insect biomass in protected areas" steht unter

 https://www.nabu.de/news/2017/10/23291.html
zum Nachlesen bereit.

Hintergrund

Der Entomologische Verein Krefeld untersucht seit 1989 den Rückgang
der Biomasse bei Fluginsekten. Die aktuelle Veröffentlichung der
Untersuchungsergebnisse des Entomologischen Vereins in Krefeld
zusammen mit Wissenschaftlern aus den Niederlanden und England sowie
deren Veröffentlichung in PLOS ONE (Hallmann et al. 2017) am
18.10.2017 bestätigen wissenschaftlich überprüfbar in eindrucksvoller
Weise den dramatischen Insektenrückgang. So wurde in dieser Studie
nachgewiesen, dass in den vergangenen 27 Jahren die Biomasse von
Fluginsekten in Nordwestdeutschland um mehr als 75 Prozent abgenommen
hat. NABU-Untersuchungen zeigen zudem, dass auch Vögel massiv unter
dem Insektensterben leiden: In nur zwölf Jahren verlor Deutschland 15
Prozent seiner Vogelbrutpaare - fast alle betroffenen Arten füttern
zumindest ihre Jungen mit Insekten.

Für den NABU steht die intensive Landwirtschaft im Verdacht, der
Hauptverursacher des dramatischen Rückgangs von Insekten zu sein, der
zu einer starken Abnahme der Insektenbiomasse und der Insektenvielfalt
geführt hat. Zu den bekannten Ursachen wie Stickstoffeintrag,
Grünlandumbruch, Wegfall von Brachen, großflächige Mahd, Überweidung
bzw. Wegfall der Beweidung oder Lichtverschmutzung tritt der
verbreitete Einsatz hochwirksamer bzw. langlebiger Insektizide und
Herbizide hinzu, deren Einsatz auch vor Schutzgebieten und deren
nächster Umgebung nicht Halt macht.

 * 

Quelle:
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TOUR/506: 46 Monate Waldspaziergang im Hambacher Wald - am 25. Februar geht es weiter (Michael Zobel)


Michael Zobel - 16. Februar 2018

46 Monate Waldspaziergang - am 25. Februar geht es weiter



Guten Tag zusammen,

die Rodungssaison 2017/2018 im Hambacher Wald geht zu Ende. Nach zwei
schlimmen Tagen im November hat das Oberverwaltungsgericht in Münster
einen sofortigen Rodungsstopp angeordnet. Eine Sensation! Zum ersten
Mal seit vierzig Jahren fallen im Hambacher Wald in der Rodungssaison
keine Bäume. Und das soll so bleiben.

Deshalb machen wir auch 2018 weiter mit den Sonntagsspaziergängen.
Mehr als 11300 Menschen haben in den vergangenen 46 Monaten an den
monatlichen Waldspaziergängen und an fast 100 individuellen Führungen
teilgenommen, ein unfassbarer Erfolg!

Rodungsstopp bis Oktober 2018! Noch nie waren wir dem Ziel so nah, den
kleinen Rest des einstmals so stolzen Waldes retten zu können. Dazu
haben viele Menschen beigetragen, die Führungen sind ein kleiner
Baustein auf dem Weg zum großen Ziel.

Die nächsten Sonntagsspaziergänge 25. Februar, 18. März, 15. April,
13. Mai, 10. Juni, 15. Juli...


Sonntag, 25. Februar, Wald statt Kohle - 46 Monate
Waldspaziergang... 

Eine weitere Führung in der aktuellen Rodungssaison!!!! Heute ist der
148. Tag, noch ist kein einziger Baum im besetzten Teil des Waldes
gefallen. Sorgen wir dafür, dass das so bleibt, setzen wir erneut ein
Zeichen der Unterstützung für die Waldschützer, die mit ihrer
Anwesenheit eine wertvolle Arbeit für uns alle leisten.

Frühjahr im Hambi, wir werden erneut zeigen, warum auch der kleine
Rest des ehemals stolzen Waldes unbedingt schützenswert ist.

Wir treffen uns um 11.30 Uhr und werden wenig später starten. Gut drei
Stunden sind einzuplanen, der Weg ist nicht lang, aber es gibt viel zu
sehen, zu besprechen, mindestens eine längere Pause.

Für die Kölner: Erneut gibt es einen Bus aus Köln, Informationen und
Anmeldungen unter [*]

http://www.attac-koeln.de/neuigkeiten/artikel/news/bus-zum-waldspaziergang-im-hambacher-forst/

Ansonsten gilt:

Treffpunkt: RWE hat immer noch die komplette L276 zum Betriebsgelände
erklärt, deshalb können wir im Moment nicht am ehemaligen
Ausgangspunkt starten.

Stattdessen gilt die Wegbeschreibung bis kurz hinter Morschenich,
allerdings nicht bis zur T-Kreuzung. Sondern etwa 1 Kilometer hinter
Morschenich geht es links ab auf einen breiten befestigten
Wirtschaftsweg, Richtung Kieswerk Collas. Dort stehen Menschen, die
Fahrzeuge und Ankommende einweisen werden.

Zum S-Bahnhof Buir können wir bei Bedarf ein "Shuttle" schicken, zu
Fuß sind es etwa 20 Minuten zum Treffpunkt.

Wir brauchen wieder ein paar Menschen, die eher vor Ort sind und beim
Regeln des Verkehrs helfen, bitte per Mail oder unter 0171-8508321
melden, danke...

Anmeldung und weitere Infos bei mir unter 0171-8508321 oder per Mail
info@zobel-natur.de

Und am 18. März werden wir das Ende der ersten Rodungs-Verhinderungs-
Saison groß feiern, es ist wieder Zeit für eine Rote Linie. Dazu bald
mehr Informationen, die roten Klamotten bitte schon mal
zurechtlegen...

Wir freuen uns auf Euch, auf eine große Führung in einem immer noch
wunderbaren Wald,

bis zum 25. Februar,

mit optimistischen Grüßen,

Eva Töller und Michael Zobel



[*] http://www.attac-koeln.de/neuigkeiten/artikel/news/bus-zum-waldspaziergang-im-hambacher-forst/

 * 

Quelle:

Michael Zobel
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29. Mai 2017
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